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Einführung 

Die Bundesregierung hat nach § 722 der Reichsversicherungsord- 
nung (RVO) dem Bundestag alljährlich einen Bericht über den Stand 
der Unfallverhütung und das Unfallgeschehen in der Bundesrepublik 
zu erstatten. Dieser Unfallverhütungsbericht soll einen umfassenden 
Überblick über die Entwicklung der Arbeitsunfälle, die durch die 
Arbeitsunfälle verursachten Kosten und die Maßnahmen zur Ver- 
hütung von Arbeitsunfällen geben. 

Der Bericht soll nach dem erklärten Willen des Bundestages dem 
Zweck dienen, die Öffentlichkeit stärker als bisher für die Unfallver- 
hütung zu interessieren. Daß sich der Bundestag in jedem Jahr selbst 
mit der Unfallverhütung beschäftigt, soll aufrüttelnd und anregend 
wirken. 

Der hiermit erstmalig für das Jahr 1964 vorgelegte Bericht ist eine 
Zusammenfassung des von den Trägern der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung vorgelegten Materials über die im Jahr 1964 eingetretenen 
Arbeitsunfälle, ergänzt um Angaben aus den Geschäfts- und Rech- 
nungsergebnissen der Träger der gesetzlichen Unfallversicherung. Die 
Angaben über die Entwicklung der Arbeitsunfälle stützen sich auf 
eine für das Jahr 1964 erstmals durchgeführte, teils repräsentative, 
teils volle Erfassung und Auswertung der bei den Trägern der ge- 
setzlichen Unfallversicherung eingegangenen Anzeigen des Unter- 
nehmers über einen Arbeitsunfall. 

Zahlen aus früheren Jahren sind in dem Bericht nicht enthalten. 
Für viele Angaben gibt es keine Vergleichszahlen oder, wenn sie 
vorhanden sind, erscheinen sie nicht brauchbar, weil die Art und 
Weise ihrer Ermittlung von dem für das Berichtsjahr geübten Ver- 
fahren abweicht. Auch ließ der Einschnitt, den die Neuregelung der 
Unfallversicherung mit Wirkung vom 1. 7. 1963 verursacht hat und 
der schon einen sinnvollen Unfallverhütungsbericht für das Jahr 1963 
verhinderte, davon Abstand nehmen, Vergleichszahlen zu nennen. 

Auch für einen internationalen Vergleich ist der Bericht nicht 
geeignet, da vergleichbare Ergebnisse aus anderen Staaten nicht vor- 
liegen. 

Für die Angaben über die Unfallverhütungsvorschriften und die 
internationale Zusammenarbeit standen die Materialien des Bundes- 
ministeriums für Arbeit und Sozialordnung zur Verfügung. Die 
Angaben aus dem Bereich der Gewerbeaufsicht haben die Länder 
beigesteuert. 

Der Anhang des Berichts enthält Beiträge der Verbände der Träger 
der Unfallversicherung, in denen diese für ihren Bereich besonders 
bemerkenswerte Maßnahmen schildern oder aus ihrer Sicht einzelne 
Punkte des ersten Teils des Berichts besonders erläutern. Mit diesen 
Beiträgen identifiziert sich die Bundesregierung nicht. 

Aus diesem ersten Bericht können schwerlich Folgerungen für Maß- 
nahmen der Unfallverhütung unmittelbar gezogen werden. Er läßt 
keine Schlüsse auf die Qualität der Unfallverhütung in der Bundes- 
republik zu. Die Geschäfts- und Rechnungsergebnisse der Träger der 
gesetzlichen Unfallversicherung der letzten Jahre ergeben sowohl 
hinsichtlich der erstmals entschädigten Unfälle als auch hinsichtlich 
der auf tausend Beschäftigte entfallenden Unfallanzeigen eine rück- 
läufige Tendenz. Die Erforschung der Unfallursachen ist auch nicht der 
Zweck des Unfallverhütungsberichts. Die Tatsache, daß die Durch- 
führung eines Forschungsauftrags über die Unfallursachen erörtert 
wird, zeigt, wie schwierig die echte Unfallursachenforschung ist. Wo 
der Bericht Ansatzpunkte für Maßnahmen zur Bekämpfung von Un- 
fallgefahren erkennen läßt, hat der Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung im Zusammenwirken mit den zuständigen Stellen 
zweckentsprechende Schritte in die Wege geleitet. 
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A. Entwicklung der Arbeitsunfälle 


I. Die angezeigten Arbeitsunfälle 

Zu den angezeigten Arbeitsunfällen zählen die 
von den Unternehmern nach § 1552 RVO gemel- 
deten Unfälle und die auf Grund des § 1503 RVO 
von den Krankenkassen gemeldeten Unfälle oder 
was den Arbeitsunfällen gesetzlich gleichsteht, 
soweit diese nicht sogenannte Bagatellunfälle sind. 

Die hier angegebenen Zahlen sind die gleichen, 
die in den Geschäfts- und Rechnungsergebnissen der 
Träger der gesetzlichen Unfallversicherung als ange- 
zeigte Arbeitsunfälle ausgewiesen sind. 

Bei den Trägern der gesetzlichen Unfallversiche- 
rung wurden im Berichtsjahr 2 990 975 Arbeits- 
unfälle angezeigt. 

Von diesen Arbeitsunfällen entfallen auf die 
gewerblichen Berufsgenossenschaften 2 509 698, die 
landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 260 155, 
die Träger der Eigenunfallversicherung (den Bund, 
die Länder, die Gemeindeunfallversicherungsver- 
bände und Gemeinden) 221 122 Fälle. 

Die angezeigten Unfälle unterteilen sich bei den 
gewerblichen Berufsgenossenschaften in 


1 . 

2 257 078 

Arbeitsunfälle im engeren Sinne 

2. 

226 722 

Wegeunfälle 

3. 

25 898 

Berufskrankheiten ; 

bei den landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 
in 

1 . 

256 397 

Arbeitsunfälle im engeren Sinne 

2. 

3 009 

Wegeunfälle 

3. 

749 

Berufskrankheiten ; 

bei den Trägern 

der Eigenunfallversicherung in 

1 . 

181 487 

Arbeitsunfälle im engeren Sinne 

2. 

38 240 

Wegeunfälle 

3. 

1 395 

Berufskrankheiten. 


Die der See-Berufsgenossenschaft angezeigten 
Unfälle sind in den Zahlen enthalten, die vorste- 
hend für die gewerblichen Berufsgenossenschaften 
genannt sind. Im einzelnen sind der See-Berufs- 
genossenschaft im Berichtsjahr 

9 655 Arbeitsunfälle im engeren Sinne, 

282 Wegeunfälle und 
50 Berufskrankheiten, 
zusammen also 

9 987 Arbeitsunfälle angezeigt worden. 

II. Die Arbeitsunfälle im engeren Sinne 

Um bei den Arbeitsunfällen im engeren Sinne 
ergänzende Aussagen zu dem Unfallgeschehen zu 


erhalten, ist eine neue statistische Erhebung einge- 
führt worden. Die von den Unternehmern nach 
§ 1552 RVO erstatteten Unfallanzeigen sind für den 
Bereich der gewerblichen Berufsgenossenschaften 
und für den Bereich der Eigenunfallversicherungs- 
träger (Bund, Länder, Gemeinden) mit Ausnahme 
des Bereiches der Bundesausführungsbehörde für 
Unfallversicherung repräsentativ und für den Be- 
reich der landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaf- 
ten und den Bereich der Bundesausführungsbehörde 
für Unfallversicherung in vollem Umfang nach fol- 
genden Gesichtspunkten ausgewertet worden: 

Geschlecht, Alter und Staatsangehörigkeit des Ver- 
letzten, 

Monat, Wochentag und Tageszeit des Unfalls, 

Beruf des Verletzten und seine Stellung im Beruf, 
verletzte Körperteile und Art der Verletzung, 

Unfallbeschreibung nach Gegenstand, Tätigkeit und 

Vorgang. 

Die gleichen Merkmale wurden für tödliche 
Arbeitsunfälle in vollem Umfang erfaßt und aus- 
gewertet. 

In dem Ergebnis der Erhebung spiegelt sich das 
Unfallgeschehen so wider, wie es der zur Anzeige 
verpflichtete Unternehmer unmittelbar nach dem 
Unfall dem Träger der Unfallversicherung gemeldet 
hat. Wenn damit auch nicht objektiv die Unfall- 
ursachen erforscht sein mögen, so läßt die Erhe- 
bung doch bemerkenswerte Tatsachen erkennen, 
zumal die Anzeigen auf gemeinsamen Erklärungen 
der Unternehmer und der Betriebs Vertretung beru- 
hen. 

1. Die verletzten Personen nach Altersgruppen 

Von den verletzten Personen standen im Berichts- 
jahr mehr als ein Zehntel im Alter bis 19 Jahre, 
44 v. H. waren 20 bis 34 Jahre alt, 23 v. H. waren 
35 bis 49 Jahre und rund ein Fünftel 50 und mehr 
Jahre alt. 

Bei den verunglückten Männern ist die Gefähr- 
dung durch Unfälle in der Altersgruppe der 20- bis 
34jährigen am höchsten; sie wird mit zunehmendem 
Alter geringer. Dies dürfte einerseits darauf zurück- 
zuführen sein, daß den jüngeren Versicherten bei 
der Unfallverhütung oft noch die Erfahrung fehlt. 
Auch kann angenommen werden, daß jüngere Ver- 
sicherte im Durchschnitt häufiger mit einem grö- 
ßeren Unfallrisiko tätig sind. Bei den Frauen ist die 
Unfallhäufigkeit bei den jüngeren ^geringer als bei 
den 50jährigen und älteren. 

Die Zusammensetzung nach dem Geschlecht und 
Alter läßt erkennen, daß in der Landwirtschaft ein 
hoher Anteil von Frauen mitarbeiten muß. In die- 
sem Bereich haben die älteren Männer (über 50 
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Jahre) unter den Verletzten einen Anteil von 
29,9 v. H. Dies dürfte auf die höhere Unfallgefähr- 
dung älterer Personen bei schwerer körperlicher 
Arbeit zurückzuführen sein. 


2. Die getöteten Personen nach Altersgruppen 

Von den im Jahre 1964 insgesamt durch Arbeits- 
unfälle im engeren Sinne getöteten Personen .stan- 
den 42,5 v. H. im Alter von 50 und mehr Jahren. 
Bei den Männern betrug der Anteil dieser Alters- 
gruppen an der Gesamtzahl 40,8 v. H., bei den 
Frauen 58,8 v. H. Danach ist der Anteil der 50jäh- 
rigen und älteren Frauen an der Gesamtzahl der 
getöteten Frauen größer als bei den Männern. In 
der Gruppe der 35- bis unter 50jährigen ist der 
Anteil der getöteten Männer und Frauen an der 
Gesamtzahl gleich groß und beträgt etwas mehr als 
ein Fünftel. In der Altersgruppe bis zu 19 Jahren 
sind bei männlichen und weiblichen Personen die 
Anteile gleich. Dagegen ist der Anteil in der Gruppe 
20 bis 34 Jahre bei den Männern 31,0 v. H., bei den 
Frauen 11,7 v. H. 

Bei den landwirtschaftlichen Unfällen ist der 
Anteil der getöteten weiblichen Personen, gemessen 
an ihrem Anteil an den Verletzten, gering. Das gilt 
auch für die älteren Frauen. 

Die älteren Männer (über 50 Jahre) haben dage- 
gen bei den getöteten Personen einen bedenklich 
hohen Anteil von 48,6 v. H. 

3. Die verletzten Personen nach der Staatsangehö- 
rigkeit 

Die verletzten Personen wurden nach der Staats- 
angehörigkeit in folgenden Gruppen erfaßt: 

Deutsche, Belgier, Franzosen, Holländer und 
Luxemburger — diese beiden in einer Gruppe — , 
Italiener, Griechen, Spanier, Türken, Angehörige 
anderer Staaten und sonstige. 

86,6 v. H. der verletzten Personen waren 
Deutsche. 

4,8 v. H. der verletzten Personen waren italieni- 
sche Staatsangehörige. Es folgen die Türken mit 
einem Anteil von 2,1 v. H., Griechen und Spanier 
mit jeweils 1,7 v. H. 

Bei den Männern ergab sich ein Anteil der Deut- 
schen von 85,5 v. H., der Italiener von 5,5 v. H., der 
Türken von 2,4 v. H., der Spanier von 1,8 v. H., der 
Griechen von 1,7 v. H. 

Bei den Frauen waren 93,8 v. H. aller verletzten 
Personen Deutsche. Italienerinnen waren mit 
1,5 v. H., Griechinnen mit 1,0 v. H. und Spanierin- 
nen mit 1,5 v. H. an der Gesamtzahl der Unfälle 
beteiligt. 

4. Die getöteten Personen nach der Staatsangehörig- 
keit 

Von den getöteten Personen waren 95,7 v. H. 
Deutsche, 1,1 v. H. waren Italiener. Die Anteile der 
übrigen Gruppen der Ausländer betrugen jeweils 


noch nicht 1 v. H. Bei den Männern waren 95,6 v. H. 
der getöteten Personen, bei den Frauen 98,4 v. H. 
Deutsche. 

5. Die verletzten Personen nach dem Wochentag des 
Unfalls 


Die Verteilung der Unfälle auf die Wochentage 


zeigt, daß sich 




an 

einem 

Montag 

20 

v. H. 

an 

einem 

Dienstag 

18,9 

v. H. 

an 

einem 

Mittwoch 

17,8 

v. H. 

an 

einem 

Donnerstag 

17,4 

v. H. 

an 

einem 

Freitag 

17,4 

v. H. 

an 

einem 

Samstag 

6,7 

v..H. und 

an 

einem 

Sonntag 

1,6 

v. H. 


der Unfälle ereignet haben. Die Unfälle der männ- 
lichen Versicherten verteilten sich 


auf Montag 

mit 

20,3 

v. H. 

auf Dienstag 

mit 

19,0 

v. H. 

auf Mittwoch 

mit 

17,8 

v. H. 

auf Donnerstag 

mit 

17,5 

v. H. 

auf Freitag 

mit 

17,4 

v. H. 

auf Samstag und Sonntag 

mit 

8 

v. H. 

Bei den Frauen hingegen ist 

festzustellen, 

sich 




am Montag 


18,7 

v. H. 

am Dienstag 


18,5 

v. H. 

am Mittwoch 


17,5 

v. H. 

am Donnerstag 


17,3 

v. H. 

am Freitag 


17,4 

v. H. 

am Samstag und Sonntag 


10,6 

v. H. 


der Unfälle ereigneten. Hiernach ist im allgemeinen 
die Unfallgefahr am Wochenanfang größer als im 
Wochendurchschnitt. 

Für die Landwirtschaft erscheint bemerkenswert, 
daß am Samstag die Unfälle der Männer am häufig- 
sten sind. Die Erklärung hierfür liegt in der Tat- 
sache begründet, daß die zahlreichen Nebenerwerbs- 
landwirte an diesem weithin industriearbeitsfreien 
Tag ihre landwirtschaftlichen Betriebe ganztägig 
bewirtschaften können. Hinzu kommt, daß auch in 
den übrigen landwirtschaftlichen Betrieben bis auf 
die weniger häufigen Unternehmen mit Lohnarbei- 
tern, die allenfalls noch verstärkt im Bereich der 
Gartenbau-Berufsgenossenschaft zu finden sind, wie 
an anderen Wochentagen gearbeitet wird. 

6. Die getöteten Personen nach dem Wochentag des 
Unfalls 

Tödliche Arbeitsunfälle ereigneten sich 

am Montag 17,3 v. H. 

am Dienstag 16,9 v. H. 
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am Mittwoch 
am Donnerstag 
am Freitag 
am Samstag 
am Sonntag 


16.3 v. H. 

15.4 v. H. 

17.5 v.H. 
12,2 v.H. 

4,1 v.H. 


Bei den tödlichen Unfällen ist auch die gleiche 
abnehmende Tendenz festzustellen wie bei den 
Unfällen überhaupt. Es fällt allerdings auf, daß 
17,5 v. H. der tödlichen Unfälle an einem Freitag 
eingetreten sind. Es liegt die Vermutung nahe, daß 
der Gedanke an das arbeitsfreie Wochenende die 
Aufmerksamkeit am Arbeitsplatz beeinflußt. Es 
erscheint bemerkenswert, daß mehr als ein Zehntel 
der tödlichen Arbeitsunfälle im engeren Sinne, am 
Samstag eingetreten ist. 

Der Anteil der getöteten Personen an den Unfäl- 
len nach Geschlechtern betrachtet, ergibt keine ab- 
weichenden Ergebnisse von dem Gesamtbild. 


7. Die verletzten Personen nach dem Monat des 
Unfalls 

Die Verteilung der Unfälle ohne tödlichen Aus- 
gang auf die Monate des Berichtsjahres führt zu 
folgenden Ergebnissen: 

Von den insgesamt festgestellten Ailbeitsunfällen 
im engeren Sinne ereigneten sich 


im 

Februar 

8,2 

v. H. 

im 

März 

7,8 

v. H. 

im 

April 

9,1 

v. H. 

im 

Mai 

7,8 

v. H. 

im 

Juni 

9,5 

v. H. 

im 

Juli 

10,3 

v. H. 

im 

August 

9,0 

v. H. 

im 

September 

9,4 

v. H. 

im 

Oktober 

9,7 

v. H. 

im 

November 

8,5 

v. H. 

im 

Dezember 

7,3 

v. H. 


Aus Gründen, die in den Anlaufschwierigkeiten 
der Erhebung zu suchen sind, sind für Januar keine 
verwertbaren Ergebnisse vorhanden. Hiernach 
haben sich im Juli die meisten, im Dezember die 
wenigsten Arbeitsunfälle im engeren Sinne ereig- 
net. Abgesehen vom April ist die Unfallhäufigkeit 
im Juni, Juli, August, September und Oktober am 
größten. Nach dem Geschlecht wurden keine vom 
Gesamtdurchschnitt abweichenden Ergebnisse fest- 
gestellt. 

Der Dezember weist die wenigsten Unfälle auf. 
Dieses Ergebnis erklärt sich sicher aus der hohen 
Zahl der Feiertage. Für die Landwirtschaft kommt 
noch hinzu, daß in der Winterruhezeit fast aus- 
schließlich Stall- und Hofarbeiten ohne Inanspruch- 
nahme nichtständiger Mitarbeiter verrichtet werden. 
Wenn die meisten Unfälle in der Landwirtschaft 
«sich im Juni, Juli und August ereignen, ist zu 


berücksichtigen, daß in diesen Monaten die Heu- 
und Getreideernte neben den laufenden Arbeiten in 
Stall und Hof und im Bereich der Gartenbau-Berufs- 
genossenschaft die wichtigsten Freilandarbeiten im 
Obst- und Gemüsebau sowie der Landschaftsgestal- 
tung termingerecht erledigt werden müssen. Die 
Zeiten der Frühjahrs- und Herbstbestellung sowie 
der Hackfruchternte, die bis Ende November reicht, 
bringen eine durchschnittliche Unfallhäufigkeit mit 
einer geringen Verschiebung im Gewicht der töd- 
lichen Unfälle auf die Zeit der Hackfruchternte mit 
sich. 


8. Die getöteten Personen nach dem Monat des 
Unfalls 

In den Monaten Juni, Juli und August ereigneten 
sich jeweils mehr als 10 v. H. der im Jahr 1964 fest- 
gestellten tödlichen Arbeitsunfälle im engeren 
Sinne. Am geringsten war der Anteil der tödlichen 
Unfälle, die sich im Monat Dezember ereigneten. 
Er betrug 6,8 v. H. Im Monat Februar ereigneten 
sich 7,1 v. H., im März 7,7 v. H., im April 8,0 v. H. 
und im Mai 8,5 v. H. der tödlichen Unfälle. Im Sep- 
tember und Oktober betrug der Anteil der in diesen 
Monaten ermittelten tödlichen Arbeitsunfälle im 
engeren Sinne an der Gesamtzahl 8,9 v. H. und 
8,8 v. H. Auch hier sind aus den gleichen Gründen, 
wie unter 7. dargelegt, die Aussagen über den 
Monat Januar nicht verwertbar. 

Werden die tödlichen Arbeitsunfälle nach dem 
Geschlecht betrachtet, so verunglückten Frauen am 
häufigsten im Juni, Juli und August tödlich. Die 
Unfälle dieser Monate an der Gesamtzahl betragen 
zwischen 11 v.H. und 14 v.H. Für die Landwirt- 
schaft wird die Steigerung damit Zusammenhängen, 
daß es sich um Erntemonate mit vielen Unfall- 
gefahren handelt. 


9. Die verletzten Personen nach Unfallzeitgruppen 

Die Erfassung der Unfälle nach Unfallzeitgruppen 
ist der erstmalige Versuch, einen Zusammenhang 
zwischen der Unfallhäufigkeit und der dem Unfall 
vorausgegangenen Arbeitszeit erkennbar zu ma- 
chen. Es wurde untersucht, ob sich ein Unfall 

a) innerhalb der ersten 2 Stunden, 

b) der 3. bis 6. Stunde, 

c) der 7 bis 9. Stunde oder 

d) nach der 9. Stunde 

ab Beginn der Arbeitszeit ereignete. 

Dabei ergab sich, daß rund ein Viertel der 
Arbeitsunfälle innerhalb der ersten 2 Stunden nach 
Beginn der Arbeitszeit eingetreten ist, 38,8 v. H. 
innerhalb der 3. bis 6. Stunde, 27,4 v. H. innerhalb 
der 7. bis 9. Stunde und 7,8 v.H. in der 10. Stunde 
und später. Für die Gruppe b) (3. bis 6. Stunde) ist 
aber zu beachten, daß diese Zeitgruppe die größte 
Anzahl von Arbeitsstunden umfaßt. 

Bemerkenswert erscheint, daß zu Beginn der 
Arbeitszeit anteilmäßig mehr Frauen als Männer 
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verunglücken und daß es zum Ende der Arbeitszeit 
umgekehrt ist. Möglicherweise wirken sich Er- 
müdungserscheinungen bei den Männern stärker 
als bei den Frauen aus. 

In der Landwirtschaft häufen sich die Unfälle kurz 
vor der Mittagszeit und in den späten Nachmittags- 
stunden. Hierbei wird die körperliche Erschöpfung 
nach längerer Feldarbeit und die erhöhte Unfall- 
gefahr bei den Heimfahrten vom Feld zum Hof, die 
häufig mit schwerer Ladung in einer gewissen Eile 
ausgeführt werden, als Unfallursache mitspielen. 

Eine Einteilung der landwirtschaftlichen Arbeits- 
unfälle nach Ailbeitszeitgruppen, welche die Zeit- 
spanne vom Arbeitsbeginn bis zum Zeitpunkt des 
Unfalls umfassen, ist nicht möglich, da sich die 
Arbeitszeit in der Landwirtschaft sehr unterschied- 
lich vom frühen Morgen bis in den späten Abend 
erstreckt. Das wird besonders bei den Neben- 
erwerbslandwirten deutlich, die vor oder nach ihrem 
Haupterwerb (Schichtarbeit) ihren landwirtschaft- 
lichen Betrieb versorgen (siehe aber Bericht der 
landwirtschaftl. BGen Teil B Abschn. II Nr. 2). 

10. Die getöteten Personen nach Unfallzeitgruppen 

Die meisten tödlichen Arbeitsunfälle ereigneten 
sich innerhalb der 3. bis 6. Stunde nach Beginn der 
Arbeitszeit, und zwar insgesamt ein Drittel. Ein 
Viertel der tödlichen Arbeitsunfälle ereignete sich 
in den ersten 2 Stunden nach Beginn der Arbeitszeit 
und ein Fünftel in der 7. bis 9. und nach der neunten 
Stunde nach Arbeitsbeginn. Hier zeigt sich bei den 
Männern das gleiche Bild wie im Durchschnitt. 

Bei den Frauen ist jedoch festzustellen, daß sie 
bei Beginn der Arbeitszeit und gegen Ende der 
Arbeitszeit durch Unfälle mit schwersten Folgen 
am stärksten gefährdet sind. 

11. Die verletzten Personen nach der Stellung im 
Beruf 

Die Erhebung nach der Stellung im Beruf betrifft 
ein Gliederungsmerkmal der Statistik des Erwerbs- 
lebens. Sie gibt Aufschluß darüber, ob der Ver- 
sicherte als Selbständiger, mithelfender Familien- 
angehöriger, Angestellter, Arbeiter oder Lehrling 
die Tätigkeit ausgeübt hat. Da eine versicherte 
Tätigkeit nur in der Regel eine Erwerbstätigkeit, 
oft aber auch eine ehrenamtliche Tätigkeit ist, wurde 
eine Gruppe „sonstige Personen" gebildet, zu der 
die Versicherten gehören, die nicht den übrigen 
Gruppen zugeordnet werden konnten. 

Der Anteil der Arbeiter an der Gesamtzahl der 
Verletzten betrug 78, 7 v. H., belief sich also nahezu 
auf vier Fünftel. Der Anteil der Angestellten war 
mit 6,8 v. H. erheblich geringer als der der Arbeiter. 
Auf Lehrlinge entfiel ein Anteil von 4,9 v. H. 
4,5 v. H. waren Selbständige, 4 v. H. mithelfende 
Familienangehörige. 

Für Männer und Frauen ergaben sich, gesondert 
betrachtet, z. T. vom Durchschnitt abweichende An- 
teile. So machten die mithelfenden Familienange- 
hörigen 2,0 v. H. der Männer, jedoch 14,9 v. H. der 


Frauen aus. Dieses Ergebnis ist darauf zurück- 
zuführen, daß es weit mehr weibliche als männliche 
mithelfende Familienangehörige gibt. Der Anteil der 
angestellten Frauen an den weiblichen Erwerbsper- 
sonen ist wesentlich größer als der Anteil der an- 
gestellten Männer an den männlichen Erwerbs- 
personen. Dies erklärt, daß von den verletzten Män- 
nern nur 4,5 v. H,, von den verletzten Frauen jedoch 

19.0 v. H. im Angestelltenverhältnis tätig .sind. Da- 
her kommt es auch, daß der Anteil der verletzten 
Arbeiter mit 82,9 v. H. wesentlich größer als der 
der verletzten Arbeiterinnen mit 56,3 v. H. ist. 

Die landwirtschaftlichen Unternehmer sind bei der 
Landarbeit in ihrer eigenen Person besonders häufig 
und — zusammen mit ihren mithelfenden Familien- 
angehörigen unter den Verletzten — zu mehr als 
drei Vierteln (76 v. H.) an den Arbeitsunfällen in 
der Landwirtschaft beteiligt. Dabei werden unter 
den Selbständigen mehr die Männer betroffen. Die 
Frauen nehmen indessen — meist wohl als Bäuerin 
— den größeren Teil unter den Unfallverletzten mit- 
helfenden Familienangehörigen ein. 

Die Gruppe der landwirtschaftlichen Arbeiter hat 
einen relativ niedrigen Anteil an den land- und 
forstwirtschaftlichen Arbeitsunfällen. Sie führt in- 
dessen im Bereich der Gartenbau-Berufsgenossen- 
schaft zu einem hohen Anteil von fast vier Fünfteln 
aller Verletzten (78 v. H.). Hier sind Frauen weit 
weniger betroffen (14,6 v. H. der Verletzten) als 
sonst in der Landwirtschaft. 

12. Die getöteten Personen nach der Stellung im 
Beruf 

Wesentlich anders als die verletzten gliedern sich 
die getöteten Personen nach der Stellung im Beruf. 

52.1 v. H. der tödlich verunglückten Personen waren 
Arbeiter. Ein Fünftel der getöteten Personen waren 
als Selbständige tätig. Von den getöteten Personen 
waren 14,0 v. H. mithelfende Familienangehörige 
und ein Zehntel Angestellte. 

Nach dem Geschlecht ergeben sich auch hier vom 
Durchschnitt zum Teil erheblich abweichende An- 
teile. So waren von den getöteten Männern ein 
Fünftel, von den getöteten Frauen rund ein Zehntel 
selbständig. Aber 57,0 v. H. der tödlich verunglück- 
ten Frauen waren mithelfende Familienangehörige. 
Offensichtlich schließt besonders in der Landwirt- 
schaft die Mithilfe im Unternehmen des Ehemannes 
oder eines Familienangehörigen für die Frau ein 
sehr großes Unfallrisiko ein. Mehr als 95 v. H. der 
als mithelfende Familienangehörige tödlich ver- 
unglückten Frauen waren in der Landwirtschaft 
tätig. 

Gegenüber dem Durchschnitt war der Anteil 
der tödlich verletzten Arbeiter mit 55,7 v. H. größer 
al,s der der tödlich verletzten Arbeiterinnen, der sich 
auf 21,0 v. H. belief. 

13. Die verletzten Personen nach Berufsabteilungen 

Für das Berichtsjahr wurde erstmals untersucht, 
welchen Berufen die verletzten Personen angehör- 
ten. War ein gelernter Schlosser als Schlosser tätig, 
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wurde er als „Schlosser" eingeordnet. War der Ver- 
letzte dagegen zwar gelernter Schlosser, aber im 
Zeitpunkt des Unfalls als Wächter tätig, wurde er 
als „Wächter" eingeordnet. Die Zuordnung erfolgte 
in gleicher Weise wie hei der Berufszählung. Die 
ausgeübte Berufstätigkeit ist alleiniges Kriterium 
für diese Untersuchung, ohne Rücksicht darauf, was 
der Verletzte im Augenblick des Unfalles getan hat. 

Die vorliegenden Ergebnisse gliedern sich nach 
Berufsäbteilungen im Sinne der Berufszählung wie 
folgt: 

Der größte Teil der verletzten Personen übte in- 
dustrielle und handwerkliche Berufe aus (69,5 v. H.). 
Rund ein Zehntel der Verletzten gehörte zur Abtei- 
lung Berufe des Pflanzenbaues und der Tierwirt- 
schaft (9,6 v. H.) und 8,1 v. H. zur Abteilung Han- 
dels- und Verkehrsberufe. Der Anteil der übrigen 
Berufsabteilungen verteilt sich auf technische Berufe 
(2,5 v. H.), Berufe des Gaststättenwesens und der 
privaten Dienstleistung (3,5 v. H.) und Berufe der 
Verwaltung, des Rechtswesens und der Sozial- 
pflege (2,1 v.H.). 

Nach Männern und Frauen unterschieden, übten 
drei Viertel der verletzten Männer, jedoch nur zwei 
Fünftel der verletzten Frauen industrielle und hand- 
werkliche Berufe aus. Von den verletzten Männern 
gehörten 7,8 v. H., von den verletzten Frauen hin- 
gegen ein Fünftel zur Abteilung Berufe des Pflan- 
zenbaues und der Tierwirtschaft. Der Anteil der 
verletzten Frauen mit Handels- und Verkehrs- 
berufen, mit Berufen des Gaststättenwesens und der 
privaten Dienstleistungen war größer als der ent- 
sprechende Anteil der verletzten Männer. Gleiches 
gilt auch für Berufe der Verwaltung, des Rechts- 
wesens und der Sozialpflege und für Arbeitskräfte 
mit unbestimmtem Beruf. 

14. Die getöteten Personen nach Berufsabteilungen 

Auch bei den getöteten Personen übten die Ver- 
unglückten im Zeitpunkt des Unfalls in der Mehr- 
zahl industrielle und handwerkliche Berufe aus, im 
Durchschnitt 38,6 v. H. Bei den Männern betrug der 
entsprechende Anteil 41,7 v.H., bei den Frauen 
7,6 v.H. 

An zweiter Stelle steht die Berufsabteilung Berufe 
des Pflanzenbaues und der Tierwirtschaft, und zwar 
gehörten 29,3 v. H. der Getöteten zu dieser Gruppe. 
Bei den Männern zählt jeder vierte tödlich Verun- 
glückte, aber von drei tödlich verunglückten Frauen 
zählen zwei zur Berufsabteilung Pflanzenbau und 
Tierwirtschaft. Danach sind in dieser Berufsabtei- 
lung die Männer, insbesondere aber die Frauen 
einem starken Unfallrisiko ausgesetzt. 

Ein Zehntel der tödlich Verunglückten übte Han- 
dels- und Verkehrsberufe aus. Dieser hohe Anteil 
ist überwiegend auf eine größere Zahl tödlicher 
Straßenverkehrsunfälle zurückzuführen, die Arbeits- 
unfälle im engeren Sinne waren. Die Anteile der zu 
den übrigen Berufsabteilungen gehörenden tödlich 
Verletzten entsprechen weitgehend der Beteiligung 
am gesamten Unfallgeschehen. 


15. Die verletzten Personen nach der Art der Ver- 
letzung 

Die Art der Verletzung kann von dem die Un- 
fallanzeige erstattenden Unternehmer nicht immer 
mit ausreichender Zuverlässigkeit beantwortet wer- 
den. Sie aus der Unfallanzeige zu entnehmen, be- 
deutet daher nur einen ersten Schritt auf dem Wege 
zu dem — vor allem international — angestrebten 
Ziel, umfassende Informationen über die Art der 
Verletzung zu erhalten. 

Eine zuverlässige Aussage über die Art der Ver- 
letzung kann nur der Arzt machen. Da der Unfall 
in der Regel nicht durch den Arzt, sondern durch 
den Unternehmer angezeigt wird, mußte die Frage- 
stellung so erfolgen, daß auch die Aussage eines 
Laien noch zu verwertbaren Ergebnissen führte. 
Aus diesem Grunde wurden die Verletzungen nach 
der Art in folgende Gruppen gegliedert: Hautab- 
schürfung, schwere Wunde, Verbrennung, Ver- 
ätzung, Knochenbruch, Gliedverlust, innere Ver- 
letzung, Vergiftung und sonstige Verletzungen. 
Eine weitere Schwierigkeit ergab sich daraus, daß 
ein Versicherter bei einem Unfall mehrere der er- 
wähnten Verletzungen erleiden kann. In solchen 
Fällen wurde die „überwiegende" Art der Ver- 
letzung statistisch erfaßt. 

Von allen Arten der Verletzung kommt die 
Hautabschürfung bei Arbeitsunfällen im engeren 
Sinne am häufigsten vor. Mehr als 69 v. H. der ver- 
letzten Männer und Frauen erlitten diese Art der 
Verletzung. Der Häufigkeit nach steht der Knochen- 
bruch an zweiter Stelle der Verletzungen, und zwar 
wurden 9 v. H. der Verletzten durch Knochenbruch 
geschädigt. Rund 7 v. H. der Verletzten erlitten 
schwere Wunden, zwischen 3 v. H. und 4 v. H. wur- 
den durch Verbrennung bzw. innere Verletzungen 
geschädigt. Die Fälle von Verätzung machten 1,0 
v. H., die von Gliedverlust 0,7 v. H. und die von 
Vergiftung 0,3 v. H. aus. Der Anteil der Gruppe 
„sonstige Verletzungen" belief sich auf rund 5v. H. ; 
dazu gehören alle Arten von Verletzungen, die 
sonst nicht einzuordnen sind, z. B. Ertrinkungsfälle. 

In der Landwirtschaft dominieren bei schweren 
Verletzungen Knochenbrüche, schwere Wunden und 
innere Verletzungen, die zusammen über ein Drit- 
tel aller Verletzten erleiden. 

Es scheint bemerkenswert, daß die Anteile der 
einzelnen Arten der Verletzungen bei Männern 
und Frauen sich nicht oder nur unwesentlich unter- 
scheiden. Für die Hautabschürfung und die schwere 
Wunde wurden bei Männern und Frauen nahezu 
gleiche Anteile festgestellt. Hingegen ist der Anteil 
der Verbrennungen und Verätzungen bei den Män- 
nern, der Anteil der Knochenbrüche und der inne- 
ren Verletzungen bei den Frauen um ein geringes 
höher. 

16. Die getöteten Personen nach der Art der Ver- 
letzung 

Von den tödlich Verletzten starben die meisten 
— 37 v. H. — an inneren Verletzungen. An den 
Folgen von Knochenbrüchen starben 29 v. H. der 
tödlich Verletzten. Schwere Wunden führten in 
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7 v. H., Verbrennungen in 4 v. H. und Verätzungen 
und Vergiftungen zusammen in 2 v. H. der Fälle 
zum Tode. In der Landwirtschaft ist jeweils über 
ein Drittel der tödlichen Arbeitsunfälle auf Knochen- 
brüche und innere Verletzungen zurückzuführen. 

Nach Männern und Frauen betrachtet ergab sich, 
daß bei den Männern die innere Verletzung in 
37 v. H. der Fälle, bei den Frauen in 31 v. H. der 
Fälle, bei den Männern der Knochenbruch in 28 
v. H. der Fälle, bei den Frauen jedoch in 39 v. H. 
der Fälle den Tod des oder der Verletzten zur 
Folge hatte. 

17. Die verletzten Personen nach verletzten Körper- 
teilen 

Auch das Merkmal „verletzter Körperteil" wurde 
im Berichtsjahr erstmalig statistisch festgehalten. 
Hier gilt ebenfalls, daß die Angaben in der Regel 
von medizinischen Laien gemacht wurden und daß, 
wenn mehr als ein Körperteil verletzt wurde, die 
dem Anschein nach schwerere Verletzung bestim- 
mend war. 

Von den Verunglückten wurden 40 v. H. an den 
Händen und 20 v. H. an den Füßen verletzt. 11 v. H. 
erlitten Verletzungen der Beine und 7 v. H. Ver- 
letzungen der Arme. Demnach wurden rund vier 
Fünftel der Verunglückten an den oberen bzw. un- 
teren Extremitäten verletzt. Die an Kopf und Hals 
Verletzten machten rund 8 v. H., die an Augen und 
Brustkorb Verletzten jeweils rund 5 v. H. und die 
am Rücken Verletzten 4 v. H. der Gesamtzahl aus. 
Nach dem Geschlecht ergaben sich nur geringe Ab- 
weichungen von den zuvor erwähnten v. H. -Antei- 
len. 


Unfalls maßgeblich beteiligt gewesen sind. Es ent- 


fielen auf die Gruppen 

1. Lasten und Beförderungsmittel .... 45,0 v. H. 

2. Bauten und Rüstzeug 16,0 v. H. 

3. Gelände, Rohstoffe, Gewinnung und 

Lagerung 7,9 v. H. 

4. Energieumsetzer, Energiespender 

und -Übertrager, Druckbehälter . . 5,2 v. H. 

5. Arbeitsmaschinen und Einrichtungen 4,0 v. H. 

6. Gesundheitsschädliche 

Einwirkungen 4,1 v. H. 


Bemerkenswert erscheint, daß die Arbeitsma- 
schinen und Einrichtungen nur ein Fünfundzwan- 
zigstel der Unfallgegenstände ausmachen. 

Von den gemeldeten landwirtschaftlichen Unfäl- 


len entfielen auf die Gruppen 

1. Lasten und Beförderungsmittel .... 19,0 v. H. 

2. Bauten und Rüstzeug 15,0 v. H. 

3. Gelände, Rohstoffe, Gewinnung und 

Lagerung 13,0 v. H. 

4. Energieumsetzer, Energiespender 

und -Übertrager, Druckbehälter . . 0,5 v. H. 

5. Arbeitsmaschinen und Einrichtungen 10,0 v. H. 

6. Gesundheitsschädliche 

Einwirkungen . . 2,7 v. H. 


Hier betragen die Unfälle mit dem Gegenstand 
Arbeitsmaschinen und Einrichtungen 10,0 v. H. Auf 
die Gruppe Verschiedenes, zu der auch die Unfälle 
durch Tiere zählen, entfielen 36,0 v. H. 


18. Die getöteten Personen nach verletzten Körper- 
teilen 

Von den getöteten Personen erlitten 41 v. H. 
Kopf- und Halsverletzungen, 28 v. H. erlitten Ver- 
letzungen des Brustkorbes und 6 v. H. Bauchver- 
letzungen. Verletzungen der oberen und unteren 
Extremitäten führten in 13 v. H. der Fälle zum 
Tode. 

Der Anteil der an Kopf und Hals Verletzten ist 
bei Männern und Frauen gleich groß. Der Anteil 
der durch Brustkorbverletzungen getöteten Männer 
betrug 29 v. H., der entsprechende Anteil bei den 
Frauen jedoch nur 14 v. H. Der Anteil der durch 
Verletzungen der Extremitäten tödlich Verunglück- 
ten ist bei den Frauen größer als bei den Männern. 

In der Landwirtschaft treffen Unfälle mit töd- 
lichem Ausgang fast zur Hälfte Kopf und Hals, sel- 
ten indessen die Augen. Es folgen Brustkorb, Bauch 
und Rücken vor den Gliedmaßen. 


19. Die Unfälle nach Gegenständen (verletzte Per- 
sonen) 

Die Erfassung der Unfälle nach Gegenständen 
unterscheidet die Unfälle nach Betriebseinrichtun- 
gen oder Arbeitsstoffen, die bei der Entstehung des 


20. Die Unfälle nach Gegenständen (getötete Per- 
sonen) 


Die Unfälle mit Todesfolgen entfielen auf die 
Gruppen 

1. Verschiedenes (Dazu zählen Stapel, 


Hindernisse, Handwerkszeug, Hilfs- 



geräte, Splitter, Späne, Tiere 

und 



Waffen) 

. .mit 

39,0 

v. H. 

Lasten und Beförderungsmittel 

mit 

17,0 

v. H. 

Bauten und Rüstzeug 

.mit 

14,0 

v. H. 

Arbeitsmaschinen 

und Einrichtungen 

.mit 

11,0 

v. H. 


Bei den gemeldeten landwirtschaftlichen Unfäl- 
len entfielen auf die Gruppen 

1. Verschiedenes (Dazu zählen Stapel, 

Hindernisse, Handwerkszeug, Hilfs- 
geräte, Splitter, Späne, Tiere und 

Waffen) mit 11,0 v. H. 

2. Lasten und Beförderungsmittel mit 48,0 v. H. 

3. Bauten und Rüstzeug mit 17,0 v. H. 

4. Arbeitsmaschinen 

und Einrichtungen mit 4,7 v. H. 

Auf die Gruppe Gelände, Rohstoffe (einschließ- 
lich Holzgewinnung) entfielen 10,0 v. H. 
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21. Die verletzten Personen nach Tätigkeiten 

Tätigkeit im Sinne dieser Erhebung ist die von 
dem Verletzten im Zeitpunkt des Arbeitsunfalls tat- 
sächlich ausgeübte Arbeitsverrichtung, auch wenn 
sie nicht seine normale Arbeitsverrichtung ist. 


Es entfielen auf die Gruppen 

1. Verkehrs- 
und Transporttätigkeiten 37,0 v. H. 

2. Tätigkeiten von Hand und mit ein- 
fachen Geräten 28,0 v. H. 

3. Anwenden und Benutzen von Ma- 
schinen, Fördereinrichtungen, Appa- 
raten und ähnlichen Einrichtungen 17,0 v. H, 

4.. Reinigen, Warten, Instandhalten, 

Pflegen 3,6 v. H. 


Bei den Unfällen der Frauen ist der Anteil der 
durch Verkehrs- und Transporttätigkeiten verur- 
sachten Unfälle mit 40,0 v. H. höher als bei den Un- 
fällen der Männer, deren Anteil 36,8 v. H. beträgt. 
Der Anteil der Tätigkeiten von Hand und mit ein- 
fachen Geräten betrug bei den Unfällen der Män- 
ner 30 v. H., bei den Frauen 16 v. H. Der Anteil 
der bei Tätigkeiten des Reinigens, Wartens, In- 
standhaltens und Pflegens verunglückten Frauen 
war mit 8,3 v. H. der gemeldeten Unfälle wesent- 
lich höher als der Anteil der Männer, der 2,7 v. H. 
betrug. 

Für die landwirtschaftlichen Unfälle ergaben sich 


für die Gruppen zu 

1. Verkehrs- 
und Transporttätigkeiten 46,0 v. H. 

2. Tätigkeiten von Hand und mit ein- 
fachen Geräten 12,0 v, H. 

3. Anwenden und Benutzen von Ma- 
schinen, Fördereinrichtungen, Appa- 
raten und ähnlichen Einrichtungen 7,3 v. H. 

4. Reinigen, Warten, Instandhalten, 

Pflegen 2,3 v. H. 


Auf die land- und forstwirtschaftlichen Tätigkei- 
ten von Hand und mit einfachen Geräten, den Um- 
gang mit Tieren sowie Pflanzenpflege entfielen 
30,0 v. H. 


22. Die getöteten Personen nach Tätigkeiten 

Die Hälfte der getöteten Personen verunglückten 
bei Transporttätigkeiten, 14 v. H. bei Tätigkeiten 
von Hand und mit einfachen Geräten, 7 v. H. beim 
Anwenden und Benutzen von Maschinen und mehr 
als 12 v. H. bei nicht näher 'bestimmten Tätigkeiten. 

Bei den Unfällen in der Landwirtschaft verun- 
glückten allein zwei Drittel der getöteten Personen 
bei Transporttätigkeiten. 

Zwei Drittel der tödlich verletzten Frauen ver- 
unglückten bei Verkehrs- und Transporttätigkeiten, 


Der Anteil der Männer an den Unfällen bei Tätig- 
keiten von Hand und mit einfachen Geräten sowie 
bei dem Anwenden und Benutzen von Maschinen, 
Fördereinrichtungen, Apparaten und ähnlichen Ein- 
richtungen ist mit zusammen 22,1 v. H. höher als 
bei den Frauen mit zusammen 12,8 v. H. 

Bei land- und forstwirtschaftlichen Tätigkeiten 
von Hand und mit einfachen Geräten und beim Um- 
gang mit Tieren verunglückten 6 v. H. der ge- 
töteten Männer und 11 v. H. der getöteten Frauen. 
Auf die den landwirtschaftlichen Berufsgenossen- 
schaften gemeldeten Unfälle bezogen sind bei den 
genannten Tätigkeiten 17 v. H. Männer und 15 v. H. 
Frauen tödlich verunglückt. 


23. Die verletzten Personen nach Vorgängen 

Vorgang im Sinne dieser Erhebung ist immer der 
primäre Vorgang. Die Anteile an den gemeldeten 
Unfällen ergeben für die Gruppen 


1. Berühren, Sich-stoßen, Sich-reißen 

an ruhenden oder bewegten Ge- 
genständen 29 v. H. 

2. Gestoßen-, Erfaßt-, Eingeklemmt-, 

Angefahren- oder Uberfahrenwer- 
den 20 v. H. 

3. Verunglücken durch Stürzen oder 

Fallen 17 v. H. 

4. Bei dem Fallen, Umfallen, Abglei- 

ten von Massen oder Umschlagen 
(Kentern) von Fahrzeugen 14 v. H. 

5. Mechanische Zerstörungen, Wärme- 

oder Kälteeinwirkungen, Explosio- 
nen, elektrische Vorgänge und Ver- 
giftungen 10 v. H. 


Bei den gemeldeten landwirtschaftlichen Unfäl- 
len ergaben sich für die genannten Gruppen folgende 
Anteile: 


Berühren, Sich-stoßen, Sich-reißen 
an ruhenden oder bewegten Ge- 
genständen 

20 

v. H. 

Gestoßen-, Erfaßt-, Eingeklemmt-, 
Angefahren- oder Uberfahrenwer- 
den 

29 

v. H. 

Verunglücken durch Stürzen oder 
Fallen 

33 

v. H. 

Bei dem Fallen, Umfallen, Abglei- 
ten von Massen oder Umschlagen 
(Kentern) von Fahrzeugen 

6 

v. H. 

Mechanische Zerstörungen, Wärme- 
oder Kälteeinwirkungen, Explosio- 
nen, elektrische Vorgänge und Ver- 
giftungen 

2,4 

v. H. 


Ein Drittel der Unfälle von Frauen, aber nur 
14 v.H. der Unfälle von Männern waren Unfälle 
beim Fallen und Stürzen (von Personen). Unfälle 
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durch Fallen, Umfallen, Abgleiten von Gegenstän- 
den und Massen entfielen zu 8 v. H. aller Unfälle 
auf Frauen und 15 v. H. aller Unfälle auf Männer. 

Bei den gemeldeten landwirtschaftlichen Unfällen 
liegen bei den Gruppen Fallen und Stürzen (von 
Personen) die Anteile der Frauen bei 43 v. H. und 
bei den Männern bei 30 v. H. 

24. Die getöteten Personen nach Vorgängen 

Etwa ein Drittel der tödlich Verletzten wurde 
gestoßen, erfaßt, eingeklemmt, angefahren oder 
überfahren. Mehr als ein Fünftel kam beim Fall 
oder Sturz (von Personen) ums Leben. Beim Fallen, 
Umfallen, Abgleiten von Gegenständen und Mas- 
sen, beim Umschlagen von Fahrzeugen verunglück- 
ten 15 v. H. der Getöteten. 

Durch Fall oder Sturz (von Personen) verunglück- 
ten 37 v. H. der tödlich verletzten Frauen und 20 
v. H. der tödlich verletzten Männer. Von den ge- 
töteten Personen sind bei den Männern 15 v. H. 
und bei den Frauen 11 v. H. durch Fallen, Umfallen 
usw. von Gegenständen und Lasten ums Leben ge- 
kommen. 

Sonst ergaben sich bei tödlich verletzten Män- 
nern und Frauen keine größeren Unterschiede der 
Anteile an der jeweiligen Gesamtzahl. 


111. Die Berufskrankheiten 

Eine Auswertung der angezeigten Berufskrank- 
heiten, wie es im Unterabschnitt II für die ange- 
zeigten Arbeitsunfälle geschehen ist, erschien nicht 
sinnvoll, weil die Ursachen für die Entstehung 
einer Berufskrankheit in der Regel lange Zeit vor 
dem Zeitpunkt liegen, in dem die Krankheit ange- 
zeigt wird. Daher beschränkt sich der Bericht darauf, 
die angezeigten und die erstmals entschädigten 
Berufskrankheiten darzustellen und einen kurzen 
Überblick über die unter Bezugnahme auf § 551 
Abs. 2 RVO gemeldeten Krankheiten anzuschließen. 
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Lfd. 

Krankheiten 

Angezeigte Krankheiten 

1 Erstmals entschädigte Fälle 

Nr. 

| 1964 | 

1963 | 

1962 

1964 | 

1963 | 

1962 

1 

A. Durch chemische Stoffe verursachte Krank- 
heiten 

Schleimhautveränderungen, Krebs oder andere 
Neubildungen der Harnwege durch aroma- 
tische Amine 

19 

13 

21 

4 

12 

6 

2 

Erkrankungen durch Arsen oder seine Verbin- 
dungen 

92 

70 

59 

25 

16 

11 

3 

Hornhautschädigungen des Auges durch Ben- 
zoe hi non 

2 

5 

3 


1 

2 

4 

Erkrankungen durch Benzol oder seine Homo- 
logen 

119 

102 

251 

11 

16 

11 

5 

Erkrankungen durch Nitro- oder Aminover- 
bindungen des Benzols oder seiner Homologen 
oder deren Abkömmlinge 

143 

132 

114 

2 

1 

1 

6 

Erkrankungen durch Blei oder seine Verbin- 
dungen 

546 

549 

577 

43 

63 

88 

7 

Erkrankungen durch Chrom oder seine Ver- 
bindungen 

18 

23 

14 

7 

6 

12 

8 

Erkrankungen durch Fluor oder seine Verbin- 
dungen 

59 

50 

15 

4 

4 

1 

9 

Erkrankungen durch Halogenkohlenwasser- 
stoffe oder halogenierte Alkyl-, Aryl- oder 
Alkylaryloxyde oder -sulfide 

218 

131 

169 

25 

13 

25 

10 

Erkrankungen durch Kadmium oder seine Ver- 
bindungen 

13 

11 

13 


1 

4 

11 

Erkrankungen durch Kohlenoxyd 

724 

923 

891 

35 

60 

60 

12 

Erkrankungen durch Mangan oder seine Ver- 
bindungen : 

2 

3 

3 

1 



13 

Erkrankungen durch Methanol (Methylalkohol) 

10 

8 

15 

1 

— 

— 

14 

Erkrankungen durch Phosphor oder seine Ver- 
bindungen 

44 

47 

35 

3 



15 

Erkrankungen durch Quecksilber oder seine 
Verbindungen 

30 

33 

38 

3 

2 

4 

16 

Erkrankungen durch Salpetersäureester 

6 

11 

8 

1 

3 

1 

17 

Erkrankungen der Zähne durch Säuren 

196 

168 

125 

— 





18 

Erkrankungen durch Schwefelkohlenstoff .... 

23 

26 

22 

3 

4 

5 

19 

Erkrankungen durch Schwefelwasserstoff .... 

49 

272 

280 

5 

5 

6 

20 

Erkrankungen durch Thallium oder seine Ver- 
bindungen 

1 

6 

5 

1 

1 


21 

Erkrankungen durch Vanadium oder seine 
Verbindungen 

1 



7 







22 

B. Durch physikalische Einwirkungen verur- 
sachte Krankheiten 

Chronische Erkrankungen der Schleimbeutel 
durch ständigen Druck 

702 

675 

723 

9 

8 

16 

23 

Drucklähmungen der Nerven 

24 

58 

31 

2 

6 

3 

24 

Erkrankungen durch Arbeit in Druckluft 

11 

22 

47 

2 

1 

2 

25 

Erkrankungen durch Erschütterung bei Arbeit 
mit Preßluftwerkzeugen oder gleichartig wir- 
kenden Werkzeugen oder Maschinen sowie 
bei der Arbeit an Anklopfmaschinen 

1 137 

1 277 

3 303 

496 

596 

585 

26 

Lärmschwerhörigkeit und Lärmtaubheit 

526 

444 

382 

100 

78 

43 

27 

'5 

Erkrankungen durch Röntgenstrahlen, durch 
die Strahlen radioaktiver Stoffe oder andere 
ionisierende Strahlen 

46 

39 

38 

5 

5 

5 

28 

Grauer Star durch Wärmestrahlung 

13 

18 

15 

1 

3 

8 
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Lfd. 

Krankheiten 

Angezeigte Krankheiten | 

Erstmals entschädigte Fälle 

Nr. 

1964 | 

1963 | 

1962 

1964 | 

1963 | 

1962 

29 

C. Durch gemischte (chemisch-physikalische) 
Einwirkungen verursachte Krankheiten 

Erkrankungen der tieferen Luftwege und der 
Lungen durch Aluminium oder seine Verbin- 
düngen 

33 

27 

15 



2 

30 

Asbesfstaublungenerkrankung (Asbestose) 

62 

52 

38 

36 

31 

23 

31 

AsbestsJaublungenerkrankung (Asbestose) in 
Verbindung mit Lungenkrebs 

3 

4 

3 

1 

2 

1 

32 

Erkrankungen durch Beryllium oder seine Ver- 
bindungen 

1 

2 

3 

1 

2 

2 

33 

Erkrankungen an Lungenfibrose durch Metall- 
stäube bei der Herstellung oder Verarbeitung 
von Hartmetallen 

56 

64 

27 

1 

1 

2 

34 

Quarzsfaublungenerkrankung (Silikose) 

5 343 

5 618 

6 221 

2 450 

2 817 

3 269 

35 

Quarzsfaublungenerkrankung in Verbindung 
mit aktiver Lungentuberkulose (Siliko-Tuber- 
kulose) 

498 

529 

507 

382 

389 

393 

36 

Erkrankungen der tieferen Luftwege und der 
Lunge durch Thomasmehl (Thomasphosphat) . . 

5 

15 

37 

1 

4 

— 

37 

D. Durch Infektionserreger oder Parasiten ver- 
ursachte Krankheiten 

Infektionskrankheiten 

1 774 

1 558 

1 470 

514 

491 

609 

38 

Von Tieren auf Menschen übertragbare Krank- 
heiten . , 

708 

825 

909 

150 

170 

213 

39 

Wurmkrankheit der Bergleute, verursacht 
durch Ankylostoma duodenale oder Anguillula 
intestinalis 

4 

69 

11 

— 

— 

5 

40 

E. Durch nicht einheitliche Einwirkungen ver- 
ursachte Krankheiten 

Augenzittern der Bergleute 

9 

10 

33 

7 

26 

19 

41 

Bronchialasthma, das zur Aufgabe der beruf- 
lichen Beschäftigung oder jeder Erwerbsarbeit 
gezwungen hat 

413 

473 

860 

91 

127 

81 

42 

Meniskusschäden nach mindestens dreijähriger 
regelmäßiger Tätigkeit unter Tage 

2 308 

2 136 

2 249 

1 361 

1 266 

1 324 

43 

Erkrankungen der Sehnenscheiden oder des 
Sehnengleitgewebes sowie der Sehnen- oder 
Muskelansätze, die zur Aufgabe der beruf- 
lichen Beschäftigung oder jeder Erwerbsarbeit 
gezwungen haben 

3 263 

3 503 

3 417 

5 

7 

9 

44 

Tropenkrankheiten, Fleckfieber, Skorbut 

175 

138 

159 

22 

25 

22 

45 

Abrißbrüche der Wirbelfortsätze 

36 

57 

57 

4 

2 

2 

46 

F. Hauterkrankungen 

Schwere oder wiederholt rückfällige Haut- 
erkrankungen, die zur Aufgabe der beruflichen 
Beschäftigung oder jeder Erwerbsarbeit ge- 
zwungen haben 

7 618 

7 068 

5 902 

456 

494 

549 

47 

Hautkrebs oder zur Krebsbildung neigende 
Hautveränderungen durch Ruß, Rohparaffin, 
Teer, Anthrazen, Pech oder ähnliche Stoffe . . 

114 

185 

139 

13 

20 

21 


Sonstige Krankheiten . . . 

755 

498 

— 

— 

— 

— 


Gesamtsumme: . . . 

28 042 

27 947 

29 261 

6 284 

6 779 

7 445 
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Zur Zeit sind 180 Fälle bekannt, deren Entschädi- 
gung im Sinne des § 551 Abs. 2 RVO beantragt 
worden ist. Vorwiegend handelt es sich hierbei um 
Erkrankungen, die auch bei der Allgemeinbevölke- 
rung häufig Vorkommen, wie chronische Emphysem- 
bronchitis, Veränderungen am Skelettsystem, ins- 
besondere der Wirbelsäule, sowie Herz-Kreislauf- 
erkrankungen. 2 Krankheiten werden wie eine 
Berufskrankheit entschädigt. 

Ein 1964 angezeigter Fall einer sogenannten Far- 
mer- oder Drescherlunge konnte nach § 551 Abs. 2 
RVO nicht entschädigt werden, da das Krankheits- 
bild über 10 Jahre vor dem Inkrafttreten des UVNG 
bekannt gewesen ist und gefestigte neue medizi- 
nische Erkenntnisse hierüber zur Zeit nicht vorlie- 
gen. 


B. Die durch die Arbeitsunfälle verursachten 
Kosten 

Im Rahmen dieses Berichts wäre von besonde- 
rem Interesse, welche Kosten die im Berichtsjahr 
eingetretenen Unfälle verursachen. Entsprechende 
Erhebungen bei den Trägern der gesetzlichen Un- 
fallversicherung haben jedoch zu keinen brauch- 
baren Ergebnissen geführt. Der Grund ist nicht nur 
in unzureichenden Einrichtungen der Verwaltun- 
gen, sondern auch vor allem darin zu suchen, daß 
ein zuverlässiges Verfahren noch nicht bekannt ist, 
nach dem die für die Zukunft zu erwartenden Auf- 
wendungen vorausbestimmt werden könnten. Um 
ein Verfahren zu entwickeln, nach dem sich die 


durch Arbeitsunfälle verursachten Kosten bestim- 
men lassen, hat das Rationalisierungskuratorium 
der deutschen Wirtschaft in jüngster Zeit einen For- 
schungsauftrag an das Friedrich-Ebert-Institut er- 
teilt. Danach darf erwartet werden, daß in späteren 
Unfallverhütungsberichten über die Kosten be- 
richtet werden kann, die die Arbeitsunfälle eines 
Jahres verursachen. 

Die nachfolgend genannten Zahlen betreffen die 
Gesamtausgaben für Arbeitsunfälle im engeren 
Sinne, Wegeunfälle und Berufskrankheiten in 


1000 DM im Jahre 1964. 

Diese betrugen 2 959 176 

Davon waren 

Ausgaben für Renten an Verletzte und 
Hinterbliebene 1 706 502 

Ausgaben für Heilbehandlung 847 998 

Ausgaben für sonstige Leistungen 69 365 

Ausgaben für Unfallverhütung 60 394 

Ausgaben für Verwaltungskosten 180 576 

Ausgaben für Verfahrenskosten 36 476 

Sonstige Ausgaben 57 865 


Die hier genannten Zahlen entsprechen den An- 
gaben in den Geschäfts- und Rechnungsergebnissen 
der Träger der gesetzlichen Unfallversicherung. 
Nach Versicherungsträgern unterteilen sich die 
Aufwendungen wie folgt: 


Gewerbliche 

Berufs- 

genossensdiaften 

Landwirt- 

schaftliche 

Berufs- 

genossenschaften 

Bund, Länder, 
Gemeinden 

Renten an Verletzte und Hinterbliebene 

1 353 006 

201 690 

151 806 

Heilbehandlung 

727 285 

70 096 

50 617 

Sonstige Leistungen 

55 627 

10 081 

3 657 

Unfallverhütung 

53 729 

5 232 

1433 

Verwaltungskosten 

148 021 

21 686 

10 869 

Verfahrenskosten 

28 607 

5 320 

2 549 

Sonstige Ausgaben 

47 160 

9 840 

865 

zusammen 

2 413 435 

323 945 

221 796 
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C. Die Arbeitsstunden 

Nach § 741 Abs. 1 RVO haben die Unternehmer 
die Zahl der Arbeitsstunden anzugeben, die im Jahr 
geleistet worden sind und auch die Zahl der Arbeits- 
stunden, die durch Arbeitsunfälle ausgefallen sind. 
Den gewerblichen Berufsgenossenschaften sind 
36 094 305 496 geleistete Arbeitsstunden für das 
Berichtsjahr gemeldet worden. Dabei wurde ange- 
geben, daß durch meldepflichtige Arbeitsunfälle im 
engeren Sinn 323 865 497 Arbeitsstunden ausgefal- 
len seien. Diese Zahl kann aber nur mit allen Vor- 
behalten wiedergegeben werden. Ein Vergleich der 
Einzelangaben der gewerblichen Berufsgenossen- 
schaften läßt erkennen, daß ein einheitliches Verfah- 
ren für die Erfassung der ausgefallenen Arbeitsstun- 
den in den Unternehmen nicht angewandt worden 
ist. Aus den angegebenen geleisteten Arbeitsstun- 
den und den in Teil B genannten Kosten der 
Unfallversicherung im Berichtsjahr ergibt sich, daß 
eine Million Arbeitsstunden mit 66 853 DM Kosten 
der gesetzlichen Unfallversicherung belastet sind. 
Danach müssen in jeder geleisteten Arbeitsstunde 
0,07 DM für die Kosten der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung erarbeitet werden. 

Für die landwirtschaftliche Unfallversicherung 
und für die von der Eigenunfallversicherung des 
Bundes, der Länder und der Gemeinden durchge- 
führte Unfallversicherung gilt der § 741 Abs. 1 RVO 
nicht. Für diese Bereiche konnte deshalb die Unfall- 
belastung des Berichtsjahres auf die geleisteten 
Arbeitsstunden bezogen, nicht ermittelt werden. 
Sie wäre im übrigen für den Bereich der Eigen- 
unfallversicherung wenig sinnvoll, weil die gelei- 
steten Arbeitsstunden auch mit den Unfallkosten 
belastet wären, die bei den Trägern der Eigen- 
unfallversicherung durch die Unfälle der in großer 
Zahl im öffentlichen Interesse ehrenamtlich Tätigen 
(§ 539 Abs. 1 Nrn. 8 bis 10, 12 und 13 RVO) ent- 
standen sind. Da aber die Beitragsberechnung in 
der landwirtschaftlichen Unfallversicherung von der 
land- und forstwirtschaftlichen Nutzfläche ausgeht, 
ergibt sich für diesen Bereich bei 321 135 000 DM 
Gesamtausgaben bei einer land- und forstwirtschaft- 
lichen Nutzfläche von 19 042 000 ha (ohne staatliche 
Forstfläche) eine Belastung von 16,63 DM für 1 ha. 


D. Unfallverhütungsmaßnahmen 
I. Arbeitsschutzvorschriften und Richtlinien 

1. Staatliche Arbeitsschutzvorschriften 
a) Vorschriften des Bundes 
aa) Stand am 1. Januar 1964 

Es erscheint zweckmäßig, den ersten nach § 722 
RVO zu erstattenden Jahresbericht zum Anlaß zu 
nehmen, einen Überblick über den derzeitigen Stand 
der deutschen Arbeitsschutzgesetzgebung zu geben. 
Deshalb wurden in der Anlage *) zu diesem Teil 
unter I Nr. 1 die geltenden Vorschriften zusammen- 
gestellt. Diese Zusammenstellung soll in künftigen 

*) Seite 26 


Jahresberichten laufend ergänzt werden. Die Vor- 
schriften sind nach dem Gliederungsplan der Samm- 
lung des Bundesrechts aufgeführt. 

Der Aufstellung ist zu entnehmen, daß am 
1. Januar 1964 13 Bundesgesetze und 65 Bundes- 
verordnungen in Kraft waren, die Vorschriften auf 
dem Gebiet des Arbeitsschutzes enthalten. Die Zu- 
sammenstellung zeigt außerdem, daß ein Teil der 
Vorschriften, insbesondere auf dem technischen Ge- 
biet, so alt ist, daß die Regelungen bei der derzeitig 
raschen Entwicklung der Technik kaum den neuesten 
Erkenntnissen entsprechen dürften. Aus diesem 
Grunde hat das Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung in den letzten Jahren die erforder- 
lichen Maßnahmen ergriffen, um die Vorschriften 
dem heutigen Stand der Technik anzupassen. 

bb) Entwicklung im Berichtsjahr 

Ein Teil dieser Arbeiten konnte im Berichtsjahr 
zum Abschluß gebracht werden; so wurden die 
Technischen Grundsätze zu der Verordnung über 
die Errichtung und den Betrieb von Anlagen zur 
Lagerung, Abfüllung und Beförderung von brenn- 
baren Flüssigkeiten zu Lande vom 18. Februar 1960 
(BGBl. III 7102 — 23) durch die Verordnung über 
Anforderungen, insbesondere technischer Art, an 
Anlagen zur Lagerung, Abfüllung und Beförderung 
brennbarer Flüssigkeiten zu Lande vom 10. Sep- 
tember 1964 (BGBl. I S. 717) mit den dazugehörigen 
Verwaltungsvorschriften (Bundes anzeiger Nr. 172) 
ersetzt. 

Außerdem wurde die Erste Verordnung zur Ände- 
rung und Ergänzung der Ersten Strahlenschutzver- 
ordnung vom 24. März 1964 (BGBl I S. 233) erlas- 
sen. 

b) Vorschriften der Länder 
aa) Stand am 1. Januar 1964 

Auch hinsichtlich der Arbeitsschutzvorschriften 
der Länder erschien es zweckmäßig, durch eine 
Zusammenstellung einen Überblick über die am 

1. Januar 1964 geltenden Vorschriften zu ermög- 
lichen. Diese Zusammenstellung ist in der Anlage zu 
diesem Teil unter I Nr. 2 enthalten. Bei Vorschriften, 
die mit dem gleichen Wortlaut oder Inhalt in meh- 
reren Ländern erlassen worden sind, ist dies unter 
Angabe des Datums und der Fundstelle vermerkt. 
Der Aufstellung ist zu entnehmen, daß am 1. Januar 
1964 3 Landesgesetze und 111 Landesverordnungen 
in Kraft waren, die Vorschriften auf dem Gebiet 
des Arbeitsschutzes enthielten. 

bb) Entwicklung im Berichtsjahr 

Die Entwicklung auf dem Gebiete der Arbeits- 
schutzvorschriften der Länder ist ebenfalls der An- 
lage zu diesem Teil unter I Nr. 2 zu entnehmen. 
Danach sind im Berichtsjahr 1 Gesetz und 9 Län- 
derverordnungen neu erlassen oder abgeändert 
worden. 

2. Unfallverhütungsvorschriften 

Ein Überblick über die in der Bundesrepublik gel- 
tenden Arbeitsschutzvorschriften wäre ohne eine 
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Zusammenstellung der Unfallverhütungsvorschriften 
unvollständig, zumal da gerade die Unfallverhü- 
tungsvorschriften für die Entwicklung des Unfall- 
geschehens von besonderer Bedeutung sind. Des- 
halb wurden die Unfallverhütungsvorschriften in 
der Anlage zu diesem Teil unter II. zusammenge- 
stellt. Diese Vorschriften sind in der Reihenfolge 
aufgeführt, in der sie in den Sammlungen der Ver- 
sicherungsträger enthalten sind. 

a) Stand am 1. Januar 1964 

Der Zusammenstellung ist zu entnehmen, daß die 
gewerblichen Berufsgenossenschaften 181, die land- 
wirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 35, die ge- 
meindlichen Unfallversicherungsträger 30 und die 
See-Berufsgenossenschaft 4 Unfallverhütungsvor- 
schriften erlassen haben. Die Zusammenstellung 
enthält jedoch keine Angaben darüber, welche Un- 
fallverhütungsvorschriften der einzelne Unfallver- 
sicherungsträger erlassen hat. Die landwirtschaft- 
lichen Berufsgenossenschaften haben sämtlich die 
in der Zusammenstellung angegebenen 35 Unfall- 
verhütungsvorschriften erlassen — die Unfallver- 
hütungsvorschrift „Friedhöfe" hat nur die zum Bun- 
desverband der landwirtschaftlichen Berufsgenos- 
senschaften gehörende Gartenbau-Berufsgenossen- 
schaft erlassen — , im allgemeinen hat auch jeder 
Gemeindeunfallversicherungsverband die aufgeführ- 
ten Unfallverhütungsvorschriften erlassen, dagegen 
haben einzelne gewerbliche Berufsgenossenschaften 
jeweils nur einen Teil der auf geführten Unfallver- 
hütungsvorschriften übernommen, nämlich diejeni- 
gen, die Anlagen, Maschinen, Geräte usw. behan- 
deln, die in der Regel in den zu der Berufsgenos- 
senschaft gehörenden Betrieben vorhanden sind. 

b) Entwicklung im Berichtsjahr 

Zur richtigen Beurteilung der Entwicklung auf 
dem Gebiete der Unfallverhütungsvorschriften im 
Berichtsjahr ist zu unterscheiden zwischen der Aus- 
arbeitung von Neufassungen oder Veränderungen 
und der Übernahme bereits früher ausgearbeiteter 
Vorschriften durch einzelne Versicherungsträger. 
Die Zusammenstellung der Anlage zu diesem Teil 
unter II. Nr. 2 und 3 läßt erkennen, daß die gewerb- 
lichen Berufsgenossenschaften im Berichtsjahr 4 
Neufassungen von Unfallverhütungsvorschriften 
(„Druck", „Seilschwebebahnen", „Straßenbahnen", 
„Turmdrehkrane") ausgearbeitet haben. Diese wur- 
den von 7 Berufsgenossenschaften übernommen. Die 
Bundesarbeitsgemeinschaft der gemeindlichen Un- 
fallversicherungsträger hat 2 Neufassungen („Chlo- 
rungsanlagen", „Müllabfuhr") ausgearbeitet, die von 
5 Gemeindeunfallversicherungsverbänden übernom- 
men wurden. Ferner wurden im Berichtsjahr von 
den gewerblichen Berufsgenossenschaften 8 Unfall- 
verhütungsvorschriften geändert; diese Nachträge 
wurden in 66 Fällen von Berufsgenossenschaften 
übernommen. 

Schließlich ist zu erwähnen, daß in 58 Fällen von 
den gewerblichen Berufsgenossenschaften und den 
gemeindlichen Unfallversicherungsträgern vor dem 
1. Januar 1964 ausgearbeitete Unfallverhütungs- 
vorschriften und Nachträge zu Unfallverhütungs- 
vorschriften im Berichtsjahr übernommen wurden. 


3. Arbeilsschutzrichtlinien des Bundes 

Zahlreiche Regelungen auf dem Gebiete des Ar- 
beitsschutzes sind in Richtlinien des Bundes getrof- 
fen worden; diese Richtlinien dienen den Arbeits- 
schutzbehörden — zum Teil auf Grund besonderer 
Verwaltungsanweisungen • — als Grundlage für die 
im Einzelfall zu stellenden Anforderungen. Auf 
diese Weise ist in schwierigen Fällen und bei beson- 
ders unterschiedlichen Verhältnissen die Vorausset- 
zung für eine gebührende Berücksichtigung des Ein- 
zelfalles gegeben. Durch die Veröffentlichung der 
Richtlinien werden die Unternehmer gleichzeitig 
darüber unterrichtet, welche Maßnahmen sie zu tref- 
fen haben, um den ihnen auferlegten gesetzlichen 
Verpflichtungen (z. B. in § 120 a der Gewerbeord- 
nung) nachzukommen. 

a) Stand am 1. Januar 1964 

In der Anlage zu diesem Teil sind unter III Nr. 1 
Buchstabe a die wesentlichen Richtlinien aufgeführt, 
die vor dem 1. Januar 1964 veröffentlicht worden 
sind; die Zusammenstellung führt 28 Richtlinien an. 

b) Entwicklung im Berichtsjahr 

Im Berichtsjahr (vgl. Anlage zu diesem Teil unter 
III Nr. 1 Buchstabe b wurden auf Bundesebene die 
„Richtlinien über Verkaufsstände vor Ladengeschäf- 
ten und in Passagen" und die „Richtlinien für 
arbeitsmedizinische Untersuchungen über chronische 
Bronchitis und chronisches Lungenemphysem" aus- 
gearbeitet und die „Richtlinien für die Aufstellung 
und den Betrieb von Niederdruckgasbehältern" neu- 
gefaßt. 

4. Richtlinien der Träger der Unfallversicherung 

Auch die Unfallversicherungsträger gaben Richt- 
linien heraus, um die Unternehmer über die erfor- 
derlichen Maßnahmen zum Schutz vor Gefahren für 
Leben und Gesundheit der Arbeitnehmer bei Arbei- 
ten, für die keine Unfallverhütungsvorschriften er- 
lassen sind, zu unterrichten. Von dieser Möglichkeit 
wird dann Gebrauch gemacht, wenn sich eine Mate- 
rie für eine Regelung in einer Unfallverhütungs- 
vorschrift aus bestimmten Gründen nicht eignet, 
insbesondere, wenn bei neuartigen Maschinen und 
Arbeitsverfahren noch nicht genügend gesicherte 
Erfahrungen über die zu treffenden Maßnahmen 
vorliegen. 

a) Stand am 1. Januar 1 964 

Der Zusammenstellung in der Anlage zu diesem 
Teil ist unter III Nr. 2 zu entnehmen, daß die ge- 
werblichen Berufsgenossenschaften für 47 Sachge- 
biete, die landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaf- 
ten für 3 Sachgebiete und die gemeindlichen Unfall- 
versicherungsträger für 17 Sachgebiete Richtlinien 
veröffentlicht haben. 

b) Entwicklung im Berichtsjahr 

Im Berichtsjahr wurden von den Unfallversiche- 
rungsträgern keine Richtlinien neu ausgearbeitet 
oder geändert. 
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II. Überwachung der Unternehmen und Schulung 

1. Durch die Träger der gesetzlichen 
Unfallversicherung 

Die Träger der gesetzlichen Unfallversicherung 
erfaßten im Berichtsjahr etwa 5 Mio Unternehmen. 
Auf die gewerblichen Berufsgenossenschaften ent- 
fielen 1657595 Unternehmen, auf die landwirtschaft- 
lichen Berufs genosisenschaften 2 969 686 *) Unter- 
nehmen und der Rest auf die Träger der Eigen- 
unfallversicherung des Bundes, der Länder und der 
Gemeinden. Von den zu den gewerblichen Berufs- 
genossenschaften gehörenden Unternehmen sind 
1 461 255 Unternehmen mit bis zu 10 Versicherten, 
86 195 Unternehmen mit mehr als 10 bis zu 20 Ver- 
sicherten, 101 033 Unternehmen mit mehr als 20, 
aber weniger als 250 Versicherten und 9112 Unter- 
nehmen mit 150 und mehr Versicherten angegeben 
worden. Bei den landwirtschaftlichen Berufsgenos- 
senschaften sind 2 968 186 *) Unternehmen mit weni- 
ger als 20 Versicherten und etwa 1500 Unternehmen 
mit 20 und mehr Versicherten angegeben worden. 
Die besonderen Verhältnisse der Eigenunfallver- 
sicherung des Bundes, der Länder und der Gemein- 
den — hier würde z. B. die gesamte Bundesver- 
waltung als ein Unternehmen im unfallversiche- 
rungsrechtlichen Sinne gelten — lassen eine Auf- 
teilung der Unternehmen nach der Zahl der Ver- 
sicherten als wenig sinnvoll erscheinen. 

Die Zahl der versicherten Personen ist von den 
Trägern der gesetzlichen Unfallversicherung mit ins- 
gesamt 34 596 880 angegeben worden. Davon ent- 
fielen auf die gewerblichen Berufsgenossenschaften 
18 711 303, die landwirtschaftlichen Berufsgenossen- 
schaften 7 610 000 und die Träger der Eigenunfall- 
versicherung 8 275 577. Im Bereich der gewerblichen 
Berufsgenossenschaften sind 3 817 572 Versicherte in 
Unternehmen mit bis zu 10 Versicherten, 1 244 479 
in Unternehmen mit mehr als 10 bis zu 20 Ver- 
sicherten, 6 189118 in Unternehmen mit mehr als 
20, aber weniger als 250 Versicherten und 7 460 134 
in Unternehmen mit 250 und mehr versicherten Per- 
sonen beschäftigt gewesen. 

Im Bereich der landwirtschaftlichen Berufsgenos- 
senschaften sind 7 550 000 Personen in Unternehmen 
mit weniger als 21 Versicherten und 60 000 Personen 
in Unternehmen mit mehr als 20 Versicherten be- 
schäftigt gewesen. Für die Eigenunfallversicherung 
des Bundes, der Länder und der Gemeinden konnte 
eine Unterteilung nicht vorgenommen werden. 

Für die Überwachung der Unfallsicherheit in den 
Unternehmen waren bei den Trägern der gesetz- 
lichen Unfallversicherung 1513 Dienstkräfte tätig. 
Davon entfielen auf die gewerblichen Berufs- 
genossenschaften 1179, auf die landwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschaften 250 und auf die Träger der 
Eigenunfallversicherung, vornehmlich die Gemeinde- 
unfallversicherungsverbände, 84 Dienstkräfte. Bei 
den gewerblichen Berufsgenossenschaften waren 641 
Personen als Technische Aufsichtsbeamte und Tech- 


*) vgl. hierzu die Ausführungen des Bundesverbandes der 
landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften im Anhang 


nische Aufsichtshelfer, bei den landwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschaften 196 als Technische Auf- 
sichtsbeamte und Betriebsrevisoren und bei der 
Eigenunfallversicherung 84 als technische Aufsichts- 
beamte tätig. Bei den landwirtschaftlichen Berufs- 
genossenschaften konnten 33 Stellen von Tech- 
nischen Aufsichtsbeamten und Betriebsrevisoren 
wegen der Arbeitsmarktlage nicht besetzt werden. 

Insgesamt sind bei allen Trägern der gesetzlichen 
Unfallversicherung 675 940 Betriebsbesichtigungen 
im Berichtsjahr durchgeführt worden, davon im Be- 
reich der gewerblichen Berufsgenossenschaften 
372 060, der landwirtschaftlichen Berufsgenossen- 
schaften 296 018 und der Eigenunfallversicherung 
7862. Bei den gewerblichen Berufsgenossenschaften 
teilen sich die besichtigten Unternehmen in 142 085 
Besichtigungen in Unternehmen mit bis zu 10 Ver- 
sicherten, 59 535 Besichtigungen in Unternehmen mit 
mehr als 10 bis zu 20 Versicherten, 129 678 Besich- 
tigungen in Unternehmen mit mehr als 20, aber 
weniger als 250 Versicherten und 40 762 Besich- 
tigungen in Unternehmen mit 250 und mehr Ver- 
sicherten. Für den Bereich der landwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschaften und der Eigenunfallver- 
sicherung war eine Aufteilung nach der Größe der 
besichtigten Unternehmen mangels geeigneter 
Unterlagen nicht möglich. 

Insgesamt wurden 490 347 Unternehmen besich- 
tigt, davon im Bereich der gewerblichen Berufs- 
genossenschaften 192 142, im Bereich der landwirt- 
schaftlichen Unfallversicherung 296 018 und im Be- 
reich der Eigenunfallversicherung 2187 Unterneh- 
men. Im Bereich der gewerblichen Berufsgenossen- 
schaften wurden 120 409 Unternehmen mit bis zu 
10 Versicherten, 26 498 Unternehmen mit mehr als 
10 bis zu 20 Versicherten, 28 909 Unternehmen mit 
mehr als 20, aber weniger als 250 Versicherten und 
6326 Unternehmen mit 250 und mehr Versicherten 
besichtigt. 

70 403 Unfälle haben die Träger der gesetzlichen 
Unfallversicherung selbst untersucht oder durch 
einen Bediensteten an der amtlichen Untersuchung 
teilgenommen. Dies geschah in 52 972 Fällen bei den 
gewerblichen Berufsgenossenschaften, in 14 011 Fäl- 
len bei den landwirtschaftlichen Berufsgenossen- 
schaften und in 3420 Fällen bei den Trägern der 
Eigenunfallversicherung. 

Ihr besonderes Augenmerk haben die Träger der 
gesetzlichen Unfallversicherung seit dem Inkraft- 
treten des Unfallversicherungs-Neuregelungsgeset- 
zes vom 28. April 1963 der Schulung der Unter- 
nehmer, Schulung der Führungskräfte in den Unter- 
nehmen und der Sicherheitsbeauftragten zugewen- 
det. Insgesamt wurden 19 506 Schulungskurse ab- 
gehalten, davon im Bereich der gewerblichen Unfall- 
versicherung 5227, die sich auf 606 Schulungskurse 
für Unternehmer und Führungskräfte, 1462 Kurse 
für Sicherheitsbeauftragte und 3179 Kurse für son- 
stige Personengruppen aufteilen. Im Bereich der 
landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften wurden 
236 Schulungskurse durchgeführt, davon 101 Kurse 
für Unternehmer und Führungskräfte, 38 Kurse für 
Sicherheitsbeauftragte und 97 Kurse für sonstige 
Personengruppen. 


19 



Drucksache V/152 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Außerdem fanden im Bereich der landwirtschaft- 
lichen Unfallversicherung in über 1600 Fällen Bera- 
tungen und Besprechungen mit Herstellern von 
landwirtschaftlichen Maschinen und Geräten, in 4939 
Fällen Beratungen und Besprechungen mit örtlichen 
Handwerkern, Händlern, Reparaturwerkstätten, 
Schmieden, Bauhandwerkern und einzelnen Perso- 
nen, in 5970 Fällen Beratungen und Besprechungen 
mit Bürgermeistern, Ortsobmännern, Polizeidienst- 
stellen und ähnlichen Stellen statt. Dazu kommen 


folgende 

weitere Maßnahmen: 

675 

Vorträge in Schulen und 

358 

in Bauernversammlungen und sonstigen 
Veranstaltungen, 

2 128 

Vorführungen von Unfallverhütungston- 
filmen mit 

90 188 

Besuchern, 

396 

Presse- V eröffentlichungen, 

23 

Rundfunk-Reportagen, 

5 

Fernsehsendungen. 


Es wurden 

724 739 Merkblätter, Plakate, Kalender und der- 
gleichen sowie 

1 240 962 Mitteilungsblätter, Zeitschriften, Jahres- 
berichte und dergleichen verteilt. 

Die landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 
haben sich in 

21 Fällen durch Lehrschauen und Beratungs- 
stände und in 

556 Fällen durch Ausstellerberatung und 
Überwachung an Ausstellungen beteiligt. 
Sie haben sich mit Zuschüssen an Schlep- 
per- und Landmaschinen-Kursen (DEULA- 
Abkommen) sowie Motorsägenführer- 
lehrgängen in Höhe von 238 967,37 DM 
beteiligt. 

Im Bereich der Eigenunfallversicherung beläuft sich 
die Zahl der Schulungskurse auf 

14 043. 

Allein im Bereich der Bundesbahn wurden 

13 681 Schulungsmaßnahmen durchgeführt. 

Im vorstehenden Abschnitt sind die Angaben der 
See-Berufsgenossenschaft stets in den für die ge- 
werblichen Berufsgenossenschaften geltenden Zah- 
len enthalten. Im einzelnen gehörten der See-Berufs- 
genossenschaft im Berichtsjahr 4089 Unternehmen 
an, in denen 66 554 Versicherte tätig gewesen sind. 
Im technischen Dienst der See-Berufsgenossenschaft 


waren 79 Dienstkräfte tätig. Hiervon waren 20 
hauptamtliche technische Aufsichtsbeamte. Daneben 
führen auch 31 Besichtiger des Germanischen Lloyds 
als nebenamtliche Aufsichtsbeamte Besichtigungen 
für die See-Berufsgenossenschaft durch. 

Insgesamt sind im Berichtsjahr bei der See-Berufs- 
genossenschaft 15 241 Besichtigungen durchgeführt 
worden. Hierbei wurden die meisten Betriebe mehr- 
fach besichtigt. Das erklärt sich daraus, daß jedes 
Schiff zur Erlangung der von der See-Berufs- 
genossenschaft auszustellenden Zeugnisse nach ver- 
schiedenen Gesichtspunkten besichtigt werden muß. 

2. Durch die Gewerbeaufsicht 

Ein Bericht über das Unfallgeschehen in der Bun- 
desrepublik muß insbesondere auch die Mitwirkung 
der Gewerbeaufsicht auf diesem Gebiet behandeln 
(§ 722 RVO); andererseits ist es unmöglich, auch nur 
annähernd genaue Angaben über die Tätigkeit der 
Gewerbeaufsicht auf dem Gebiet der Verhütung von 
Unfällen und Berufskrankheiten zu machen, weil 
die Beamten und Angestellten dieser Arbeitsschutz- 
behörden neben ihrer Tätigkeit auf diesem Gebiet 
noch zahllose andere Aufgaben auf verwandten 
Tätigkeitsgebieten zu erfüllen haben. 

Es ist unmöglich, statistisch zu erfassen, ob eine 
Betriebsbesichtigung ausschließlich oder vorwiegend 
dem Unfall- und Gesundheitsschutz, der Arbeitszeit- 
überwachung, dem Nachbar schütz oder der Erörte- 
rung eines Baugesuchs gedient hat. Es darf in die- 
sem Zusammenhang daran erinnert werden, daß die 
ersten Beamten der Gewerbeaufsicht, die im 
Berichtsjahr auf ein llljähriges Bestehen zurück- 
blickt, ausschließlich aus Gründen des sozialen 
Arbeitsschutzes bestellt wurden. Mit zunehmender 
Erweiterung ihres Aufgabenkreises verlagerte sich 
der Schwerpunkt der Tätigkeit der Gewerbeaufsicht 
auf den technischen Unfall- und Gesundheitsschutz, 
während in den letzten Jahren — mit regionalen 
Unterschieden — in zunehmendem Maße die Be- 
arbeitung von Immissionsbeschiwerden (Belästigung 
durch Staub, Ruß, Gase, Dämpfe, Lärm) an Bedeu- 
tung gewinnt. 

a) Zahl der bei den Gewerbe- 
aufsichtsbehörden Tätigen 

Die nachfolgende Zahlentafel gilbt — getrennt für 
die einzelnen Bundesländer — die Zahlen der im 
technischen und ärztlichen Gewerbeaufsichtsdienst 
tätigen Beamten und Angestellten wieder. Während 
in den Jahresberichten der Gewerbeaufsicht in frü- 
heren Jahren immer wieder darüber KJage geführt 
wurde, daß die Zahl der verfügbaren Stellen für 
eine ordnungsgemäße Bewältigung der Aufgaben 
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nicht ausreiche, wird neuerdings in fast allen Län- 
dern festgestellt, daß es außerordentlich schwierig, 
wenn nicht gar unmöglich ist, die verfügbaren Stel- 
len mit entsprechend vorgebildeten qualifizierten 
Anwärtern zu besetzen, weil in der freien Wirt- 
schaft günstigere Bedingungen geboten werden. 


Land 

Höherer 

Dienst 

(Gewerbe- 

ärzte) 

Gehobener 

Dienst 

Mittlerer 

Dienst 

Einfacher 

Dienst 

Technische 

Angestellte 

Baden-Württemberg 

48 

(8) 

51 

4 

. — - 

102 

Bayern 

60 

(11) 

107 

11 

21 

9 

Berlin 

24 

(8) 

37 

16 

21 

1 

Bremen 

3 

(1) 

18 

4 

— 

3 

Hamburg 

10 

(1) 

13 

28 

— 

2 

Hessen . 

43 

(3) 

49 

66 

— 

13 

Niedersachsen 

59 

(7) 

59 

22 

14 

14 

Nordrhein-Westfalen 

158 

(15) 

204 

97 

107 

41 

Rheinland-Pfalz 

31 

(1) 

36 

10 

7 

15 

Saarland 

10 

(2) 

8 

1 

3 

5 

Schleswig-Holstein 

13 

(1) 

38 

— 

10 

9 


459 (58) 

630 

259 

183 

314 


Stand 31. Dezember 1964 


b) Besichtigungstätigkeit der 
Gewerbeaufsicht 

Die nachfolgende Zahlentafel gibt die Zahlen der 
im Bundesgebiet insgesamt vorhandenen und be- 
sichtigten Betriebe sowie die Zahlen der vorhan- 
denen Arbeitnehmer, der Arbeitnehmer in den be- 
sichtigten Betrieben und die Gesamtzahl der Besich- 
tigungen an. Die senkrechten Spalten der Zahlen- 
tafel beziehen sich jeweils auf Betriebe einer be- 
stimmten Größe, und zwar Betriebe mit 200 und 
mehr Arbeitnehmern, Betriebe mit 20 bis 199 Aribeit- 


nehmern, Betriebe mit 5 bis 19 Arbeitnehmern und 
Betriebe mit 0 bis 4 Arbeitnehmern. Die letzte 
Spalte gibt schließlich die Zahlen für die Summe 
sämtlicher Betriebe wieder. Ein Vergleich der An- 
gaben der senkrechten Spalten der Zahlentafel 
untereinander zeigt, daß zwar der Anteil der be- 
sichtigten Betriebe an den gesamt vorhandenen Be- 
trieben bei den einzelnen Betriebsgrößen -sehr 
unterschiedlich ist, daß aber der Anteil der durch die 
Besichtigungen erfaßten Arbeitnehmer im gesamten 
Bundesgebiet etwa 62,5 v. H. der insgesamt vor- 
handenen Arbeitnehmer beträgt. 



Betriebe mit 

Bei 

Betrieben 

insgesamt 


200 

und mehr 
Arbeit- 
nehmern 

20 bis 199 
Arbeit- 
nehmern 

5 bis 19 
Arbeit- 
nehmern 

0 bis 4 
Arbeit- 
nehmern 

Zahl der Betriebe 

11 412 

108 142 

293 020 

905 134 

1 317 708 

Zahl der Arbeitnehmer 

7 004 626 

5 669 929 

2 564 519 

1 593 067 

16 832 141 

Zahl der besichtigten Betriebe 

9 469 

57 985 

88 255 

177 395 

333 104 

Zahl der Arbeitnehmer in den besich- 
tigten Betrieben 

6 104 408 

3 305 628 

818 586 

324 441 

10 553 063 

Gesamtzahl der Betriebsbesichtigungen 

46 003 

132 235 

138 768 

232 086 

549 092 
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c) Zahl der Beanstandungen 

Im Berichtsjahr sind von den Gewerbeaufsichts- 
sichtsbeamten der Bundesrepublik in 814 780 Fällen 
Beanstandungen wegen Zuwiderhandlungen gegen 


Vorschriften über den Arbeitsschutz im oben ge- 

kennzeichneten Sinne getroffen 
in 

worden, und zwar 

Baden-Württemberg 

87 111, 

Bayern 

125 383, 

Berlin 

28 877, 

Bremen 

5 659, 

Hamburg 

42 786, 

Hessen 

1 1 1 250, 

Niedersachsen 

86 317, 

Nordrhein-Westfalen 

216 268, 

Rheinland-Pfalz 

84 825, 

Saarland 

5 635 und 

Schleswig-Holstein 

20 669. 


Wenn diese Zahlen auch den weitaus größten 
Teil aller Beanstandungen der Gewerbeaufsichts- 
beamten darstellen — - im allgemeinen mehr als 
90 v. H. — , so muß nochmals darauf hingewiesen 
werden, daß hieraus kein Rückschluß auf die Über- 
wachungstätigkeit der Gewerbeaufsicht gezogen 
werden kann, da eine Fülle anderer Aufgaben die 
Gewerbeaufsicht in erheblichem Umfange in An- 
spruch nimmt. 

d) Zahl der untersuchten Unfälle 

Obwohl die Unternehmer der Betriebe, die der 
Aufsicht der Gewerbeaufsichtsbehörden unterstehen, 
verpflichtet sind, dem zuständigen Gewerbeauf- 
sichtsamt eine Abschrift jeder Unfallanzeige zu 
übersenden, gelangen bei weitem nicht alle Unfall- 
anzeigen in die Hände der Gewerbeaufsichts- 
beamten, so daß es nicht möglich ist, eine stati- 
stische Auswertung vorzunehmen. Gleichwohl wer- 
den alle bei den Gewerbeaufsichtsämtern eingehen- 
den Unfallanzeigen ausgewertet und in geeignet 
erscheinenden Fällen zum Anlaß einer Unfallunter- 
suchung gemacht. Nach den Mitteilungen der ober- 
sten Arbeitsbehörden der Länder wurden im 
Berichtsjahr in der Bundesrepublik von den 
Gewerbeaufsichtsämtern 58 018 Unfälle untersucht, 
wobei es sich in 1236 Fällen um tödliche Unfälle 
handelte. Bei den Untersuchungen wurden folgende 
Ursachen ermittelt: 


Technische Mängel, die im Einflußbereich des Konstrukteurs liegen (z. B. ungeeig- 
nete Baustoffe, falsche Konstruktion, fehlende Schutzvorrichtungen) in 10 685 Fällen 

Organisatorische Mängel, die im Einflußbereich der Aufsichtspersonen liegen 
(z. B. ungeeignete Verkehrswege, unterlassene Schutzmaßnahmen, falsche 

Arbeitsplatzauswahl, mangelnde Unterweisung, ungenügende Aufsicht) in 10 332 Fällen 

Verhaltensmängel, die im Einflußbereich der Beschäftigten liegen (z. B. unter- 
lassener oder falscher Gebrauch von Schutzvorrichtungen und Schutzaus- 
rüstungen, Nichtbeachtung von Sicherheitsvorschriften, Unachtsamkeit, Un- 
geschicklichkeit) in 45 738 Fällen 

Insgesamt wurden also in 61 663 Fällen 

bei Unfalluntersuchungen die vorgenannten Mängel als Unfallursachen ermittelt. 

Darüber hinaus wurde in 5 092 Fällen 

festgestellt, daß die Unfälle durch unbeeinflußbare Vorgänge oder allgemein 
unbekannte Gefahren verursacht wurden. 
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III. Strafen, Geldbußen, Ordnungsstrafen, Anord- 
nungen nach § 714 Abs. 1 Satz 5 Reichs versiche- 
rungsordnung 

1. Obwohl die Arbeitsschutzbehörden der Bundes- 
republik im Berichtsjahr in 8904 Fällen Verwar- 
nungen ausgesprochen und in 5300 Fällen Anzei- 
gen erstattet haben, betrifft nur ein kleiner Teil 
hiervon Zuwiderhandlungen gegen Vorschriften, 
die das Unfallgeschehen zum Inhalt haben; der 
weitaus größte Teil der Verwarnungen und An- 
zeigen bezieht sich auf Zuwiderhandlungen ge- 
gen die Vorschriften über die Arbeitszeit, die 
Beschäftigung Jugendlicher, den Ladenschluß, 
das Nachtbackverbot u. a. Bei Zuwiderhandlun- 
gen gegen Verordnungen auf Grund des § 120 e 
GewO, sonstigen technischen Verordnungen, 
Nichtbeachtung von Einzelverfügungen nach 
§ 120 d GewO und anderen staatlichen Vor- 
schriften, die im Rahmen dieses Berichts zur 
Erörterung stehen, wurden nur 1670 Verwar- 
nungen ausgesprochen und 449 Anzeigen erstat- 
tet. Von den letzteren führten 394 zu rechtskräf- 
tigen gerichtlichen Strafen und 14 zu rechtskräf- 
tigen Bußgeldbescheiden. 

2. Auf Grund des § 710 Abs. 1 Reichsversiche- 
rungsordnung wurden von den Trägern der ge- 
setzlichen Unfallversicherung 32 320 Ordnungs- 
strafen verhängt. Die gewerblichen Berufsge- 
nossenschaften setzten 5323 Ordnungsstrafen 
fest, davon 4740 gegen Unternehmer und 483 
gegen Versicherte. Von den landwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschaften wurden 27 095 Ord- 
nungsstrafen verhängt, davon 27 070 gegen Un- 
ternehmer und 25 gegen Versicherte. Im Bereich 
der Eigenunfallversicherung des Bundes, der 
Länder und Gemeinden wurden in 2 Fällen Ord- 
nungsstrafen gegen Unternehmer verhängt. 

3. Von dem Recht, bei Gefahr im Verzüge sofort 
vollziehbare Anordnungen nach § 714 Abs. 1 
Satz 5 RVO zu erlassen, haben die Beauftragten 
der Träger der gesetzlichen Unfallversicherung 
in 5953 Fällen Gebrauch gemacht, davon im Be- 
reich der gewerblichen Berufsgenossenschaften 
in 2085 Fällen, im Bereich der landwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschaften in 3864 Fällen und im 
Bereich der Eigenunfallversicherung in 4 Fällen. 

IV. Sicherheitsbeauftragte 

Die Bestellung von Sicherheitsbeauftragten ist 
erst im Jahre 1964 angelaufen. Da noch nicht alle 
Sicherheitsbeauftragten bestellt sind, werden sich 
die folgenden Zahlen in den künftigen Berichtsjah- 
ren vermutlich noch stark erhöhen. 

Bis zum Ende des Berichtsjahres hatten 67 170 
Unternehmen, davon 63 977 im Bereich der gewerb- 
lichen Berufsgenossenschaften, 1474 im Bereich der 
landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften und 
1719 im Bereich der Eigenunfallversicherung Sicher- 
heitsbeauftragte gemäß § 719 RVO bestellt. Am 
31. Dezember 1964 betrug die Zahl der Sicherheits- 
beauftragten 161 418, und zwar für den Bereich der 


gewerblichen Berufsgenossenschaften 145712, der 
landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 2018 
und für den Bereich der Eigenunfallversicherung 
13 688. 

Verschiedene gewerbliche Berufsgenossenschaften 
haben auf Grund der Ermächtigung des § 719 Abs. 1 
Satz 3 RVO in ihrer Satzung die für die Bestellung 
von Sicherheitsbeauftragten gesetzlich vorgesehene 
Mindestzahl der Beschäftigten höher festgesetzt. 
Für die der Textil- und Bekleidungsindustrie-Berufs- 
genossenschaft angehörenden Unternehmen beginnt 
hiernach die Verpflichtung zur Bestellung eines 
Sicherheitsbeauftragten bei 50 Beschäftigten. Bei 
den der Berufsgenossenschaft für den Einzelhandel 
angehörenden Unternehmen ist die Mindestzahl auf 
35 erhöht worden. Die Großhandels- und Lagerei- 
Berufsgenossenschaft hat für bestimmte Unterneh- 
men die Mindestzahl der zur Bestellung eines 
Sicherheitsbeauftragten verpflichteten Beschäftigten 
auf 30, die Berufsgenossenschaft für Gesundheits- 
dienst und Wohlfahrtspflege für alle Unternehmen, 
ausgenommen solche mit Lehrwerkstätten, sowie 
Kranken- und Kuranstalten auf 50 festgesetzt. 

Fast alle gewerblichen Berufsgenossenschaften 
hatten zum Ende des Berichtsjahres die Zahl der 
Sicherheitsbeauftragten unter Berücksichtigung der 
nach der Eigenart der Unternehmen bestehenden 
Unfallgefahren und der Zahl der Arbeitnehmer 
(§ 719 Abs. 4 RVO) für ihre Mitgliedsunternehmen 
bestimmt oder bereiteten entsprechende Unfall- 
verhütungsvorschriften vor. Im Bereich der land- 
wirtschaftlichen Berufsgenossenschaften ist bisher 
Vne Regelung über die Zahl der Sicherheitsbeauf- 
tragten gemäß § 719 Abs. 4 RVO nicht getroffen 
worden. Trotzdem haben einige Unternehmen — 
insbesondere Forstbetriebe — mit mehreren örtlich 
getrennten Unternehmensteilen mehrere Sicher- 
heitsbeauftragte bestellt, auch wenn die Zahl von 
20 Beschäftigten im Unternehmensteil nicht erreicht 
wurde. 

Die Bestellung und Ausbildung von Sicherheits- 
beauftragten wurde im Berichtsjahr auch von den 
Trägern der Eigenunfallversicherung tatkräftig in 
Angriff genommen. Die besonderen Verhältnisse 
des Versicherungsbereichs ließen einheitliche Richt- 
linien im Rahmen der Bundesarbeitsgemeinschaft 
der gemeindlichen Unfallversicherunysträger als 
zweckmäßig erscheinen. Dabei waren insoweit 
Schwierigkeiten zu überwinden, als der umfang- 
reiche und vielgestaltige Versicherungsbereich der 
Gprneindeunfallversicherungsverbände Gebiete mit 
umfaßt, die einer Bestellung von Sicherheitsbeauf- 
tragten nur schwer zugänglich sind. 


E. Internationale Zusammenarbeit 

I. Internationale Arbeitsorganisation 

Nach der Verfassung der Internationalen Arbeits- 
organisation gehört die Verbesserung der Arbeits- 
bedingungen der Beschäftigten zu den Hauptzielen 
dieser Organisation. Von den jährlich stattfinden- 
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den Internationalen Arbeitskonferenzen werden 
Übereinkommen und Empfehlungen vorbereitet. 
Von den Übereinkommen haben folgende die Ver- 
hütung von Betriebsunfällen und Berufskrankheiten 
zum Gegenstand: 

Übereinkommen Nr. 13 über die Verwendung von 
Bleiweiß zum Anstrich, 

Übereinkommen Nr. 27 über die Gewichtsbezeich- 
nung an schweren auf Schiffen beförderten Fracht- 
stücken, 

Übereinkommen Nr. 28 über den Schutz der mit dem 
Be- und Entladen von Schiffen beschäftigten Ar- 
beitnehmer gegen Unfälle, Übereinkommen Nr. 32 
über den Unfallschutz der Hafenarbeiter (abge- 
änderter Wortlaut), 

Übereinkommen Nr. 62 über Unfallverhütungsvor- 
schriften bei Hochbauarbeiten, 

Übereinkommen Nr. 68 über Verprovantierung und 
Verköstigung der Besatzung an Bord von Schif- 
fen, 

Übereinkommen Nr. 75 über die Quartierräume der 
Besatzung an Bord von Schiffen, 

Übereinkommen Nr. 81 über die Arbeitsaufsicht in 
Gewerbe und Handel, 

Übereinkommen Nr. 92 über die Quartierräume der 
Schiffsbesatzungen (Neufassung), 

Übereinkommen Nr. 115 über den Schutz der Arbeit- 
nehmer vor ionisierenden Strahlen, 

Übereinkommen Nr. 119 über den Maschinenschutz 
und 

Übereinkommen Nr. 120 über den Gesundheits- 
schutz im Handel und in Büros. 

Von diesen 12 Übereinkommen hat die Bundes- 
republik Deutschland die Übereinkommen Nr. 27, 62 
und 81 ratifiziert. 

Außerdem haben die Internationalen Arbeitskon- 
ferenzen auf dem Gebiet der Verhütung von Unfäl- 
len und Berufskrankheiten folgende Empfehlungen 
gegeben: 

Empfehlung Nr. 3 betr. die Verhütung des Milz- 
brandes, 

Empfehlung Nr. 4 betr. den Schutz der Frauen und 
Jugendlichen gegen Bleivergiftung, 

Empfehlung Nr. 5 betr. die Schaffung eines öffent- 
lichen Gesundheitsdienstes, 

Empfehlung Nr. 6 betr. die Anwendung des im 
Jahre 1906 in Bern abgeschlossenen Internationa- 
len Übereinkommens über das Verbot der Ver- 
wendung von weißem (gelbem) Phosphor in der 
Zündholzindustrie, 

Empfehlung Nr. 16 betr. die Unterkunftsbedingun- 
gen der landwirtschaftlichen Arbeitnehmer, 

Empfehlung Nr. 20 betr. die allgemeinen Grundsätze 
für die Einrichtung des Aufsichtsdienstes zum 
Zwecke der Durchführung der Gesetze und Ver- 
ordnungen über den Arbeitsschutz, 


Empfehlung Nr. 28 betr. die allgemeinen Grundsätze 
über die Arbeitsaufsicht zum Schutze der Schiffs- 
leute, 

Empfehlung Nr. 31 betr. die Verhütung von Arbeits- 
unfällen, 

Empfehlung Nr. 32 betr. die Verantwortlichkeit für 
Schutzvorrichtungen an Maschinen mit mecha- 
nischem Kraftantrieb, 

Empfehlung Nr. 33 betr. Gegenseitigkeit in bezug 
auf den Schutz der mit dem Beladen und Entladen 
von Schiffen beschäftigten Arbeitnehmer qegen 
Unfälle, 

Empfehlung Nr. 34 betr. Befragung der Berufsver- 
bände der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber 
bei Aufstellung von Vorschriften über die Sicher- 
heit der beim Beladen und Entladen von Schiffen 
beschäftigten Arbeitnehmer, 

Empfehlung Nr. 40 betr. beschleunigte Herbeifüh- 
rung der Gegenseitigkeit, die in dem im Jahre 
1932 angenommenen Übereinkommen über den 
Schutz der mit dem Beladen und Entladen von 
Schiffen beschäftigten Arbeitnehmer gegen Un- 
fälle vorgesehen ist, 

Empfehlung Nr. 53 betr. Unfallverhütungsvorschrif- 
ten bei Hochbauarbeiten, 

Empfehlung Nr. 54 betr. die Aufsicht bei Hochbau- 
arbeiten, 

Empfehlung Nr. 55 betr. die Zusammenarbeit in der 
Unfallverhütung bei Hochbauarbeiten, 

Empfehlung Nr. 56 betr. die berufliche Ausbildung 
für Arbeiten im Hochbau, 

Empfehlung Nr. 81 betr. die Arbeitsaufsicht, 

Empfehlung Nr. 82 betr. die Arbeitsaufsicht in den 
Bergbaubetrieben und in Verkehrsbetrieben, 

Empfehlung Nr. 112 betr. die betriebsärztlichen 
Dienste in den Arbeitsstätten, 

Empfehlung Nr. 1 14 betr. den Schutz der Arbeitneh- 
mer vor ionisierenden Strahlen, 

Empfehlung Nr. 118 betr. den Maschinenschutz und 

Empfehlung Nr. 120 betr. den Gesundheitsschutz im 
Handel und in Büros. 

An der Ausarbeitung dieser Übereinkommen und 
Empfehlungen hat die Bundesrepublik Deutschland 
seit der Wiederaufnahme Deutschlands in die Inter- 
nationale Arbeitsorganisation regelmäßig mit- 
gearbeitet. 

II. Sozialausschuß des Europarats 

Der Sozialausschuß des Europarats hat je einen 
technischen und chemischen Unterausschuß gebildet, 
in dem die sechs EWG-Staaten und Großbritannien 
zum Erlaß von Empfehlungen Zusammenarbeiten, 
durch die einheitliche Sicherheitsvorschriften in 
den sieben Staaten geschaffen werden sollen. Seit 
der Aufnahme der Harmonisierungsarbeiten im Rah- 
men der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft be- 
schäftigten sich die beiden Unterausschüsse vorwie- 
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gend mit Themen, die sich für eine Regelung durch 
Zulassungsverfahren (vgl. III) nicht eignen; in den 
letzten Jahren wurden u. a. Empfehlungen aus- 
geatfbeitet für 

Ausbildung der Meister in der Unfallverhütung, 
Hängegerüste, 

Sicherung der Arbeiter gegen Absturz auf Bau- 
stellen, 

Metallpressen, 

Zentrifugen, 

Kennzeichnung gefährlicher Arbeitsstoffe 
u. ä. 

Auch an diesen Arbeiten nimmt die Bundesrepublik 
regelmäßig teil, 


III. Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 

Auch die Kommission der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft hat sich die Harmonisierung der 
Sicherheitsanforderungen für Maschinen und 
Arbeitsgeräte zum Ziel gesetzt; als Grundlage die- 
ser Arbeiten dient Artikel 100 EWGV, der eine 
Beseitigung von Handelshemmnissen zum Ziel hat. 
Dabei geht die Kommission von der Voraussetzung 
aus, daß unterschiedliche Anforderungen an Ma- 
schinen und Arbeitsgeräte in den sechs Mitglied- 
staaten Handelshemmnisse zur Folge haben. Zweck 
dieser Arbeiten ist es, die Mitgliedstaaten durch 
Richtlinien zu verpflichten, ihre Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften anzugleichen. Die Richtlinien 
sehen für diese Maschinen und Geräte Prüfungs- 
und Zulassungsverfahren vor. Es wurde bisher die 
Bearbeitung folgender Sachgebiete in Angriff ge- 
nommen: 

Bolzensetzwerkzeuge, 

Stahlrohrgerüste, 
gefährliche Arbeitsstoffe, 

Baukrane, 

Ackerschlepper, 

Druckbehälter, 

Elektrische Apparate und Maschinen sowie 
Bauaufzüge. 


Die Arbeiten haben bis zum Ende des Berichts- 
jahrs in keinem Falle zur endgültigen Beschluß- 
fassung über eine Richtlinie geführt. 


IV. Europäische Atomgemeinschaft 

Mit Beschluß vom 2. Februar 1959 hat der Rat 
der Europäischen Atomgemeinschaft in Anwendung 
von Empfehlungen der Internationalen Kommission 
für Strahlenschutz Richtlinien über Festlegung der 
Grundnormen für den Gesundheitsschutz der Bevöl- 
kerung und der Arbeitskräfte gegen die Gefahren 
ionisierender Strahlen erlassen (Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften S. 221; BGBl. II S. 1230). 
Die Anhänge 1 und 3 dieser Richtlinien sind durch 
Beschluß vom 5. März 1962 revidiert worden (Amts- 
blatt der Europäischen Gemeinschaften S. 1633 u. 
2114; BGBl. II S. 944). Die Richtlinien sind für jeden 
Mitgliedstaat verbindlich. Sie beabsichtigen außer- 
dem, die Rechts- und Verwaltungs vor Schriften der 
Mitgliedstaaten für den Gesundheitsschutz der Be- 
völkerung und der Arbeitskräfte gegen die Ge- 
fahren ionisierender Strahlen miteinander in Ein- 
klang zu bringen. 


V. Organisation für Wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung 

Eine Sachverständigengruppe des Spezialaus- 
schusses für Produktionsgüter der OECD beschäf- 
tigt sich seit mehreren Jahren mit der Ausarbeitung 
von Sicherheitsvorschriften für Turmdrehkrane; es 
ist beabsichtigt, die Anforderungen zusammenzu- 
stellen, die die Hersteller von Turmdrehkranen bei 
der Konstruktion und der Herstellung beachten müs- 
sen, Da die Vorschriften in den Mitgliedstaaten 
stark voneinander abweichen, konnten die Arbeiten 
bis zum Abschluß des Berichtsjahres noch nicht be- 
endet werden. 

Der Rat hat am 18. Dezember 1962 neue Grund- 
normen für den Strahlenschutz beschlossen; der Be- 
schluß ist durch Gesetz vom 29. Juli 1964 (BGBl. II 
S. 857) ratifiziert worden. 


/ 
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Anlage zum Teil D 


Abkürzungsverzeichnis 


BW , 

Bay. 

BayBS 

BGVOB1. 

Bin. 

Bin. ABI. 

Bln.GVBL 

Brem. 

Brem.G.Bl. 

Br.GuVS. 

GSNW 

GSSchl.-H. 

Hbg. 

Hbg.^RSammlG 

Hess. 

Hess.GVBl. 

Hess.St.Anz. 

Nds. 

Nds.GVBL 

Nieders.GVBl.Sb. 

NW 

NWGVBl. 

NWMB1. 

Oldbg.GBl. 

PreuBGS 
RABl. I u. III 
RPf. 

RPfGVBl. 

RWMB1. 

S. 

SaBremR 

Saar 

SaarABl. 

SH 

VOB1. f. Groß-Berlin 


" Baden-Württemberg 
= Bayern 

= Bereinigte Sammlung des Bayerischen Landesrechts 
= Gesetz- und Verordnungsblatt Baden 
= Berlin 

= Amtsblatt für Berlin 
= Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin 
= Bremen 

“ Gesetzblatt der freien Hansestadt Bremen 
= Braunschweiger Gesetz- und Verordnungsblatt 

= Sammlung des bereinigten Landesrechts Nordrhein- West- 
falen 

— Sammlung des Schleswig-Holsteinischen Landesrechts 
= Hamburg 

— Bereinigte Sammlung des Hamburgi sehen Landesrechts 
" Hessen 

= Gesetz- und Verordnungsblatt Hessen 
= Staatsanzeiger für das Land Hessen 
= Niedersachsen 

— Niedersächsisches Gesetz- und Verordnungsblatt 

= Bereinigte Sammlung des Niedersächsischen Landesrechts 
= Nordrhein-Westfalen 

= Gesetz- und Verordnungsblatt Nordrhein- Westfalen 
= Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen 
= Oldenburgisches Gesetzblatt 
= Preußische Gesetzsammlung 

— Reichsarbeitsblatt Teil I u. Teil III (Arbeitsschutz) 

“ Rheinland-Pfalz 

— Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Rheinland- 
Pfalz 

= Reichswirtschaftsministerialblatt 

— Seite 

~ Bremisches Rechtsbereinigungsrecht 

— Saarland 

= Amtsblatt des Saarlandes 

— Schleswig-Holstein 

~ Verordnungsblatt für Groß-Berlin 
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I. Arbeitsschutzvorschriften des Bundes 
und der Länder 

1. Bundesvorschriften 

a) Vorschriften , die vor dem 1. Januar 1964 erlas- 
sen worden sind 

Gesetz über die Verarbeitung von Altmaterial vom 

16. März 1937 (BGBl. III 2126-3) 

Gesetz gegen den verbrecherischen und gemein- 
gefährlichen Gebrauch von Sprengstoffen vom 
9. Juni 1884 (BGBl. III — 453-8) 

Bekanntmachung betreffend das Gesetz gegen den 
verbrecherischen und gemeingefährlichen Ge- 
brauch von Sprengstoffen vom 29. April 1903 
(RGBl. S. 211), zuletzt geändert am 13. Juli 1940 
(RGBl. I S. 995) 

Gesetz zur Neufassung der Gewerbeordnung vom 
30. Juni 1900 (BGBl. III 7100-1), Titel II und VII 

Verordnung über die Erlaubnis zur Errichtung und 
zum Betrieb von Dampfkesselanlagen vom 20. De- 
zember 1954 (BGBl. III 7102-11) 

Bekanntmachung betreffend allgemeine polizeiliche 
Bestimmungen über die Anlegung von Landdampf- 
kesseln vom 17. Dezember 1908 (BGBl. III 7102-12) 

Bekanntmachung betreffend allgemeine polizeiliche 
Bestimmungen über die Anlegung von Schiffs- 
dampfkesseln vom 17. 12. 1908 (BGBl. III 7102-13) 

Verordnung über die Anlegung von Dampfkesseln 
vom 9. April 1941 (BGBl. III 7102-13-1) 

Verordnung über das Dampfkesselwesen vom 
27. August 1936 (BGBl. III 7102-14) 

Verordnung über die technische Überwachung der 
Dampfkessel und der sonstigen überwachungs- 
pflichtigen Anlagen vom 19. März 1938 (BGBl. III 
7102-15) 

Werkstoff- und Bauvorschriften für Landdampfkessel 
vom 21. Juni 1939 (RWMB1. S. 496), zuletzt geän- 
dert am 19. März 1944 (RWMB1. S. 81) 

Werkstoff- und Bauvorschriften für Schiffsdampf- 
kessel vom 1. Februar 1928 (Reichs- u. Staats- 
anzeiger Nr. 35), zuletzt geändert am 19. März 1944 
(RWMB1. S. 81) 

Verordnung über die Herstellung und die Anwen- 
dung von Kesselsteingegenmitteln, Kesselstein- 
lösemitteln und Kesselinnenanstrichmitteln vom 

17. Dezember 1942 (BGBL III 7102-16) 

Polizeiverordnung über die ortsbeweglichen ge- 
schlossenen Behälter für verdichtete, verflüssigte 
und unter Druck gelöste Gase (Druckgasverord- 
nung) vom 2. Dezember 1935 (BGBl. III 7102-19-a); 
die von den früheren Ländern des Deutschen 
Reichs dazu erlassenen 11 Verordnungen bzw. 
Polizeiverordnungen sind im BGBl. III 7102-19 b 
aufgeführt. 

Verordnung über die Einrichtung und den Betrieb 
von Aufzugsanlagen (Aufzugsverordnung — 
AufzV) vom 28. September 1961 (BGBl. III 7102-21) 


Verordnung über elektrische Anlagen in explosions- 
gefährdeten Räumen vom 15. August 1963 (BGBl. 
III 7102-23) 

Polizeiverordnung über die Herstellung, Aufbewah- 
rung und Verwendung von Azetylen sowie über 
die Lagerung von Kalziumkarbid (Azetylenver- 
ordnung — BGBl. III 7102-27). Die in den früheren 
Ländern des Deutschen Reichs dazu erlassenen 
25 Verordnungen bzw. Polizeiverordnungen sind 
im BGBl. III 7102-27 aufgeführt 

Verordnung über die Errichtung und den Betrieb 
von Anlagen zur Lagerung, Abfüllung und Beför- 
derung brennbarer Flüssigkeiten zu Lande (Ver- 
ordnung über brennbare Flüssigkeiten — VbF) 
vom 18. Februar 1960 (BGBL III 7102-29) 

Verordnung zum Schutze gegen Schädigungen durch 
Röntgenstrahlen und radioaktive Stoffe in nicht- 
medizinischen Betrieben (Röntgenverordnung) 
vom 7. Februar 1941 (BGBl. III 7108-1) 

Verordnung für Arbeiten in Druckluft vom 29. Mai 
1935 (BGBl. III 7108-2) 

Bekanntmachung betreffend die Einrichtung und den 
Betrieb von Anlagen zur Herstellung von Alkali- 
Chromaten vom 16. Mai 1907 (BGBl. III 7108-11) 

Verordnung über Magnesiumlegierungen vom 
8. März 1938 (BGBL III 7108-12) 

Sicherheitsvorschriften für Magnesiumlegierungen 
vom 28. Juli 1938 (RABL III S. 187) 

Bekanntmachung betreffend die Einrichtung und den 
Betrieb der Zinkhütten und Zinkerzrösthütten vom 
13. Dezember 1912 (BGBl. III 7108-13) 

Bekanntmachung betreffend die Einrichtung und den 
Betrieb der Bleihütten vom 16. Juni 1905 
(BGBl. III 7108-14-1) 

Bekanntmachung betreffend die Einrichtung und den 
Betrieb von Anlagen zur Herstellung elektrischer 
Akkumulatoren aus Blei oder Bleiverbindungen 
vom 6. Mai 1908 (BGBl. III 7108-14-2) 

Verordnung über die Einrichtung und den Betrieb 
von Anlagen zur Herstellung von Bleifarben und 
anderen Bleiverbindungen vom 27. Januar 1920 
(BGBl. III 7108-14-3) 

Verordnung zum Schutze gegen Bleivergiftung bei 
Anstricharbeiten vom 27. Mai 1930 (BGBL III 
7108-14-4) 

Verordnung über die Ausführung von Anstrich- 
arbeiten in Wasserfahrzeugen und schwimmfähi- 
gen Hohlkörpern (Schiffsraumanstrichverordnung) 
vom 7. September 1961 (BGBl. III 7108-15) 

Bekanntmachung betreffend die Einrichtung und den 
Betrieb der Buchdruckereien und Schriftgießereien 
vom 3 1 . Juli 1 897 (BGBL 7 1 08-2 1 ) 

Verordnung über Glashütten, Glasschleifereien, Glas- 
ätzereien, Glasmalereien, Glashafenfabriken und 
verwandte Betriebe (Glashüttenverordnung) vom 
23. Dezember 1938 (BGBl. III 7108-22) 

Bekanntmachung betreffend die Einrichtung und den 
Betrieb von Steinbrüchen und Steinhauereien 
(Steinmetzbetrieben) vom 31, Mai 1909 (BGBl. III 
7108-23) 
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Verordnung zum Schutze gegen Staublungenerkran- 
kungen (Silikose) in der keramischen Industrie 
vom 1. September 1951 (BGBl. III 7108-24) 

Verordnung über die Herstellung, Verpackung, La- 
gerung und Einfuhr von Thomasmehl (Thomas- 
phosphat) vom 30. Januar 1931 (BGBl. III 7108-25) 

Verordnung über Haarhutfabriken vom 26. März 
1938 (BGBl. III 7108-26) 

Bekanntmachung betreffend die Einrichtung und den 
Betrieb der Roßhaarspinnereien, Haar- und Bor- 
stenzurichtereien sowie die Bürsten- und Pinsel- 
machereien vom 22. Oktober 1902 (BGBl. III 
7108-27) 

Bekanntmachung betreffend die Einrichtung und den 
Betrieb der zur Anfertigung von Zigarren be- 
timmten Anlagen vom 17. Februar 1907 (BGBl. III 
7108-28) 

Verordnung über die Herstellung von Knallkorken 
vom 27. Dezember 1928 (BGBl. III 7108-31) 

Verordnung über Zellhorn vom 20. Oktober 1930 
(BGBl. III 7108-32) 

Sicherheitsvorschriften für Zellhorn vom 21. Juli 1931 
(RABl. I S. 235) 

Bekanntmachung betreffend die Einrichtung von Sitz- 
gelegenheit für Angestellte in offenen Verkaufs- 
stellen vom 28. November 1900 (BGBl. III 7109-3) 

Gesetz über die friedliche Verwendung der Kern- 
energie und den Schutz gegen ihre Gefahren 
(Atomgesetz) vom 23. Dezember 1959 (BGBl. III 
751-1) 

Erste Verordnung über den Schutz vor Schäden 
durch Strahlen radioaktiver Stoffe (Erste Strahlen- 
schutzverordnung) v. 24. Juni 1960 (BGBl. III 751-2) 

Verordnung über das Verfahren bei der Genehmi- 
gung von Anlagen nach § 7 des Atomgesetzes 
(Atomanlagen-Verordnung) vom 20. Mai 1960 
(BGBl. III 751-7) 

Heimarbeitsgesetz vom 14. März 1951 (BGBl. III 
804-1) — Fünfter Abschnitt — Gefahrensdiutz 
(Arbeitsschutz und öffentlicher Gesundheits- 
schutz) — 

Verordnung über die Verwendung gesundheits- 
schädlicher oder feuergefährlicher Stoffe in der 
Heimarbeit vom 23. August 1961 (BGBl. III 
804-1-2) 

Bestimmungen über Heimarbeit in der Tabakindu- 
strie vom 17. November 1913 (BGBl. III 804-1-4) 

Verordnung betreffend das Verbot des Trennens, 
Schneidens und Sortierens von Hadern und Lum- 
pen aller Art in der Heimarbeit vom 21. April 1920 
(BGBl. III 804-1-5) 

Verordnung betreffend das Verbot des Anfertigens 
und Verpackens von Präservativs, Sicherheits- 
pessarien, Suspensorien und dergleichen in der 
Heimarbeit vom 1. Februar 1921 (BGBl. III 804-1-6) 

Verordnung über das Krabbenschälen in der Heim- 
arbeit vom 13. Juli 1935 (BGBl. III 804-1-8) 


Verordnung über die Heimarbeit in der Gemüse- 
und Obstkonserven-Industrie vom 18. Juni 1936 
(BGBl. III 804-1-9) 

Arbeitszeitordnung vom 30. April 1938 (BGBl. III 

8050- 1) — § 16 Beschäftigungsverbote für Frauen — 

Ausführungsverordnung zur Arbeitszeitordnung 
vom 12. Dezember 1938 (BGBl. III 8050-1-1) 
— Nr. 20 Beschäftigungsverbote für Frauen — 

Gesetz zum Schutze der arbeitenden Jugend (Jugend- 
arbeitsschutzgesetz) vom 9. August 1960 (BGBl. III 

8051- 1) — Vierter und Fünfter Abschnitt — 
Beschäftigungsverbote und -beschränkungen und 
sonstige Pflichten des Arbeitgebers 

Bekanntmachung betreffend die Beschäftigung von 
Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern in An- 
lagen, die zur Herstellung von Zichorie dienen 
vom 25. November 1909 (BGBl. III 8051-2) 

Bekanntmachung betreffend die Beschäftigung ju- 
gendlicher Arbeiter bei der Bearbeitung von 
Faserstoffen, Tierhaaren, Abfällen oder Lumpen 
vom 8. Dezember 1909 (BGBL III 8051-3) 

Bekanntmachung betreffend die Beschäftigung von 
Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern in Roh- 
zuckerfabriken, Zuckerraffinerien und Melasse- 
entzuckerungsanstalten vom 24. November 1911 
(BGBL III 8051-4) 

Verordnung über die Beschäftigung von Arbeite- 
rinnen und jugendlichen Arbeitern in Ziegeleien 
und verwandten Betrieben (Ziegeleiverordnung) 
vom 5. Juni 1932 (BGBL III 8051-5) 

Verordnung über die Beschäftigung Jugendlicher in 
Tiefdruckereien vom 24. Juni 1958 (BGBL III 

8051- 7) 

Gesetz zum Schutze der erwerbstätigen Mütter 
(Mutterschutzgesetz) vom 24. Januar 1952 
(BGBl. III 8052-1) — Zweiter Abschnitt — Beschäf- 
tigungsverbote — 

Anordnung über die Beschäftigung von Frauen auf 
Fahrzeugen vom 30. Oktober 1940 (BGBL III 

8052- 2) 

Gesetz über die Unterkunft bei Bauten vom 13. De- 
zember 1934 (BGBL III 8053-1) 

Ausführungsverordnung zum Gesetz über die Unter- 
kunft bei Bauten vom 21. Februar 1959 (BGBL III 

8053- 1-1) 

Gesetz über gesundheitsschädliche und feuergefähr- 
liche Arbeitsstoffe vom 25. März 1939 (BGBL III 
8053-2) 

Verordnung über die Verwendung von Methanol in 
Lacken und Anstrichmitteln vom 6. August 1942 
(BGBL III 8053-2-1) 

Verordnung über das Verbot der Verwendung von 
Arsen und arsenhaltigen Stoffen in Reinigungs- 
mitteln vom 30. Januar 1945 (BGBL III 8053-2-2) 

Verordnung über die Kennzeichnung gesundheits- 
schädlicher Lösemittel und lösemittelhaltiger ande- 
rer Arbeitsstoffe (Lösemittelverordnung) vom 
26. Februar 1954 (BGBL III 8053-2-3) 
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Verordnung über die Verhütung der Selbstentzün- 
dung geschmälzter Faserstoffe (Schmälzmittelver- 
ordnung) vom 3. Dezember 1959 (BGBl. III 8053-2-4) 

Verordnung über Arbeitsstoffe aus delaborierter 
Munition vom 6. September 1961 (BGBl. III 
8053-2-5) 

Gesetz über Sicherheitskinefilme (Sicherheitsfilm- 
gesetz) vom 11. Juni 1957 (BGBl. III 8053-3) 

Verordnung über Sicherheitskinefilme (Sicherheits- 
filmverordnung) vom 13. Dezember 1958 (BGBl. III 
8053-3-1) 

Reichsversicherungsordnung in der Fassung des 
Gesetzes zur Neuregelung des Rechts der gesetz- 
lichen Unfallversicherung (Unfallversicherungs- 
Neuregelungsgesetz — UVNG) vom 30. April 1963 
(BGBl. III 8231-16) — § 546 und die dort aufgeführ- 
ten Paragraphen — 

Sechste Verordnung über Ausdehnung der Unfall- 
versicherung auf Berufskrankheiten vom 28. April 
1961 (BGBl. I S. 505) 

Bekanntmachung betreffend die Logis-, Wasch- und 
Baderäume sowie die Aborte für die Schiffsmann- 
schaft auf Kauffahrteischiffen vom 2. Juli 1905 
(BGBl. III 9513-7) 

Seemannsgesetz vom 26. Juli 1957 (BGBL III 9513-1) 
— - Vierter Abschnitt sowie die §§ 142 und 143 — 

Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Aufsicht über 
die Durchführung der Arbeitsschutzvorschriften 
des Seemannsgesetzes vom 28. Dezember 1962 
(Bundesanz. Nr. 481) 

b) Vorschriften , die 1964 erlassen oder geändert 
worden sind 

Verordnung über Anforderungen, insbesondere tech- 
nischer Art, an Anlagen zur Lagerung, Abfüllung 
und Beförderung brennbarer Flüssigkeiten zu 
Lande (Technische Verordnung über brennbare 
Flüssigkeiten — TVbF) vom 10. September 1964 
(BGBl. I S. 717) 

Allgemeine Verwaltungsvorschrift der Bundesregie- 
rung vom 10. September 1964 zur Technischen 
Verordnung über brennbare Flüssigkeiten (Bun- 
desanzeiger Nr. 172) 

Erste VO zur Änderung und Ergänzung der Ersten 
Strahlenschutzverordnung v.. 24. März 1964 

(BGBL I S. 233) 

2. Vorschriften der Länder 

a) Vorschriften , die vor dem 1. Januar 1964 erlassen 
worden sind 

Verordnung über Ausnahmen von der Erlaubnis 
und Registrierungspflicht nach § 1 des Gesetzes 
gegen den verbrecherischen und gemeingefähr- 
lichen Gebrauch von Sprengstoffen (Ausnahme- 
verordnung) 

Baden-Württemberg: vom 12. Juni 1954 (BW GBL 
S. 83) 

Bayern: vom 18. Februar 1954 (Bay.BS I S. 400) 


Berlin: 

Bremen: 

Hamburg: vom 6. Mai 1958 (Hbg.RSammlG 7111 -Li) 

Hessen: vom 5. November 1954 und 15. November 
1960 (Hess.GVBl. S. 187 und 222) 

Niedersachsen: vom 5. Februar 1960 (Nds.GVBl. 
S. 1) 

Nordrhein-Westfalen: vom 23. März 1960 und 
24. Mai 1961 (NW GVB1. S. 53 und 222) 

Rheinland-Pfalz: vom 1. Juli 1955 (RPf GVB1. S. 65) 

Saarland: 

Schleswig-Holstein: vom 1. Juni 1962 (GS Schl.-H. 
7111) 

Verordnung über Sprengstoff erlaubnisscheine 

Baden- Württemberg: vom 25. April 1956 (BW GBl. 
S. 95) 

Bayern: vom 6. Dezember 1956 (Bay.BS I S. 411) 
Berlin: 

Bremen: vom 14. Januar 1942 (SABremR 71 Ol-g-4) 

Hamburg: vom 31. Juli 1925 (Hbg.RSammlG 7111 
-a) 

Hessen: vom 3. Dezember 1956 und 25. November 
1958 (Hess.GVBl. S. 165 und 181) 

Niedersachsen: vom 15. Juli 1924 (Nieders.GVBl 
Sb. 7111) 

Nordrhein-Westfalen vom 21. Juni 1961 (NW 
GVB1. S. 243/293) 

Rheinland-Pfalz: vom 14. April 1956 (RPf GVB1. 
S. 51) 

Saarland: vom 23. Oktober 1935 (SaarABl. S. 362) 
i. d. F. vom 14. Februar 1936 (SaarABl. S. 64) 

Schleswig-Holstein: vom 15. Juli 1924 (GS Schl.-H. 
7111) 

Sprengstofflagerverordnung 

Baden-Württemberg: siehe Sprengstoff-Verkehrs- 
ordnung 

Bayern: vom 27. August 1959 (Bayer.GVBl. S. 220) 
Berlin: 

Bremen: vom 17, Mai 1933 (SaBremR 7101-g-2) 

Hamburg: Es gelten die Bestimmungen des frühe- 
ren Landes Preußen 

Hessen: vom 4. Februar 1963 (Hess.GVBl. S. 12) 

Niedersachsen: vom 20. November 1962 (Nds. 
GVB1. S. 224/240) 

Nordrhein-Westfalen: vom 19. Juli 1961 (NW 
GVB1. S. 258) 

Rheinland-Pfalz: vom 26. Februar 1960 (RPf GVB1. 
S. 48) 

Saarland: vom 11. Mai 1936 (SaarABl. S. 191) 

Schleswig-Holstein: vom 4. Dezember 1962 (GS 
Schl.-H. 7111) 
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Verordnung über den Verkehr mit Sprengstoffen 
(Sprengstoffverkehrsordnung) 

Baden-Württemberg: vom 15. Dezember 1952 und 
15. Mai 1956 (BW GBl. S. 57 und 98) 

Bayern: vom 16. Mai 1954 (Bay.BS I S. 392) 

Berlin: vom 2. März 1953 und 26. November 1958 
(Bln.GVBl. S. 156 und 1081) 

Bremen: vom 22. August 1930 (SaBremR 7101-g-l) 

Hamburg: vom 16. September 1936 (Hbg.RSammlG 
7111 -d) 

Hessen: vom 4. Februar 1963 (Hess. GVB1. S. 5) 

Niedersachsen: vom 26. Oktober 1951 (Nieders. 
GVB1. Sb 7111) 

Nordrhein-Westfalen: vom 6. Juli 1961 (NW 
GVB1. S. 254) 

Rheinland-Pfalz: vom 4. April 1951 (RPf GVB1. 
S. 81) 

Saarland: vom 8. Oktober 1935 (SaarABl. S. 337, 
berichtigt S. 356) i. d. F. vom 30. Dezember 
1950 (SaarABl. 1951 S. 53) 

Schleswig-Holstein: vom 4. Dezember 1962 (GS 
Schl.-H. 7111) 

Verordnung über die Anzeige/Vornahme von Spren- 
gungen 

Baden-Württemberg : 

Bayern: vom 18. Februar 1954 (Bay.BS I S. 400) 

Berlin: vom 20. Mai 1950 (BlnGVBl. S. 210, berich- 
tigt S. 222) 

Bremen: 

Hamburg: vom 20. September 1938 (Hbg.RSammlG 
7111-e) 

Hessen: vom 3. Dezember 1956 (Hess.GVBl. 
S. 167) 

Niedersachsen: 

Nordrhein-Westfalen: vom 7. Juli 1960 (Slg. des 
bereinigten Landesrechts 7111) 

Rheinland-Pfalz: vom 14. April 1956 (RPf. GVB1. 

S. 53) 

Saarland: 

Schleswig-Holstein: vom 29. Juni 1957 (GS Schl.- 
H. 7111) 

Verordnung über den Verkehr mit feuchter Nitro- 
zellulose vom 21. September 1927 (Hbg. RSammlG 
7111 -c) 

Verordnung über den Verkehr mit pyrotechnischen 
Gegenständen mit Technischen Grundsätzen 

Baden-Württemberg: vom 24. Oktober 1956 (BW 
GBL S. 163) 

Bayern: vom 10. Oktober 1956 (Bay.BS I S. 402) 
Berlin: vom 15. November 1961 (Bln.GVBl. 1681) 

Bremen: Gesetz vom 4. Dezember 1956 (SaBremR 
7101-g-6) 

Hamburg: vom 2. Oktober 1956 (Hbg.RSammlG 
7111-g) 


Hessen: vom 20. Februar 1953 und 27. November 
1956 (Hess.GVBl. S. 17 und 159/168) 

Niedersachsen: vom 11. Dezember 1952 (Nieders. 
GVB1. Sb. 7111) 

Nordrhein-Westfalen: vom 10. November 1956 
(Slg. des bereinigten NW Landesrechts 7111) 

Rheinland-Pfalz: vom 18. Januar 1957 (RPf GVB1. 

S. 33) 

Saarland: 

Schleswig-Holstein: vom 6. November 1957 (GS 
Schl.-H. 7111) 

Polizeiverordnung über den Umschlag von Ammo- 
niumnitrat im Hamburger Hafen und die Lagerung 
am Kai 

vom 31. Januar 1950 geändert am 20. Dezember 
1954 (Hbg.GVBl. S. 73 und 155) 

Verordnung über die Lagerung von Ammonium- 
nitrat und von Ammoniumnitrat in Mischungen 
(Ammoniumnitratverordnung) 

Baden-Württemberg: vom 21. Februar 1961 und 
30. Juli 1962 (BWGesBl. S. 15 und 177) 

Bayern: vom 6. Juni 1959 (Bay.BS I S. 240) 

Berlin: 

Bremen: vom 16. Mai 1926 (SaBremR 2132-d-6) 

Hamburg: vom 20. April 1927 (Hbg.RSamml. 
G 7111-b-) 

Hessen: vom 5. Dezember 1959 und 15. November 
1960 (Hess.GVBl. S. 72 und 223) 

Niedersachsen: Braunschweig: vom 7. Januar 1936 
Br.GuVS. S. 4) ; Oldenburg: vom 25. Februar 
1936 (Oldbg. GBl. 1935/36 S. 301) 

Nordrhein-Westfalen: vom 24. Juni 1960 (Slg. des 
bereinigten Landesrechts 7111) 

Rheinland-Pfalz: vom 21. Oktober 1959 (RPf 
GVB1. S. 219) 

Saarland: vom 1. Februar 1960 (SaarABl. S. 61) 

Schleswig-Holstein: vom 1. Juni 1962 (GS Schl.-H. 
7111) 

Verordnung zur Verhütung von Schäden durch Mu- 
nition und Munitionsschrott 

Baden- Württemberg : 

Bayern: 

Berlin: vom 20. Mai 1950 (VOB1. für Groß-Berlin 
S. 210 und 222) 

Bremen: Gesetz vom 5. Juni 1953 (SaBremR 
2190-a-3) 

Hamburg: vom 26. September 1938 (Hbg.VOBl. 
S. 191) 

Hessen: 

Niedersachsen: vom 12. Januar 1961 in der Fas- 
sung vom 3. Dezember 1962 (Nds.GVBl. S. 4 und 
229) 

Nordrhein-Westfalen: vom 18. Februar 1963 (NW 
GVB1. S. 115) 
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Rheinland-Pfalz: vom 6. März 1954 (RPf.GVBl 
S. 27) 

Saarland: 

Schleswig-Holstein: vom 13. August 1952 (GS 
Schl.-H. 7111) 

Arbeitsschutz. Berliner Gesetz über die Durch- 
führung des Arbeitsschutzes in der Fassung vom 
16. April 1953 (Bln.GVBl. S. 242) 

Oberpolizeiliche Vorschriften zum Schutz der Arbei- 
ter in chemischen Wäschereien, in denen Benzin 
und ähnliche leicht entzündliche Reinigungsmittel 
verwendet werden, vom 2. Mai 1909 (Bay.BS IV 

5. 619) 

Verordnung über die Verwendung von Benzol vom 

6. Mai 1949 (Hess. GVBL S. 39) 

Verordnung über die Einrichtung und den Betrieb 
von Dampf f äs sern 

Bayern: vom 24. November 1909 (Bay.BS IV 
S. 713) 

Berlin: vom 19. Mai 1930 (Bin ABI. S. 215) 

Hamburg: vom 21. Juli 1920 (Hbg.RSammlG 

8053- d) 

Niedersachsen: vom 2. September 1927 — Braun- 
schweigischer Teil — (Nieders.GVBl. Sb S. 675) 

Rheinland-Pfalz: — früherer Bayerischer Teil: 
siehe Bayern — 

Verordnung des Württembergischen Innenministeri- 
ums über Arbeiten in der Nähe von elektrischen 
Starkstromanlagen vom 14. August 1932 (Re- 
gierungsblatt S. 246). Die gleiche für Baden vom 
5. Februar 1934 (BVO Bl. S. 89) 

Oldenburgische Bekanntmachung über den Gesund- 
heitsschutz der Arbeiter, die in Abwrackwerften 
mit dem Zerlegen von Schiffen beschäftigt werden 
vom 11. August 1923 und 12. August 1925 (Old. 
GBl S. 661 und 216) 

Verordnung über die Verwendung und Aufbewah- 
rung von Röntgenfilmen in Betrieben des Gesund- 
heitsdienstes und der Wohlfahrtspflege. 

Hamburg: vom 20. Mai 1932 (Hbg. RSammlG — 

8054- c) 

Bayern: vom 6. Juli 1932 (Bay.BS I S. 345) 

Schleswig-Holstein: vom 20. Oktober 1931 (GS 
Schl.-H. 204) 

Berlin: vom 12. November 1963 (Bln.GVBl. S. 1080) 

Verordnung betreffend Lötarbeiten an Kisten mit 
Zelluloidinhalt vom 29. Juni 1912 (Hbg.RSammlG 
2138-b) 

Verordnung über den Kälteschutz der Angestellten 
in offenen Verkaufsstellen vom 27. Januar 1937 
(Hbg.RSammlG 8054-d) 

Bremen: vom 24. März 1937 (SaBrem R 8053-b-l) 

Verordnung zur Bestimmung einer Sammelstelle 
für radioaktive Stoffe 


Baden- Württemberg: vom 14. November 1962 
(BW GBl. S. 227) 

Nordrhein-Westfalen: vom 24. Juli 1963 (NW 
GVB1. S. 258) und vom 23. August 1963 
(NW MB1. S. 1599) 

Verordnung über die Einrichtung und den Betrieb 
von Bäckereien und Konditoreien (Bäckereiver- 
ordnung) [in Bay.: Landesverordnung über den 
Verkehr mit Backwaren und Konditorwaren] 

Baden-Württemberg: vom 14. April 1938 (Württ. 
RegBl. S. 179) und vom 21. Februar 1938 (Bad. 
GVBL S. 9) 

Bayern: vom 24. Januar 1938 (Bay. BS IV S. 759) 
Berlin: vom 28. Oktober 1937 (Preuß.GS S. 110) 
Bremen: vom 11. März 1938 (SaBremR 8053-b-3) 

Hamburg: vom 5. Januar 1938 (Hbg.RSamml G 
8054-e-) 

Hessen: vom 28. Oktober 1937 (Preuß.GS S. 110) 

Niedersachsen: vom 28. Oktober 1937 (Nds.GVBl. 
Sb 2125) Braunschweig: vom 17. Mai 1938 (Br. 
GuVS. S. 43) Oldenburg: vom 20. Dezember 
1937 (Old. GBL Bd. 50 S. 318) 

Nordrhein-Westfalen: vom 28. Oktober 1937 
(Preuß.GS S. 110) 

Rheinland-Pfalz: vom 24. März 1960 (RPfGVBl. 
S. 81) 

Saarland: vom 28. Oktober 1937 (PreußGS S. 110) 

Schleswig-Holstein: vom 28. Oktober 1937 (GS 
Schl.-H. 7124) 

Verordnung über den Schutz der Bauarbeiter Baden- 
Württemberg — fr. Land Baden * — vom 26. 
März 1919, 4. November 1919 und 6. Mai 1920 
(GVOB1. S. 319, 226 und 226); Baden-Württemberg 
— fr. Land Württemberg — vom 10. Mai 191 l f 
13. September 1930 und 23. Februar 1953 (Reg 
Bl. S. 149 und 287, GesBl. S. 94); 

Bayern: vom 21. August 1909 (Bay.BS IV S. 616) 
Bremen: vom 16. Februar 1909 (SaBremR 8053-9-1) 
Hamburg: vom 30. Mai 1921 (RSammlG 8054-b) 

Oberpolizeiliche Vorschriften zum Schutze der bei 
Tiefbauten beschäftigten Personen vom 21. August 
1905 (Bay.BS IV S. 611) 

Bremer Verordnung wegen Ausführung der Bekannt- 
machung des Reichskanzlers vom 2. Juli 1905 be- 
treffend die Logis-, Wasch- und Baderäume sowie 
die Aborte für die Schiffsmannschaft auf Kauf- 
fahrteischiffen (Reichsgesetzblatt S. 563) vom 
9. November 1930 (Sa.BremR 9513-d-l) 

b) Vorschriften , die 1964 erlassen oder geändert 
worden sind 

Rheinland-Pfalz — Erste Landesverordnung zur 
Änderung der Landesverordnung über Ausnah- 
men von der Erlaubnis- und Registrierungspflicht 
nach § 1 des Gesetzes gegen den verbrecherischen 
und gemeingefährlichen Gebrauch von Spreng- 
stoffen vom 18. März 1964 (RPf GVBL S. 63) 
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Landes-VO Bayern zur Änderung sprengstoffrecht- 
licher Vorschriften vom 9. April 1964 (GVB1. S. 88) 

Änderung der Hessischen-Sprengstofflager-VO vom 
6. August 1964 (Hess. St. Anz. S. 1054) 

Nordrhein-Westfalen — Zweite Verordnung zur 
Änderung der Verordnung über Ausnahmen von 
der Erlaubnis- und Registrierungspflicht nach § 1 
des Gesetzes gegen den verbrecherischen und ge- 
meingefährlichen Gebrauch von Sprengstoffen — 
Zweite Verordnung zur Änderung der Ausnahme- 
verordnung — vom 31. August 1964 (NW GVB1. 
S. 295) 

Vierte VO Bayern zur Änderung der Ausnahme- 
VO zum Sprengstoffgesetz vom 11. November 
1964 (Bay. GVB1. S. 203). 

Änderung der Verordnung über den Verkehr mit 
pyrotechnischen Gegenständen vom 21. Septem- 
ber 1964 (NW MB1. S. 1444) 

Rheinland-Pfalz — Landespolizeiverordnung über 
die Lagerung von Ammoniumnitrat und Ammo- 
niumnitrat in Mischungen vom 12. August 1964 
(RPf GVB1. S. 139) 

Schleswig-Holstein — Verordnung zur Bestimmung 
einer Sammelstelle für radioaktive Stoffe vom 
20. Juli 1964 (SH. GVB1. S. 131). 

Hamburg — Bekanntmachung über die Bestimmung 
einer Sammelstelle für radioaktive Abfälle vom 
11. November 1964 (Amtl. Anzeiger Hbg. S. 1205) 

Bayern — Landesverordnung zur Änderung der 
Landesverordnung über den Verkehr mit Back- 
waren und Konditorwaren (LBV) vom 9. April 
1964 (Bay. GVB1. S. 88) 

Rheinland-Pfalz — - Landesgesetz zur Änderung des 
Gesetzes gegen den verbrecherischen und gemein- 
gefährlichen Gebrauch von Sprengstoffen vom 
23. Juni 1964 (RPF-GVB1. S. 83) 


II. Unfallverhütungsvorschriften 

1 . Vorschriften , die vor dem 1. Januar 1964 
erlassen worden sind 


a) Gewerbliche 

Berufsgenossenschaften 


VBG 1 

Allgemeine Vorschriften 

VBG 1 a 

Schutz gegen gefährliche chemische 


Stoffe (Anhang zu VBG 1, §§ 35 — 47) 

VBG 2 

Dampfkessel 

VBG 3 

Kohlenstaubanlagen 

VBG 4 

Elektrische Anlagen und Betriebsmittel 

VBG 5 

Kraftmaschinen 

VBG 6 

Triebwerke (Transmissionen) 

VBG 7 a 

Arbeitsmaschinen (Allgemeines) 
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VGB 

7b 

Arbeitsmaschinen der Bekleidungs- 
industrie 

VBG 

7c 

Brauereien und Mälzereien 

VGB 

7 d 

Dampfhammerwerke und 
Schmiedepreßwerke 

VBG 

7 e 

Drahtziehmaschinen und Drahtstift- 
maschinen 

VBG 

7 f 

Fallwerke 

VBG 

7g 

Maschinen, Geräte und Werkzeuge des 
Fleischer-Gewerbes 

VBG 

7h 

Futterschneider (Häckselmaschinen) 

VBG 

7 j 

Be- und Verarbeitung von Holz und 
ähnlichen Stoffen 

VBG 

7k 

Arbeitsmaschinen der keramischen 
Industrie 

VBG 

71 

Kollergänge 


VBG 7 ml Lederherstellung und Lederverarbeitung 

VBG 7 m3 Kunstleder-, Wachstuch- und Linoleum- 
herstellung einschließlich Korkmühlen 

VBG 7 m4 Zupfmaschinen und Strangaufdreh- 
maschinen 

VBG 7 n Metallbearbeitung 
VBG 7 n2 Metallbearbeitung; Scheren 
VBG 7n5.1 Exzenter- und verwandte Pressen 
VBG 7 n5.2 Hydraulische Pressen 


VBG 7n5.3 

Spindelpressen 

VBG 7n6 

Metallbearbeitung; Schleifkörper, 


Pließt- und Polierscheiben; 


Schleif- und Poliermaschinen 

VBG 7 o 

Arbeitsmaschinen der Molkereien, 


Brennereien und Stärkefabriken 

VBG 7 p 

Arbeitsmaschinen der Mühlen-Industrie 

VBG 7 q 

Nahrungsmittel-Industrie 

VBG 7 r 

Papier- und Pappenherstellung 

VBG 7 s 

Papierverarbeitung 

VBG 7 t 

Arbeitsmaschinen der Steinindustrie 

VBG 7 tl 

Schleifkörper und Schleifmaschinen 

VBG 7 u 

Arbeitsmaschinen des Tabakgewerbes 

VBG 7 v 

Textil-Industrie 

VBG 7 w 

Ventilatoren 

VGB 7 x 

Walzwerke 

VBG 7 y 

Waschmaschinen 

VBG 7 z 

Zentrifugen 

VBG 7 aa 

Arbeitsmaschinen der Zuckerindustrie 

VBG 7 ab 

Arbeitsmaschinen der chemischen 


Industrie 

VBG 7 ac 

Kunststoff-Spritzgußmaschinen 

VBG 8 

Hebezeuge 

VBG 8 a 

Winden 

VBG 8 c 

Brückenkrane (Laufkrane) 

VBG 8 d 

S chienen-Lauf katzen 
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VBG 8 f Auslegerkrane 

VBG 9 Aufzüge 

VBG 10 Stetigförderer 

VBG 1 1 Bahnen 

VBG 12 Fahrzeuge 

VBG 12 a Flurförderzeuge (Flurfördergeräte) 

VBG 13 Ausbesserungswerkstätten und Garagen 
für Kraftfahrzeuge mit Verbrennungs- 
motoren 

VBG 14 Azetylenanlagen 

VBG 15 Schweißen, Schneiden und verwandte 
Arbeitsverfahren 

VBG 16 Verdichter (Kompressoren) 

VBG 17 Druckbehälter 

VBG 20 Kälteanlagen 

VBG 21 Flerstellung von Mineralwasser 

VBG 22 Verwendung von Trockeneis 

VBG 23 Farbspritzen, -tauchen und Anstrich- 

arbeiten 

VBG 24 Lacktrockenöfen 

VBG 25 Generatorgasanlagen 

VBG 26 Steinkohlen-Kokereien 

VBG 27 Braunkohlen-Schwelereien » 

VBG 28 Flochöfen und Gichtgasleitungen 

VBG 29 Thomasstahlwerke 

VBG 30 Martinstahlwerke 

VBG 31 Elektrostahlwerke 

VBG 32 Gießereien (Grauguß, Temperguß, 

Stahlformguß, Metallguß) 

VBG 33 Metallhütten und Schwefelsäurefabriken 

VBG 34 Schiffbau 

VBG 35 Tankreinigungsarbeiten und Ausbesse- 

rungsarbeiten auf Schiffen mit Öltanks 

VBG 36 Hochbau 

VBG 36 a Gerüste 

VBG 36 b Arbeiten an und auf Dächern 
VBG 36 c Schornsteinfegen 

VBG 36 d Errichten, Ausbessern und Abbrechen 

freistehender Schornsteine 

VBG 36 e Abbrucharbeiten 

VBG 37 Montage von Stahlbauten 

(Eisenkonstruktionen) 

VBG 38 Tiefbau 

VBG 39 Taucherarbeiten 

VBG 40 Bagger 

VBG 41 Rammen 

VBG 42 Anlage und Betrieb von Steinbrüchen 

über Tage, Gräbereien und 
Haldenabtragungen 


VBG 43 Bahnanlagen in Steinbrüchen, 
Gräbereien, Ziegeleien usw. 

VBG 44 Hohlmachen in Steinbrüchen 

VBG 45 Arbeiten unter Tage 

VBG 46 Sprengarbeiten 

VBG 47 Ofenbetriebe der Industrie der 
Steine und Erden 

VBG 48 Mörtelwerke 

VBG 49 Herstellen von Leitungsgräben und 
Verlegen von Leitungen in der Erde* 

VBG 50 Arbeiten an Leitungen 

(Gasrohrleitungen) 

VBG 51 öffentliche Beleuchtung 

VBG 52 Gaswerke 

VBG 53 Wasserwerke 

VBG 54 Kanalisationswerke 

VBG 55 a Allgemeine Sprengstoffvorschrift 

VBG 55 b Herstellung von Schwarzpulver 
(Schwarzpulvervorschrift) 

VBG 55 c Herstellung von rauchschwachem Pulver 
(Nitropulvervorschrift) 

VBG 55 d Herstellung und Verarbeitung von 
Pikrinsäure (Pikrinsäurevorschrift) 

VBG 55 e Herstellung und Verarbeitung von 

Trinitrotoluol (Trinitrotoluolvorschrift) 

VBG 55 f Herstellung von Nitroglyzerin- und 
Nitratsprengstoffen 
(Nitroglyzerinvorschrift) 

VBG 55 g Herstellung von Ammonnitrat 
und Chloratsprengstoffen 
(Ammon- und Chloratvorschrift) 

VBG 55 h Herstellung von Zündern 
(Zündervorschrift) 

VBG 55 i Herstellung von Sprengkapseln 
und Zündhütchen (Sprengkapsel- 
und Zündhütchenvorschrift) 

VBG 55 j Herstellung von Zündschnüren 

VBG 55 k Herstellung pyrotechnischer 
Gegenstände 
(Feuerwerksvorschrift) 

VBG 55 1 Herstellen von Patronen unter 20 mm 
(Patronenvorschrift) 

VBG 56 Herstellung von Aluminiumbronze 
(Aluminium in Pulverform) 

VBG 57 Elektrolytische und chemische 

Oberflächenbehandlung von Metallen; 
Galvanotechnik 

VBG 57 a Wärmebehandlung von Leichtmetallen 
in Salpeterbädern 

VBG 58 Verwendung von Salpetersäure 
(Nitrose Gase) 

VBG 59 Arbeiten mit Flußsäure 
(Fluorwasserstoff) 

VBG 60 Erzeugung und Verwendung von 
Kohlensäure 
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VBG 61 Verdichtete, verflüssigte oder unter 
Druck gelöste Gase 

VBG 63 Zeltmontagen 

VBG 64 Roßhaarspinnereien, Haar- und 

Borsten-Zurichtereien 

VBG 65 Chlorungsanlagen 

VBG 66 Chemischreinigung 

VBG 67 Brauereien und Mälzereien 

VBG 68 Bewachung 

VBG 69 Wassersport-Fahrzeughaltungen 

VBG 70 Bühnenbetriebe in Theatern, 

Varites und Kabaretts 

VBG 71 Betrieb von Vorführungen, 

Musikaufführungen und Gesangs- und 
deklamatorischen Vorträgen 
in Gaststätten 

VBG 72 Zirkus- und Schaustellungsbetriebe 

VBG 73 Sportvorführungsbetriebe, 

Zoologische Gärten, Musikaufführungs- 
betriebe (selbständige Musikkapellen), 
Ausstellungen und Museen 

VBG 74 Leitern und Tritte 

VBG 75 Stauereibetriebe 

VBG 76 Straßen- und Kleinbahnen 

VBG 77 Privatbahnen 

■VBG 78 Luftfahrzeughaltungen und Flughäfen 
VBG 79 Filmaufnahmebetriebe 

VBG 80 Lichtspieltheater 

VBG 81 Verwendung von Klebstoffen, die mit 

leicht flüchtigen, brennbaren Lösungs- 
mitteln hergestellt sind, und Verwen- 
dung solcher Lösungsmittel 

VBG 82 Anlagen zur Lederentfettung durch 
Benzin 

VBG 83 Kesselanlagen zum Lacksieden, 

Fettsieden und Bereiten von Degras 

VBG 84 Verhütung und Bekämpfung des 

Milzbrandes bei Arbeiten mit trockenen 
und trocken gesalzenen Häuten 
und Fellen 

VBG 85 Schutz gegen Milzbrand-Infektion 
bei der Tierkörperverarbeitung 

VBG 86 a Herstellung von Lacken und 

Anstrichmitteln 

VBG 86 b Herstellung von Schuhcreme, 

Bohnerwachs und ähnlichen Erzeug- 
nissen 

VBG Ö7 Verwendung gesundheitsschädlicher, 
flüchtiger, nicht brennbarer Lösungs- 
mittel zu Reinigungszwecken 

VBG 88 Handfeuerwaffen 

VBG 89 Montage und Installation 

elektrischer Anlagen 


VBG 90 Dreschereien und damit verbundene 
Nebenbetriebe 

VBG 91 Huf- und Klauenbeschlag 

VBG 92 Zahnärztliche Praxen 

VBG 93 Elektromedizinische Anlagen 

VBG 94 a Anwendung von Röntgenstrahlen in 

nichtmedizinischen Betrieben 

VBG 95 Anwendung von Röntgenstrahlen in 

medizinischen (ärztlichen, zahnärztlichen 
und tierärztlichen) Betrieben 

VBG 96 Arbeiten mit Quecksilber 

VBG 97 Arbeiten mit Blei, Arsen und ihren 
Verbindungen 

VBG 98 Verhütung von Bleierkrankungen 
in den Betrieben der keramischen 
Industrie 

VBG 99 Herstellung elektrischer Akkumulatoren 
aus Blei oder Bleiverbindungen 

VBG 100 Verhütung von Staublungen- 
erkrankungen (Silikosen) in der 
feinkeramischen Industrie 

VBG 101 Sandsteingewinnung, -bearbeitung und 
-Verarbeitung 

VBG 102 Arbeiten mit Preßluftwerkzeugen 

VBG 103 a Behandlung, Pflege und sonstige 

Betreuung von Kranken und Siechen 

VBG 103 b Apotheken und Dispensieranstalten 

VBG 103 c Friseurhandwerk 

VBG 104 Vorschriften für Betriebe, in denen 
gesundheitsschädliche Nitro- und 
Amidoverbindungen hergestellt oder 
regelmäßig in größeren Mengen 
wiedergewonnen werden 

VBG 105 Vorschriften für Betriebe zur Gewinnung 
und Verwendung von Phosphor 

VBG 106 Vorschriften für Betriebe zur Gewinnung 
und Verwendung von Blei und seinen 
Verbindungen 

VBG 107 Vorschriften der Binnenschiffahrts- 
Berufsgenossenschaft 

VBG 109 Erste Hilfe und Verhalten bei Unfällen 

VBG 110 Übergangs- und Ausführungs- 
bestimmungen 

VBG 110 a Zusammenstellung der Allgemeinen 

Ausnahmen von den Unfallverhütungs- 
vorschriften 

VBG 110 b Zusammenstellung der Allgemeinen 
Ausnahmen von den 
Sprengstoffvorschriften 

VBG 111 Unfallverhütungsvorschriften 

über das Behandeln von Schrott, der 
Sprengkörper und sonstige 
explosionsverdächtige Gegenstände 
enthalten kann 

VBG 1 12 Silos 

VBG 113 Schutzhelm für Kraftradfahrer 
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VBG 

114 

Medizinische Laboratoriumsarbeiten 

VBG 

115 

Förderer für Absetzwagenbetrieb 
in der grobkeramischen Industrie 

VBG 

116 

Silos für Getreide, Getreideerzeugnisse 
und Ölsaaten 

VBG 

117 

Medizinische Anwendung 
radioaktiver Stoffe 

VBG 

118 

Verkaufsstellen 

VBG 

119 

Schutz gegen gesundheitsschädlichen 
Staub bei der Steingewinnung, 
-bearbeitung und -Verarbeitung. 


b) Landwirtschaftliche 

Berufsgenossenschaften 

1 Allgemeine Vorschriften 

2 Gebäude und bauliche Einrichtungen 

3 Gärfutterbehälter, Silos, Einsäuerungsgruben, 
Gärkeller und Erdmieten 

4 Jauchegruben, Güllegruben, Jauchekeller 

5 Biogasanlagen 

6 Eigeribauarbeiten an Gebäuden, Ausschachtun- 
gen, Gräben, Gruben, Abgrabungen, Brunnen 
und dgl. 

7 Bewegliche Leitern, Werkzeuge, landwirtschaft- 
liche Handgeräte und Streustrohschneider 

8 Tierhaltung 

9 Allgemeine Bestimmungen über den Unfall- 
schutz an Maschinen und Triebwerken und den 
Betrieb von Maschinen 

10 Kraftmaschinen 

1 1 Dreschmaschinen 

12 Binder und Pressen für Stroh und Heu 

13 Häcksler 

14 Gebläse 

15 Zerkleinerungsmaschinen und ähnliche 
Maschinen 

16 Kreissägen und sonstige Maschinen zur 
Zerkleinerung von Holz 

17 Schleifsteine und Schleifkörper 

18 Feuerungsanlagen (Heizungsanlagen), Dampf- 
erzeuger, Dampfgefäße und dgl. 

19 Feldmaschinen, Feldgeräte und dgl. 

20 Erdbaugeräte, Bagger 

21 Einachsschlepper mit Bodenfräsen und Roll- 
hacken, Rasenmäher und ähnliche Maschinen 
für Kraftantrieb 

22 Druckspritzen mit Druckbehältern, Füllpumpen, 
Druckbehälter (Hydrophore), Weindrucktanks 

23 Fördereinrichtungen 

24 Fahrzeuge 

25 Gleisbahnen und Stallhängebahnen 

26 Schwebebahnen, Seilzüge und Schrägbahnen 


27 Elektrische Anlagen 

28 Steinbrüche und Stein'beaibeitung, Sand- und 
Kiesgruben und dgl. 

29 Forstbetriebe und Baumpflanzungen aller Art 
sowie Holzabfuhr 

30 Jagd 

31 Imkereien 

32 Arbeiten an und auf Gewässern 

33 Umgang mit Pflanzenschutz- und Schädlings- 
bekämpfungsmitteln und mit Handelsdünger 

34 Erste Hilfe und Verhalten bei Unfällen 

35 Schlußbestimmungen 

c) Gemeindliche 

Unfallversicherungsträger 

Allgemeine Vorschriften 
Arbeitsmaschinen (Allgemeines) 

Abb r uch arb eiten 
Azetylenanlagen 

Baumfällen. Aufbereiten und Befördern von Holz, 
Pflegen und Abernten von Bäumen sowie Kultur- 
arbeiten 

Chlorungsanlagen 

Dächern, Arbeiten an und auf - — 

Elektrische Anlagen und Betriebsmittel 

Erste Hilfe, Vorkehrungen für — und Verhalten bei 
Unfällen 

Feuerwehren 

Flurförderzeuge 

Gaswerke 

Holz, Be- und Verarbeitung von — und ähnlichen 
Stoffen 

Kälteanlagen 

Kraftmaschinen 

Krankenanstalten. Anstalten zur Behandlung, Pflege 
und sonstigen Betreuung von Kranken und 
Siechen 

Leitern und Tritte 

Laboratorium. Medizinische Laboratoriumsarbeiten 
Ortsentwässerung (Kanalisationsanlagen) 
Radioaktive Stoffe. Medizinische Anwendung — 

Schleifen. Schleifkörper, Pließt- und Polierscheiben. 
Schleif- und Poliermaschinen für Metallbearbeitung 

Schweißen, Schneiden und verwandte Arbeitsver- 
fahren 

Sprengarbeiten 

Steinbearbeitung. Anlage und Betrieb von Stein- 
brüchen über Tage, Gräbereien und Halden- 
abtragungen 

Straßen- und Kleinbahnen 
Theater 
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Triebwerke 

Warmwasser, Sammelheizungen und Warmwasser- 
bereitungsanlagen 

Wasserwerke 

Winden 

d) See-Berufsgenossenschaft 

Unfallverhütungsvorschrift (UVV) Allgemeine Vor- 
schriften 

UVV Fischereifahrzeuge 

UVV für Dampf-, Motor- und Segelschiffe (Kauf- 
fahrteischiffe) 

UVV Taucher arbeiten 

2. Unfallverhütungsvorschriften , die von Unfall- 
versicherungsträgern im Jahre 1964 ausgearbeitet 
worden sind 

Chlorungsanlagen: Vorschrift der gemeindlichen 
Unfallversicherungsträger 

Druck: Vorschrift der gewerblichen Berufsgenossen- 
schaften 

Müllabfuhr: Vorschrift der gemeindlichen Unfall- 
versicherungsträger 

Seilschwebebahnen: Vorschrift der gewerblichen 
Berufsgenossenschaften 

Straßenbahnen: Vorschrift der gewerblichen Berufs- 
genossenschaften 

Turmdrehkrane: Vorschrift der gewerblichen Berufs- 
genossenschaften 


III. Arbeitsschutz-Richtlinien 

1. Richtlinien des Bundesministers für Arbeit und 
Sozialordnung und des früheren Reichsarbeits- 
ministers 

a) Richtlinien, die vor dem 1. Januar 
1964 erlassen worden sind 

Richtlinien für die an die Einrichtung der Betriebe 
der Fischindustrie hinsichtlich des Arbeitsschutzes 
zu -stellenden Anforderungen vom 29. April 1930 

Richtlinien für die Verwendung nitrierter Filter- 
tücher vom 12. August 1938 (RABL III S. 210) 

Richtlinien für den Bau von Höhenförderern mit 
Verbrennungsmotorenantrieb vom 27. September 
1927 (HMB1. S. 405) 

Richtlinien für die Prüfung alter Bremsfahrstühle 
vom 19. März 1931 

Richtlinien für die bei der Prüfung alter Ablaßvor- 
richtungen zu stellenden Anforderungen vom 
4. Juni 1937 (RABL III S. 164) 

Richtlinien für den Bau von Dampfbacköfen vom 
14. April 1928 (RABL I S. 166) 

Richtlinien für Heißdampfkühler vom 20. Juni 1934 
(RABL I S. 195) 


Richtlinien für den Bau und die Einrichtung von 
Heizräumen für Zentralheizungs- und Warmwas- 
serbereitungsanlagen vom 5. März 1940 (RABL III 
S. 154) 

Richtlinien für Gasrohrleitungen mit geschweißten 
Verbindungen von mehr als 200 mm Durchmesser 
und mehr als 1 kg/cm 2 Betriebsüberdruck vom 
27. März 1936 (DIN 2470) 

Richtlinien für die Sicherheit bei der Verwendung 
von Propan und Butan in privaten Haushaltungen 
und in Gaststätten jeder Art vom 30. April 1936 
(WMB1. S. 95) 

Richtlinien für die Verwendung von Schleifscheiben 
mit Gummizwischenlagen vom 15. April 1934 
(RABl. III S. 77) 

Richtlinien für den Bau und Betrieb von Späne- 
förderanlagen vom 24, Januar 1938 

Richtlinien für die Verhütung von Bränden bei 
Lagerung von Zuckerschnitzeln vom 25. Oktober 
1938 (RdErl. 80/38) 

Richtlinien für die Beförderung von Azetylenent- 
wicklern, die zu technischen Zwecken benutzt 
werden, vom 24. März 1927 (HMB1. S. 404) 

Richtlinien für die Einrichtung und den Betrieb von 
Fabriken zur Herstellung von gelöstem Azetylen 
vom 10. April 1931 und 27. Oktober 1932 (HMB1. 
S. 103 u. 255) 

Richtlinien für die Forderungen, die in Fabriken zur 
Herstellung von gelöstem Azetylen an das Rege- 
nerieren der Reinigermasse zu stellen sind, vom 
20. August 1935 (WMB1. S. 251) 

Richtlinien zum Schutz der Arbeiter, welche mit blei- 
haltigen Puderfarben beschäftigt werden, vom 
16. Januar 1923 (RABL IS. 18) 

Richtlinien für den Gesundheitsschutz der Arbeiter, 
die in Abwrackwerften mit dem Zerlegen von 
Schiffen beschäftigt werden, vom 26. April 1923 

Richtlinien für die Beschäftigung von Frauen an 
Seifenpressen vom 4. Oktober 1939 (RABL III 
S. 333) 

Richtlinien für den Bau und Betrieb von Absau- 
gungsanlagen beim Trockenschleifen von Magne- 
siumlegierungen vom 27. März 1941 (RABL III 
S. 120) 

Richtlinien für die Aufbewahrung und Lagerung 
von Magnesiumlegierungen vom 9. September 
1941 (RABL III S. 355) 

Richtlinien für die Beschäftigung von Arbeiterinnen 
mit dem Schälen von Holz vom 8. Februar 1939 
und 9. Dezember 1942 (RABL III S. 63 u. 364) 

Richtlinien für Unterkunftsräume der in der häus- 
lichen Gemeinschaft aufgenommenen oder an der 
Arbeitsstätte wohnenden Gehilfen, Lehrlinge, 
Verkäuferinnen usw. in gewerblichen und Han- 
delsbetrieben vom 28. Februar 1934 (RABL I 
S. 255) 

Feuer- und sicherheitspolizeiliche Richtlinien betr. 
Gummimäntelklebereien vom 12. September 1934 
(RABL III S. 35) 
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Richtlinien für den Kälteschutz der Angestellten in 
offenen Verkaufsstellen vom 27. November 1936 
(RABl. III S. 299) 

Richtlinien für Aufenthalts-, Speise- und Wasch- 
räume, Kleiderablagen und Aborte vom 10. Okto- 
ber 1938 (RABl. III S. 241) 

Richtlinien für die Regelung der Arbeitsbedingun- 
gen (ohne Löhne) von Hausgehilfen im Bundes- 
gebiet vom 22. Mai 1952 (RABL S. 289) — § 2 — 

Grundsätze für Arbeitsschutzanforderungen beim 
Bauen im Winter vom 31. Oktober 1960 (BAB1. 
ArbSch. S. 253) 

b) Richtlinien, die 1964 veröffent- 
licht worden sind 

Richtlinien für die Aufstellung und den Betrieb von 
Niederdruckgasbehältern. Neufassung vom 
29. Juli 1964 (BAB1. ArbSch. S. 205) 

Richtlinien über Verkaufsstände vor Ladengeschäf- 
ten und in Passagen. vom 27. Oktober 1964 (BAB1. 
ArbSch. S. 361) 

Richtlinien für arbeitsmedizinische Untersuchungen 
über chronische Bronchitis und chronisches Lun- 
genemphysem vom 19. November 1964 (BAB1. 
ArbSch. S. 361) 

2. Richtlinien der Unfallversicherungsträger 

a) Gewerbliche Berufsgenossenschaften 

Anschlagmittel für Hebezeuge. Richtlinien für 
Rundstahlketten, Seile und Lastaufnehmemittel im 
Hebezeugbetrieb 

Aluminiumbronze. Richtlinien für die Durchführung 
der Unfallverhütungsvorschriften für die Herstel- 
lung von Aluminiumbronze (Aluminium in Pul- 
verform) 

Aluminiumgrieß. Richtlinien für die Errichtung und 
den Betrieb von Spritzanlagen zur Herstellung 
von Aluminiumgrieß im Trockenverfahren 

Asbest-Staub. Richtlinien für die Bekämpfung der 
Staubgefahr in Asbest verarbeitenden Betrieben 

Ausstellung und Messen. Richtlinien für die unfall- 
technische Überwachung von Ausstellungen und 
Messen 

Backöfen. Richtlinien für Ölfeuerungen an Backöfen 

Bäckereien. Richtlinien für die Verhütung von Un- 
fällen und Berufskrankheiten in Küchen, Bäcke- 
reien von Anstalten u. dgl. 

Betriebsgefahren. Richtlinien zur Verhütung von 
Unfällen und Berufskrankheiten durch häufig vor- 
kommende Betriebsgefahren 

Bolzensetzwerkzeuge. Sicherheitstechnische Richt- 
linien für Bolzensetzwerkzeuge und ihre Anwen- 
dung 

Chemische Labors. Richtlinien für chemische Labo- 
ratorien 

Cyanidhärtereien. Richtlinien für den Betrieb von 
Cyanidhärtereien 


Derrickkrane. Richtlinien für die Unfallverhütung 
beim Bau und Betrieb von Derrick-Kranen in 
Steinbrüchen 

Druckminderer. Richtlinien und technische Grund- 
sätze für die sicherheitstechnische Gestaltung und 
Prüfung von Druckminderern 

Elektrische Anlagen. Richtlinien für elektrische An- 
lagen in explosionsgefährdeten Betriebsstätten 
(Anwendung der VDE 0165) mit Beispielsamm- 
lung 

Elektrische Anlagen. Richtlinien für elektrische An- 
lagen in explosivstoffgefährdeten Betriebsstätten 
(Anwendung der VDE 0166) 

Elektrolytisches Polieren. Richtlinien für Arbeiten 
mit überchlorsäurehaltigen galvanischen Bädern 
(Elektrolytisches Polieren) 

Elektrostatik. Richtlinien zur Verhütung von Gefah- 
ren durch elektrostatische Aufladungen 

Elektrostatik. Richtlinien für elektrostatisches 
Lackieren und Tropfenabziehen 

Flüssiggas-Lager. Richtlinien für die Lagerung von 
Flüssiggas in ortsfesten Behältern (Flüssiggas-La- 
gerbehälter-Richtlinien) 

Gabelstapler. Richtlinien für das Befördern feuer- 
flüssiger Massen mit Gabelstaplern 

Generator-Fahrzeuge. Sicherheitstechnische Richt- 
linien für Generator-Fahrzeuge 

Hebebühnen. Richtlinien für Hebebühnen und Hub- 
stapler 

Hochdruckgas-Fahrzeuge. Sicherheitstechnische 

Richtlinien für Hochdruckgas-Kraftfahrzeuge 

Holzbearbeitung. Sicherheitstechnische Richtlinien 
für Holzbearbeitungsmaschinen 

Holzbearbeitung. Richtlinien für die sicherheitstech- 
nische Gestaltung und Prüfung von Holzbearbei- 
tungsmaschinen-Werkzeugen 

Kammersprengungen. Richtlinien für die Verhütung 
von Unfällen bei Kammersprengungen 

Kopfschutz. Richtlinien für die Gestaltung und Prü- 
fung von Kopfschutzmitteln 

Kraftfahrzeuge für Flüssiggas. Sicherheitstechnische 
Richtlinien für Flüssiggas-Kraftfahrzeuge 

Prüfung von Kranen. Richtlinien für die Prüfung von 
Kranen, Richtlinien für die Prüfung von Turm- 
drehkranen 

Krankenanstalten. Richtlinien für die Verhütung 
von Unfällen und Berufskrankheiten bei der In- 
standhaltung und Reinigung von Wäsche und 
Bekleidung in Krankenanstalten 

Leichttauchgeräte. Richtlinien für den Einsatz von 
Leichttauchgeräten 

Metallglänzen. Richtlinien für das Glänzen von Me- 
tallen in Bädern 

Preßwasserrohrleitungen. Richtlinien für den Bau 
und Betrieb von Preßwasserrohrleitungen 

Pressenschutz. Richtlinien „Elektro-optische Schutz- 
einrichtungen an Pressen" 
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Radioaktive Stoffe. Richtlinien zum Schutze gegen 
ionisierende Strahlen bei Verwendung und Lage- 
rung offener radioaktiver Stoffe 

Radioaktive Stoffe. Richtlinien: Geschlossene radio- 
aktive Strahler (mit Ausnahme der medizinischen 
Anwendung) 

Rampen. Richtlinien für die unfallsichere Gestaltung 
von Rampen und geneigten Laufstegen 

Sauerstoff-Richtlinien. Richtlinien für die Gewin- 
nung und Verwendung von Sauerstoff 

Schleifkörper. Richtlinien für die Behandlung mine- 
ralisch gebundener Großschleifkörper 

Sicherheitsfilm. Richtlinien für die Herstellung, Ver- 
arbeitung und Lagerung von Sicherheitsfilm 
(Sicherheitsfilm-Richtlinien) 

Sicherheitsgurt. Richtlinien für Sicherheitsgurte und 
Sicherheitsseile 

Sicherheitsschuhe. Richtlinien für die Ausrüstung 
von Sicherheitsschuhen und die Prüfung von 
Schutzkappen (Sicherheitsschuh-Richtlinien) 

Silikose. Richtlinien für die Bekämpfung der Sili- 
kose in der Eisen- und Metallindustrie 

Slikose. Richtlinien über den Schutz gegen gesund- 
heitsgefährlichen Staub zur Abwehr von Lungen- 
erkrankungen in der keramischen und Glasindu- 
strie 

Sprengstoffe. Richtlinien für das Entladen militäri- 
scher Sprengstoffe 

Staubgefahr. Richtlinien über den Schutz gegen ge- 
sundheitsgefährlichen Staub zur Abwehr von 
Lungenerkrankungen in der Industrie der Steine 
und Erden 

Tankwagen-Ausbesserung. Richtlinien für das Aus- 
bessern und Reinigen von Tankwagen (Eisen- 
bahn-Kesselwagen und Straßentankwagen) 

b) Landwirtschaftliche Berufsgenos- 
senschaften 

Blitzunfälle. Richtlinien zur Verhütung von Blitz- 
unfällen in der Landwirtschaft — Ausgabe 1958 — 

Dreschmaschinen. Richtlinien über den Schutz vor 
den Arbeitsstellen der Dreschmaschinen und der 
Selbsteinlegevorrichtungen — Ausgabe 1958 — 


Gebläse. Richtlinien für den Unfallschutz an Geblä- 
sen — Ausgabe 1958 — 

c) Gemeindliche 

Unfallversicherunsträger 

Badeanstalten. Richtlinien über Badeanstalten - — - 
Ausgabe 1954 — 

Bohrlochsprengung. Richtlinien für das Sprengen mit 
Pulversprengstoffen in kurzen Bohrlöchern — Aus- 
gabe 1956 — 

Erdarbeiten. Richtlinien — Erdarbeiten, Herstellung 
von Leitungsgräben, Verlegen von Leitungen in 
der Erde — Ausgabe 1954 — 

Fahrzeuge. Richtlinien betr. Fahrzeuge — Ausgabe 
1949 — 

Fleischereigewerbe. Richtlinien über Arbeitsmaschi- 
nen im Fleischereigewerbe — Ausgabe 1951 — 

Friedhöfe. Richtlinien Friedhöfe — Ausgabe 1952 — 

Gartenanlagen. Richtlinien — Gartenanlagen — Aus- 
gabe 1952 — 

Kraftfahrzeug- Werkstätten. Richtlinien Ausbesse- 
rungswerkstätten und Garagen für Kraftfahrzeuge 
mit Verbrennungsmotoren — Ausgabe 1949 — 

Krematorien'. Richtlinien Krematorien — Ausgabe 
1953 — 

Leitern. Richtlinien Leitern — Ausgabe 1953 — - 

Masten. Richtlinien Setzen und Umlegen von Masten 
— Ausgabe 1950 — 

Metallbearbeitung. Richtlinien über Arbeitsmaschi- 
nen bei Metallbearbeitung — Ausgabe 1950 — 

Reinigungsarbeiten. Richtlinien Reinigungsarbeiten 
in Gebäuden — Ausgabe 1953 — 

Schlachthöfe. Richtlinien über Schlacht- und Vieh- 
höfe — Ausgabe 1954 — 

Sprengstoff. Richtlinien Schießen mit Böllern und 
ähnlichen Geräten — Ausgabe 1951 — 

Straßenarbeiten. Richtlinien Straßenreinigung und 
Straßenunterhaltung — Ausgabe 1953 — 

Straßenarbeiten. Richtlinien Teer- und Asphalt- 
arbeiten — Ausgabe 1953 — 
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Anhang 

Beiträge der Spitzenverbände der Träger der gesetzlichen 
Unfallversicherung und der Deutschen Bundespost 


Im folgenden Anhang des Unfallverhütungsberichts sind besondere 
Beiträge der Spitzenverbände der Träger der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung und der Deutschen Bundespost wiedergegeben, um in die- 
sem Ersten Bericht der Darstellung der Eigenheiten der von den 
Spitzenverbänden vertretenen Zweige der Unfallversicherung einen 
möglichst breiten Raum zu geben. Im Bericht selbst hätte diese Dar- 
stellung den Rahmen eines zusammenfassenden Berichts, wie er nach 
§ 722 Abs. 1 der Reichsversicherungsordnung vorgeschrieben ist, über- 
schritten. Die Bundesregierung glaubt daher mit der Wiedergabe 
dieser besonderen Beiträge in einem Anhang zweckmäßig zu handeln. 
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A. 

Besonderer Beitrag des Hauptverbandes der gewerblichen 
Berufsgenossenscbaften 


1 . Einführung 

Als Vereinigung der gewerblichen Berufsgenos- 
senschaften besteht der Hauptverband der gewerb- 
lichen Berufsgenossenschaften e. V. in Bonn, der die 
gemeinsamen Interessen der gewerblichen Berufs- 
genossenschaften unter voller Wahrung der diesen 
gewährleisteten Selbständigkeit wahrnimmt. Bei ihm 
ist die Zentralstelle für Unfallverhütung eingerich- 
tet, deren Aufgabe es ist, die Unfallverhütungstätig- 
keit der Berufsgenossenschaften durch die Zusam- 
menfassung aller Kräfte zu steigern und sie nach 
einheitlichen Gesichtspunkten auszurichten. Insbe- 
sondere werden bei ihr die grundsätzlichen und 
allen gewerblichen Berufsgenossenschaften gemein- 
samen Fragen der technischen und psychologischen 
Unfallverhütungsmaßnahmen durchgeführt. 

Es kann nicht die ganze Vielgestaltigkeit der be- 
rufsgenossenschaftlichen Tätigkeit auf dem Gebiete 
der Unfallverhütung wiedergegeben werden. Viel- 
mehr sollen nur einige wichtige Arbeitsbereiche be- 
sonders herausgehoben werden, die über den enge- 
ren Tätigkeitskreis, die Durchführung der Unfallver- 
hütung zu überwachen und ihre Mitglieder zu 
beraten, hinausgehen. 


2. Fachausschüsse 

Die in der fachlichen Gliederung der gewerblichen 
Berufsgenossenschaften bereits geschaffene zweck- 
dienliche Grundlage für eine wirkungsvolle Unfall- 
verhütung findet in den Fachausschüssen eine wert- 
volle Ergänzung. Sie sollen gewährleisten, daß 
Unfallverhütungsvorschriften nach einheitlichen Ge- 
sichtspunkten erarbeitet und angewendet werden. 
Alle mit einem bestimmten technischen Fachgebiet 
zusammenhängenden Fragen, die sich in Verbindung 
mit Unfallverhütungsvorschriften, Richtlinien, Sicher- 
heitsregeln u. dgl. ergeben, können dadurch von 
einem hierfür sachverständigen Kreis unter Einbe- 
ziehung aller Gesichtspunkte der Praxis erörtert und 
entschieden werden. 

Es bestehen z. Z. bei der Zentralstelle für Unfall- 
verhütung 28 berufsgenossenschaftliche Fachaus- 
schüsse, denen Vertreter aller beteiligten Kreise an- 
gehören. 

2.1 Unfallverhütungsvorschriften, Richtlinien und 
Merkblätter 

Eine der Hauptaufgaben der Fachausschüsse ist es, 
Entwürfe für Unfallverhütungsvorschriften und Richt- 


linien aufzustellen und soweit zu bearbeiten, daß sie 
von den Selbstverwaltungsorganen beschlossen wer- 
den können. 

An den Arbeiten in den Fachausschüssen sind 
neben den Technischen Aufsichtsbeamten der ge- 
werblichen Berufsgenossenschaften auch Vertreter 
der Gewerbeaufsicht, der Verbände der Hersteller 
und Betreiber sowie der Sozialpartner und gegebe- 
nenfalls auch besonderer Sachverständiger aus Wis- 
senschaft, Technik und Medizin beteiligt. 

Im Berichtsjahr wurden von den Fachausschüssen 
24 Entwürfe für neue Unfallverhütungsvorschriften 
und Richtlinien bearbeitet und 35 Entwürfe für eine 
Neubearbeitung bereits bestehender Unfallverhü- 
tungsvorschriften und Richtlinien behandelt. 

Daneben wurde eine große Anzahl von Merkblät- 
tern überarbeitet oder neu herausgegeben. 

2.2 Beratung von Herstellern 

Nach den Unfallverhütungsvorschriften dürfen Be- 
triebsmittel und -einrichtungen nur dann in Benut- 
zung genommen werden, wenn sie keine Gefahr für 
Leben und Gesundheit der Versicherten mit sich 
bringen. Die Verwender haben deshalb bei Bestel- 
lungen den Herstellern vorzuschreiben, daß nur den 
Unfallverhütungsvorschriften entsprechende Be- 
triebsmittel und -einrichtungen geliefert werden. Das 
veranlaßt die Hersteller, in großem Umfang Verbin- 
dung zu den Fachausschüssen aufzunehmen, um sich 
von den berufsgenossenschaftlichen Fachleuten über 
die unfallsichere Gestaltung ihrer Erzeugnisse be- 
raten zu lassen. Darüber hinaus nehmen die Berufs- 
genossenschaften bei der Überwachungstätigkeit 
ihrer Technischen Aufsichtsbeamten in den Betrie- 
ben an den Einrichtungen festgestellte Mängel zum 
Anlaß, auch die betreffenden Hersteller auf die Un- 
fallgefahren hinzuweisen und zu zweckentsprechen- 
den Veränderungen zu veranlassen. Durch diese 
Tätigkeit sind von Jahr zu Jahr erhebliche Fort- 
schritte in der Unfallsicherheit von neu hergestell- 
ten Betriebsmitteln und -einrichtungen zu verzeich- 
nen. 

In zahlreichen Verhandlungen mit den Herstellern 
konnten die Berufsgenossenschaften erreichen, daß 
oftmals bereits bei der Konstruktion sicherheits- 
technisch befriedigende Lösungen gefunden wurden, 
durch die das nachträgliche Anbringen von Schutz- 
vorrichtungen mit allen seinen Nachteilen entfällt. 
Darüber hinaus wurden durch ihre Hinweise viele 
Verbesserungen erreicht. Es hat sich dabei auch ge- 
zeigt, daß die Erfüllung sicherheitstechnischer Forde- 
rungen durchaus nicht den technischen Fortschritt 
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behindert, sondern sich weitgehend Möglichkeiten 
finden lassen, beides zu verbinden. Neben der per- 
sönlichen Beratungs- und Begutachtungstätigkeit 
wurden in vielen Fällen auch schriftliche Auskünfte 
und Hinweise gegeben. 

2.3 Messekommissionen 

Günstige Möglichkeiten für eine Beratung der 
Hersteller in Fragen der Unfallverhütung ergeben 
sich besonders auf Ausstellungen und Meissen. 

Die ausgestellten Maschinen, Apparate und sonsti- 
gen maschinellen Betriebsmittel und -einrichtungen 
werden hier durch besondere Kommissionen der be- 
ruftsgenossenschafüichen Fachausschüsse beurteilt. 
Die Hersteller selbst zeigen sich zunehmend interes- 
siert daran, Unfallmöglichkeiten oder die Ursachen 
bereits eingetretener Unfälle zu erfahren. 

Aus der Vielzahl der besichtigten Ausstellungen 
und Messen seien besonders genannt: in Hannover 
die Deutsche Industriemesse und die Werkzeug- 
maschinenausstellung, in München die Baumaschi- 
nenmesse, in Frankfurt/Main die Interationale Auto- 
mobilausstellung und im Ausland die Internationale 
Ledermesse in Paris sowie die Internationale Fach- 
ausstellung „Sicherheit am Arbeitsplatz" in Nancy. 

Außerdem hat der Hauptverband der gewerb- 
lichen Berufsgenossenschaften e. V. auf dem Messe- 
gelände in Hannover einen eigenen ständigen Aus- 
stellungspavillon errichtet, der im Frühjahr 1964 
erstmalig zur Verfügung stand. Es war damit die 
Gelegenheit gegeben, mehr als in früheren Jahren 
die Besucher der Messe für die Fragen der Unfall- 
verhütung zu interessieren, zumal der Pavillon in 
der Nähe des Haupteingangs des Messegeländes 
einen sehr günstigen Platz erhalten hatte. Bei der 
Gestaltung des Ausstellungsraumes wurde der Kör- 
perschutz hervorgehoben. Außerdem wurde eine 
Sonderschau „Unfallverhütung beim Schleifen" ge- 
zeigt. Der Pavillon wurde sehr rege besucht. Die 
Technischen Aufsichtsbeamten verschiedener Be- 
rufsgenossenschaften, die abwechselnd den Stand 
betreuten, konnten zahlreiche Besucher auf dem viel- 
seitigen Gebiet der Unfallverhütung beraten. 


3. Berufsgenossenschaftliche Prüfungen 

3.1 Prüfstellen 

In vielen Fällen ist es erforderlich, daß technische 
Hilfs- und Arbeitsmittel oder persönliche Schutzaus- 
rüstungen verwendet werden müssen, an die hin- 
sichtlich Werkstoff, Widerstandsfähigkeit und Ge- 
staltung besondere Anforderungen zu stellen sind, 
um die notwendige Schutzwirkung zu gewährleisten. 
Ausgehend von den Erfahrungen der Praxis und 
nach entsprechender Erprobung in längeren Ver- 
suchsreihen, wurden deshalb für bestimmte Erzeug- 
nisse in Zusammenarbeit mit Sachverständigen aus 
Wissenschaft und Technik Prüfgrundsätze aufge- 
stellt und Anforderungen ermittelt, denen diese min- 
destens zu genügen haben, um den aus Gründen der 
Unfallsicherheit zu fordernden Schutz der Beschäf- 


tigten sicherzustellen. Erfüllen die Erzeugnisse die 
berufsgenossenschaftlichen Anforderungen, werden 
sie als geeignet anerkannt und erhalten in der Regel 
ein besonderes Prüfzeichen. Da die verliehenen 
Prüfzeichen zur Verkaufswerbung benutzt werden 
dürfen und regelmäßig benutzt werden, ist es für 
den Käufer auf den ersten Blick ersichtlich, daß er 
hier ein Erzeugnis erwirbt, das Sicherheitsansprü- 
chen voll genügt. 

Als besonder sinnfällig und erfolgreich hat sich 
das z. B. für Schutzhelme und Holzbearbeitungs- 
maschinen-Werkzeuge verliehene Prüfzeichen „BG- 
TEST" erwiesen. Zu den Prüfungen ziehen die nach- 
stehend aufgeführten Berufsgenossenschaftlichen 
Prüfstellen teilweise auch andere anerkannte Prüf- 
institute heran, die für diese Aufgaben besonders 
geeignet sind. Es bestehen folgende Berufsgenossen- 
schaftliche Prüfstellen: für Kopfschutzmittel (Schutz- 
helme), Schutzkappen und Sicherheitsschuhe, Sicher- 
heitsgurte, Bolzensetzwerkzeuge, Holzbearbeitungs- 
maschinen-Werkzeuge, Druckminderer, Industrie- 
Staubsauger, Schwebstoff-Filter und für Atemschutz- 
geräte sowie die Berufsgenossenschaftliche Prüfstelle 
für Schleifkörper und Schutzhauben beim Deutschen 
Schleifscheibenausschuß. 

In diesen Prüfstellen wurden nicht nur die vor- 
geschriebenen Prüfungen durchgeführt, sondern auch 
an neuen Entwicklungen gearbeitet, um die Erzeug- 
nisse noch weiter zu vervollkommnen oder aber 
neue Wege zu gehen. 

Bedeutsam ist, daß die Berufsgenossenschaftlichen 
Prüfverfahren bereits auf Erzeugnisse ausländischer 
Herkunft eingewirkt haben und mit als Grundlage 
für eine internationale Normung auf einigen Gebie- 
ten herangezogen werden. 

3.2 Baumusterprüfungen 

Für Druckbehälter, soweit diese prüfpflichtig sind 
und für Turmdrehkrane sind in den Unfallver- 
hütungsvorschriften erstmalige Prüfungen durch 
Sachverständige der Technischen Überwachung vor- 
geschrieben. Anstelle der erstmaligen Einzelprüfung 
dieser Einrichtungen können Baumusterprüfungen 
(Typenprüfungen) durchgeführt werden. 

Die Anerkennung derartiger Baumusterprüfungen 
erfolgt durch den Hauptverband der gewerblichen 
Berufsgenossenschaften e. V., Zentralstelle für Un- 
fallverhütung. Von dieser Möglichkeit haben die 
Hersteller in großem Umfang Gebrauch gemacht. 


4. Staubforschungsinstitute 

Zur Bekämpfung der Staub gefahren hat der Haupt- 
verband der gewerblichen Berufsgenossenschaften 
e. V. das Staubforschungs-Institut in Bonn eingerich- 
tet. Es dient der Forschung über die Einwirkung 
von Stäuben aller Art auf den menschlichen Körper 
und die Gesundheit, der Entwicklung von Verfahren 
und Maßnahmen zur Bekämpfung der Staubgefahren 
sowie der Beratung aller an diesen Fragen interes- 
sierten Kreise, wie Hersteller- und Verbraucher- 
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industrie, behördliche Stellen, Berufsgenossenschaf- 
ten u. a. über die praktische Durchführung des 
Staubschutzes. Auch führt das Institut für Betriebs- 
praktiker und Aufsichtsbeamte laufend Kurse über 
Staubmessung und Lehrgänge über Dosimetrie und 
Messung radioaktiver Schwebstoffe durch. Außer- 
dem stehen Meßtrupps für die praktische Durchfüh- 
rung in den Betrieben zur Verfügung. Die Bergbau- 
Berufsgenossenschaft unterhält zur Bekämpfung der 
Silikosegefahr im Bergbau das Silikose-Forschungs- 
institut in Bochum; hier werden auch die im Bergbau 
verwendeten Staubschutzgeräte geprüft. 


5. Forschung 

Die Berufsgenossenschaften waren bemüht, zahl- 
reiche ihnen wichtig erscheinende Probleme auf 
dem Gebiete des Unfallschutzes und der Ersten-Hilfe 
wissenschaftlich klären zu lassen. Sie haben zu die- 
sem Zweck verschiedene Forschungsaufträge erteilt. 
Die Erkenntnisse aus diesen Untersuchungen geben 
für ihre Arbeiten und Maßnahmen wertvolle Hin- 
weise. Ihre Ergebnisse finden ihren Niederschlag 
sowohl bei der Abfassung von Unfallverhütungsvor- 
schriften wie auch bei der Entwicklung neuer 
Schutzmaßnahmen an Betriebsmitteln und -einrich- 
tungen und darüber hinaus in Anregungen für die 
Erste-Hilfe bei Unfallverletzten und auf vielen an- 
deren Gebieten. 


6. Mitwirkung der Berufsgenossenschaften in Ver- 
bänden und Ausschüssen 

Wie in den berufsgenossenschaftlichen Fachaus- 
schüssen auch Vertreter von Wirtschafts-, Fach- und 
anderen Verbänden sowie Organisationen mitarbei- 
ten, so wirken umgekehrt auch Vertreter der Berufs- 
genossenschaften bei den Arbeiten dieser Institu- 
tionen mit; so in besonderem Maße in den verschie- 
densten Ausschüssen des Deutschen Normenaus- 
schusses (DNA), in vielen Kommisionen des Ver- 
bandes Deutscher Elektrotechniker (VDE), in Fach- 
gruppen des Vereins Deutscher Ingenieure (VDI) 
und in Ausschüssen des Deutschen Verbandes für 
Schweißtechnik (VDS), um nur einige zu nennen. 
Darüber hinaus besteht eine rege Zusammenarbeit 
mit weiteren Verbänden und Ausschüssen, wie z. B. 
mit den Fachgruppen des Vereins Deutscher Ma- 
schinenbau-Anstalten (VDMA), auch sind Vertreter 
der Berufsgenossenschaften Mitglied in den staat- 
lichen technischen Ausschüssen für die über- 
wachungsbedürftigen Anlagen, wie z. B. dem Deut- 
schen Dampfkessel-Ausschuß (DPA). 

Von Bedeutung ist auch die Arbeit berufsgenos- 
senschaftlicher Vertreter im internationalen Bereich, 
wie z. B. im Rahmen der International Standard 
Organisation (ISO), wo insbesondere an Normen für 
persönliche Schutzausrüstungen mitgewirkt wurde. 
Auch zu den Arbeiten in den Kommissionen der 
Europäischen Wirtschafts-Gemeinschaft (EWG) wur- 
den Vertreter der Berufsgenossenschaften durch die 
Regierungsstellen hinzugezogen. Die Verbindung 


mit anderen internationalen Stellen, die sich 
mit der Unfallverhütung befassen, wurde durch die 
Zentralstelle für Unfallverhütung wahrgenommen, 
die auch Mitglied des Fachausschusses für die Ver- 
hütung von Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten 
der Internationalen Vereinigung für Soziale Sicher- 
heit (IVSS) beim Internationalen Arbeitsamt in Genf 
ist. 

7. Arbeitsgemeinschaft für Arbeitssicherheit 

In der im Jahre 1961 gegründeten Arbeitsgemein- 
schaft für Arbeitssicherheit, deren Federführung der 
Zentralstelle für Unfallverhütung übertragen ist, 
haben sich im wesentlichen die in Deutschland auf 
dem Gebiete der Arbeitssicherheit unmittelbar oder 
mittelbar tätigen Organisaionen und Institute zu- 
sammengefunden, um in ihr unter Wahrung der 
Selbständigkeit jedes Mitglieds deren Bemühungen 
um eine Verbesserung der Arbeitssicherheit durch 
Schaffung einer breiten Grundlage gemeinsamer Ar- 
beit und Stärkung der Anteilnahme der Öffentlich- 
keit zu fördern. Innerhalb der Arbeitsgemeinschaft 
bestehen die Arbeitsgruppen: Ausländische Arbeits- 
kräfte, Lehrfach Arbeitssicherheit, Arbeitssicherheit 
als Forschungsaufgabe und Betriebliche Sicherheits- 
organe. 

8. Werbung, Aufklärung und Schulung für die 
Unfallverhütung 

Die technische Unfallverhütung allein ist nicht 
immer und auch nicht überall ausreichend, den arbei- 
tenden Menschen vor allen Gefahren bei seiner 
Tätigkeit zu schützen. Deshalb müssen zur Ergän- 
zung Werbung, Aufklärung und Schulung hinzu- 
kommen, um die Menschen als überzeugte Mithelfer 
mit eigener Verantwortung für die Unfallverhütung 
zu gewinnen. Aus diesem Grunde haben die Berufs- 
genossenschaften frühzeitig damit begonnen, durch 
die modernen Massenmedien das Gefahrenbewußt- 
sein des einzelnen zu stärken. 

8.1 Schriften und Bilder 

Als sehr wichtiges allgemeines Werbe- und Auf- 
klärungsmittel für den gesamten berufsgenossen- 
schaftlichen Bereich wird von der Zentralstelle für 
Unfallverhütung die illustrierte Monatszeitschrift 
„ Unfallwehr “ herausgegeben, die in Mehrfarben- 
druck erscheint und die Aufgabe hat, den Gedanken 
der Unfallverhütung allgemein, wie auch spezielle 
Fragen in möglichst interessanter und unterhalten- 
der Form zu verbreiten. 

Als weiteres Aufklärungsmittel über Unfallge- 
fahren und für die Verbreitung des Gedankens der 
Unfallverhütung in den Betrieben werden laufend 
farbige Unfallverhütungsbilder herausgegeben. Bei 
der Zentralstelle für Unfallverhütung liegen z. Z. 
etwa 200 Motive in oftmals humorvoller Gestaltung 
vor, zu denen laufend neue hergestellt werden; 
außerdem kommen noch zahlreiche Unfallverhü- 
tungsbilder hinzu, die von einzelnen Berufsgenos- 
senschaften herausgegeben werden. 


42 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/152 


Großer Beliebtheit erfreut sich auch der alljähr- 
lich neu erscheinende Unfallverhütungskalender. 

Durch Mitteilungsblätter der einzelnen Berufsge- 
nossenschaften, die teilweise sogar monatlich er- 
scheinen, werden die Mitgliedsunternehmen und 
darüber hinaus auch die Sicherheitsbeauftragten auf 
ihrem Arbeitsgebiet betriebsnah angesprochen. Hier 
wird unter anderem neben der Schilderung von Un- 
fällen, die sich in letzter Zeit ereigneten, auch auf 
neu entwickelte Schutzmaßnahmen hingewiesen. 

In Technischen Jahresberichten wird ein Rück- 
blick auf die Unfallverhütungsarbeit des vorherge- 
henden Jahres gegeben. Die Wiedergabe von Un- 
fallschilderungen soll das Gefahrenbewußtsein 
stärken und bewirken, daß derartige Unfälle in Zu- 
kunft vermieden werden. 

Wichtige Aufklärungs- und Informationsmittel 
stellen weiterhin Merkblätter und Broschüren der 
Unfallverhütung dar, die in großer Anzahl von den 
einzelnen Berufsgenossenschaften wie auch von der 
Zentralstelle für Unfallverhütung über die verschie- 
densten Gebiete der Unfallverhütung und zur Er- 
läuterung der Unfallverhütungsvorschriften heraus- 
gegeben werden. 

Zum Jahreswechsel wurden von verschiedenen 
Berufsgenossenschaften Wand- und Taschenkalen- 
der mit Hinweisen für eine zweckdienliche Unfall- 
verhütung an die Mitgliedsbetriebe — vornehmlich 
für die Führungskräfte und die Sicherheitsbeauftrag- 
ten — versandt. 

8.2 Unfallverhütungsfilme und Tonbildschauen 

Die günstigen Möglichkeiten, die die Werbeträ- 
ger Film und Fernsehen bieten, wurden auch von 
den Berufsgenossenschaften genutzt. Den vier deut- 
schen Wochenschauen wurden 13 Sujets mit Lauf- 
zeiten von je einer Minute unter dem gemein- 
samen Titel „. . . denn bei mir liegen Sie richtig! " 
zur Verfügung gestellt, die 1964 in den Lichtspiel- 
theatern der Bundesrepublik gezeigt wurden. 

Dem zweiten Deutschen Fernsehen wurde jeden 
Monat ein Zehnminuten-Film zum Thema Unfall- 
verhütung zur Ausstrahlung übergeben. Sie trugen 
die Titel: Helm auf — Kopf heil, Achtung — Atten- 
zione, Von Kopf bis Fuß auf Unfall eingestellt, Ge- 
fährlicher Start, Die gefährlichste Stunde, Do it 
nicht immer yourself!, Der vermeidbare Tod, Test 
auf Sicherheit, Plädoyer für kleine Sünder, Sicher- 
heit als Geschenk, Jedes Jahr stirbt eine Stadt, 
Akte 65. Von verschiedenen Berufsgenossenschaften 
wurden darüber hinaus Unfallverhütungsfilme in 
Auftrag gegeben, die vorzugsweise bei den von 
ihnen abgehaltenen Schulungskursen eingesetzt 
wurden. 

In vermehrtem Umfang wurden auch Tonbild- 
schauen sowohl von einzelnen Berufsgenossenschaf- 
ten wie auch von der Zentralstelle für Unfallver- 
hütung hergestellt, die sich ebenfalls als gutes Mit- 
tel erwiesen haben, Veranstaltungen über Unfall- 
sicherheit zu beleben und eindringlich zu gestalten. 
Aus der Vielzahl der Tonbildschauen seien hier nur 
einige Titel genannt: Es muß nicht gleich ne 


Rüstung sein!, Sicher heben — länger leben, Der 
richtige Weg, Ohne Netz und doppelten Boden. 

8.3 Fremdsprachige Werbe- und Aufklärungsmittel 

Die Beschäftigung von ausländischen Arbeitskräf- 
ten in den Mitgliedsbetrieben der gewerblichen Be- 
ruf sgenossenschaften hat auch 1964 stark zugenom- 
men. Da die ausländischen Arbeitskräfte die deut- 
sche Sprache oftmals nur wenig oder überhaupt 
nicht beherrschen, war die Herausgabe von Werbe- 
und Aufklärungsmitteln in ihrer Muttersprache be- 
sonders wichtig. 

Als allgemeine Einführung für unfallsicheres Ar- 
beiten dient das Merkheft mit Sicherheitsregeln 
„Sicher arbeiten". Zu den bereits vorhandenen 
deutsch-spanischen, -italienischen, -griechischen, 
-französischen, -englischen, -holländischen und -tür- 
kischen Ausgaben kam 1964 noch eine deutsch- ju- 
goslawische und -portugiesische Ausgabe hinzu. 

Auch die Anleitung zur Ersten-Hilfe bei Unfällen, 
die bereits in italienischer, spanischer, griechischer, 
französischer, englischer, holländischer und* türki- 
scher Sprache erschienen war, wurde noch durch 
Ausgaben in jugoslawischer und portugiesischer 
Sprache ergänzt. 

Darüber hinaus wurden je nach Bedarf auch Vor- 
schriften und Bestimmungen besonderer Verord- 
nungen bzw. Merkblätter der Berufsgenossenschaf- 
ten in Fremdsprachen übersetzt. 

Eigens für die Unterweisung ausländischer Ar- 
beitskräfte in den Grundbegriffen des sicheren Ver- 
haltens bei der Arbeit wurde von der Zentral- 
stelle für Unfallverhütung in Zusammenarbeit mit 
der Arbeitsgemeinschaft für Arbeitssicherheit in 
italienischer, spanischer, griechischer und türki- 
scher Sprache die Tonbildschau „Sicher arbeiten - — 
besser leben" hergestellt. 

8.4 Ausbildung und Schulung 

Der Ausbildung und Schulung der in den Betrie- 
ben mit der Durchführung der Unfallverhütung be- 
trauten Personen — ‘Unternehmer, Führungskräfte, 
Sicherheitsbeauftragte — * wurde von den Berufsge- 
nossenschaften besondere Aufmerksamkeit gewid- 
met. Als eigene Ausbildungsstätten standen das 
Schulungsheim Oberaichen bei Stuttgart (für alle 
gewerblichen Berufsgenossenschaften), die Schu- 
lungsstätte für Arbeitsschutz in Gelsenkirchen (Hüt- 
ten- und Walzwerks-Berufsgenossenschaft), der 
Berghof, Haus für Unfallschutz in Münstereifel (Be- 
rufsgenossenschaft der Feinmechanik und Elektro- 
technik) sowie das Haus Brahmberg in Malente 
Gremsmühlen (Bau-Berufsgenossenschaft Hamburg) 
zur Verfügung. Daneben wurden von den Berufs- 
genossenschaften mehrtägige Kurse in angemiete- 
ten Vortragsstätten durchgeführt. In diesen Kursen 
wird nicht nur auf die technische Unfallverhütung 
eingegangen, sondern auch über Möglichkeiten der 
menschlichen Beeinflussung gesprochen und das 
richtige Verhalten des Menschen im Betrieb her- 
ausgestellt. Losgelöst von der täglichen Arbeit, je- 
doch dennoch vertraut mit den Gegebenheiten der 
Praxis war hier die Gelegenheit gegeben, sich be- 
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sonders intensiv mit Fragen der Unfallverhütung 
zu beschäftigen. Weitere Schulungsheime sind im 
Bau oder geplant. An Schulungsmitteln standen 
Filme, Tonbildschauen, Diapositive und reichhalti- 
ges Schriftmaterial zur Verfügung. 

In besonderen Lehrschauen der Berufsgenossen- 
schaften wurde ein Überblick über die praktischen 
Möglichkeiten, sich durch gute Schutzvorrichtungen 
und sichere Arbeitsweise gegen Unfälle zu schützen, 
gegeben. 

Bei den Holz-Berufsgenossenschaften bestehen 
daneben noch eigene Lehrwerkstätten in Herford, 
München und Stuttgart. 

Die Ausbildung der Sicherheitsbeauftragten, die 
den Unternehmer in Fragen der Unfallverhütung im 
Betrieb beraten sollen, ist von den Berufsgenossen- 
schaften besonders intensiv betrieben worden. Wenn 
auch bei dem großen Umfang dieses Personenkrei- 
ses noch nicht bei allen Berufsgenossenschaften 
sämtliche Sicherheitsbeauftragte geschult werden 
konnten, so wird doch versucht, möglichst bald we- 
nigstens allen Sicherheitsbeauftragten eine allge- 
meine Einführung zu geben und danach, wie es be- 
reits jetzt bei einzelnen Berufsgenossenschaften ge- 
schieht, auch mehr auf einzelne Tätigkeitsgebiete 
einzugehen. 

Neben der eigenen Schulung nehmen die Berufs- 
genossenschaften auch noch viele andere Möglich- 
keiten außerhalb ihres eigenen Rahmens wahr, um 
in Vorträgen vor anderen Personengruppen, wie 
z. B. bei Kongressen, in Ingenieurschulen oder bei 
der Industrie-Meister- Ausbildung, ebenfalls den Ge- 
danken und das Bestreben nach Unfallverhütung zu 
verbreiten. Die Berufsgenossenschaften sind allge- 
mein bemüht zu erreichen, daß bereits bei der Aus- 
bildung dem Gedanken der Sicherheit ein gebüh- 
render Platz eingeräumt wird. 


8.5 Preisausschreiben und Vergabe von Belohnungen 

Um der Werbung für den Unfallverhütungsge- 
danken bei den Versicherten auch einen materiel- 
len Anreiz zu geben, wurden in vielen Fällen Preis- 
ausschreiben veranstaltet. Als Beispiel sei hier die 
Werbe- und Informationsaktion „Sicherheit am Bau" 
der Bau-Berufsgenossenschaften angeführt. Im Rah- 
men dieser Aktion wurden thematisch aufeinander 
abgestimmte Unfallverhütungsplakate, Zeitungen 
für Arbeitnehmer und Informations-Mitteilungen an 
die Betriebe herausgegeben sowie im Rahmen einer 
Taschenkarten-Aktion monatliche Verlosungen 
durchgeführt. Bei den Betriebsbesichtigungen der 
Technischen Aufsichtsbeamten prüften diese, ob die 
Beschäftigten die Taschenkarte mit dem aufgedruck- 
ten 8-Punkte-Programm bei sich trugen. In diesem 
Falle konnte der Betreffende dann an Verlosungen 
teilnehmen. Bei der Abschlußverlosung waren 39 
Hauptgewinne je Bau-Berufsgenossenschaft ausge- 
setzt und insgesamt 36 500 Trostpreise. 

Zu den Verkehrssicherheitstagen 1964 versandten 
die Berufsgenossenschaften an ihre Mitgliedsbe- 
triebe ein Nachrichtenblatt mit Anregungen für die 
Durchführung dieser Aktion zur Senkung der Ver- 
kehrsunfälle. Als besonderes Aufklärungsmittel 
diente eine Sondernummer der „Unfallwehr", mit 
der ein 20 OOO-DM-Preisausschreiben verbunden 
war. 

Für eine Reihe von Verbess erungsvorschlägen, 
die für die Unfallverhütung von größerer Bedeu- 
tung waren, wurden von den Berufsgenossenschaf- 
ten Anerkennungen vergeben. 

In einigen Fällen überreichten die Berufsgenos- 
senschaften an Beschäftigte, die sich in besonderer 
Weise um die Unfallverhütung verdient gemacht 
hatten, Ehrenurkunden und Geldgeschenke. 


B. 

Besonderer Beitrag des Bundesverbandes der landwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschaften 


A. Einführung 

Die 19 landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaf- 
ten haben sich seit dem Inkrafttreten des Unfall- 
versicherungs-Neuregelungsgesetzes — UVNG * — 
vom 30. April 1963 (BGBL I S. 241) in besonders 
starkem Maße um die Intensivierung ihrer Unfall- 
verhütungsarbeit bemüht. Die versicherte Tätigkeit 
in der Landwirtschaft ist außerordentlich vielfältig. 
Sie erstreckt sich auch auf die Hausarbeiten (§ 777 
Nr. 1 RVO). Dabei geht der in der Landwirtschaft 
Tätige infolge der weiten Spanne in den Betriebs- 
größenverhältnissen mit den verschiedensten Ar- 
beitsmitteln vom einfachsten Handgerät bis zur 
komplizierten Maschine um. Auch die landwirt- 
schaftliche Produktion der Land- und Forstwirtschaft 
ist vielfältig und dazu gebietsweise sehr unter- 


schiedlich, je nach den natürlichen Voraussetzungen 
für Tierzucht, Ackerbau, Weinbau, Forstwirtschaft 
und Sonderkulturen und ihren Zweigen, wie Rind- 
vieh-, Schweine-, Schafhaltung, Getreide-, Hack- 
frucht-, Grünland-Wirtschaft, Samen- oder Heilmit- 
telgewinnung. Als wesentlichste Besonderheit 
kommt hinzu, daß sich die landwirtschaftliche Be- 
völkerung weit verstreut auf dem Land befindet 
und zur Arbeit nicht — wie im städtischen industri- 
ellen Bereich — in konzentrierten Produktionsstät- 
ten zusammenfinden kann. Die nachhaltige Einzel- 
beratung der in der Landwirtschaft Tätigen und die 
Überwachung der in den Unternehmen vorkom- 
menden Arbeiten und Einrichtungen gewinnen da- 
her besonderes Gewicht unter den Aufgaben der 
Technischen Aufsichtsbeamten und Betriebsreviso- 
ren der landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaf- 
ten. 
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Darüber hinaus kommt allen Maßnahmen große 
Bedeutung zu, welche die Ausrüstung der landwirt- 
schaftlichen Betriebe mit unfallgeschützten Einrich- 
tungen sicherstellen. Die landwirtschaftlichen Be- 
rufsgenossenschaften bemühen sich daher zusam- 
men mit der Hauptstelle für Unfallverhütung des 
Bundesverbandes der landwirtschaftlichen Berufs- 
genossenschaften besonders um die Intensivierung 
und Koordinierung aller Maßnahmen des Unfall- 
schutzes an Landmaschinen und Geräten sowie um 
die Beratung der Hersteller. Die psychologische 
Unfallverhütung durch Presse, Rundfunk, Fernse- 
hen sowie durch Flugschriften und Merkblätter ge- 
hört ebenfalls zu ihren wichtigsten Aufgaben. 

Für das Unfallgeschehen sind die regionalen Un- 
terschiede von großer Bedeutung. In diesem zu- 
sammenfassenden Bericht können indessen die ört- 
lich unterschiedlichen Fortschritte in der Umstruk- 
turierung von Wirtschaft und Landwirtschaft (Land- 
flucht), der Mechanisierung und Motorisierung, der 
Gebäudemodernisierung (Althofsanierung, Aussied- 
lung), der Flurbereinigung und ihre Auswirkungen 
auf die Unfallverhütungsarbeit der landwirtschaft- 
lichen Berufsgenossenschaften nur angedeutet wer- 
den. 

B. Die angezeigten Arbeitsunfälle 

I. Allgemeine Bemerkungen 

Die Zahl der gemeldeten Arbeitsunfälle hat bei 
den 19 landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 
in den letzten 10 Jahren ständig abgenommen, wie 
die Übersicht 1 zeigt, die aus den Angaben der Ge- 
schäfts- und Rechnungsergebnisse der landwirt- 
schaftlichen Berufsgenossenschaften zusammenge- 
stellt wurde. 


übersichtl 

Gemeldete Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten 
bei den landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 


Jahr 

Gemel- 

dete 

Arbeits- 

unfälle 

im 

engeren 

Sinne 

Gemel- 

dete 

Wege- 

unfälle 

Gemel- 

dete 

Berufs- 

krank- 

heiten 

Gemel- 

dete 

Arbeits- 

unfälle 

und 

Berufs- 

krank- 

heiten 

Ins- 

gesamt 

1949 

203 163 

912 

77 

204 152 

1955 

307 424 

2 685 

609 

310 718 

I960 1 ) 

278 353 

2 650 

781 

281 784 

1961 

279 852 

2 602 

722 

283 176 

1962 

262 969 

2 533 

759 

266 261 

1963 

256 881 

2 306 

728 

259 915 

1964 2 ) 

256 397 

3 009 

749 

260 155 


0 einschließlich landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft 
für das Saarland seit 1. April 1960 
2 ) einschließlich kommunale Betriebe der Garten- und 
Landschaftspflege bei der Gartenbau-Berufsgenossen- 
schaft seit 1. April 1964 


Die Abnahme der Arbeitsunfälle in der Landwirt- 
schaft im engeren Sinne ist indessen stärker, denn 
infolge der Ausdehnung der Zuständigkeit der Gar- 
tenbau-Berufsgenossenschaft auf etwa 5000 kommu- 
nale Betriebe der Garten- und Landschaftspflege 
(Artikel 4 § 6 Abs. 1 Satz 2 UVNG) wurden bei der 
Gartenbau-Berufsgenossenschaft 1964 erstmals 5000 
Arbeitsunfälle mehr gemeldet. 

Auch die Zunahme der Wegeunfälle ist hierauf 
zurückzuführen. Die Wegeunfälle sind sonst in der 
Landwirtschaft durch die enge örtliche Verbindung 
von Wohn- und Arbeitsstätte selten. In Gegenden, 
in denen Forstwirtschaft und Gartenbau eine grö- 
ßere Bedeutung haben, ereignen sich indessen in- 
folge der längeren Wege zur Arbeitsstätte mehr Un- 
fälle auf dem Weg zur Arbeitsstätte. 

Die Zahl der Fälle von Berufskrankheiten ist in 
der Landwirtschaft ebenfalls gering. Die Bekäm- 
pfung der Tierseuchen Tuberkulose und Brucellose 
hat sich günstig ausgewirkt. Indessen bedarf die Be- 
kämpfung der Tollwut und des Milzbrandes, vor 
allem aber die Vorbeugung gegen Berufskrankhei- 
ten bei der Anwendung von Schädlingsbekäm- 
pfungs-, Pflanzenschutz- und Düngemitteln, weiter- 
hin der Beachtung. 

Der Rückgang der Arbeitsunfälle in der Landwirt- 
schaft seit 1955 ist keine selbstverständliche Folge 
der Mechanisierung, sondern in erster Linie auf die 
verstärkten Bemühungen der landwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschaften zurückzuführen, denn trotz 
Mechanisierung hatte vor diesen verstärkten Be- 
mühungen der landwirtschaftlichen Berufsgenossen- 
schaften die Zahl der landwirtschaftlichen Arbeits- 
unfälle von 1949 bis 1955 stark zugenommen. 

II. Die Arbeitsunfälle im engeren Sinne ohne Todes- 
fälle sowie die Arbeitsunfälle mit Todesfolge 

Die wirksame Unfallverhütungsarbeit der land- 
wirtschaftlichen Berufsgenossenschaften hatte eine 
ins einzelne gehende Kenntnis des Unfallgeschehens 
zur Voraussetzung. Die landwirtschaftlichen Berufs- 
genossenschaften werten daher seit langem das Un- 
fallgeschehen statistisch aus. Indessen ist weit we- 
sentlicher, daß bei ihnen jetzt über 75jährige Erfah- 
rungen über die Arbeitsgefahren und ihre Verhü- 
tungsmöglichkeiten speziell in der Landwirtschaft 
vorliegen. Darüber hinaus werden diese Erfahrun- 
gen durch die Koordinierungsarbeit der Hauptstelle 
für Unfallverhütung des Bundesverbandes der land- 
wirtschaftlichen Berufsgenossenschaften allen land- 
wirtschaftlichen Berufsgenossenschaften und allen 
an der landwirtschaftlichen Unfallverhütung Inter- 
essierten laufend zur Verfügung gestellt. Die stati- 
stische Auswertung des Unfallgeschehens ist — auf 
Grund der Möglichkeiten, die der Gesetzgeber im 
UVNG gibt — von den landwirtschaftlichen Berufs- 
genossenschaften wesentlich erweitert worden. Sie 
umfaßt für 1964 216 470 Verletzte und 1277 getötete 
Personen (knapp über V 2 °/o der Verletzten). 

Die zusammenfassende Auswertung der Unfall- 
anzeigen bei allen landwirtschaftlichen Berufsge- 
nossenschaften gibt Anlaß zu folgenden ergänzen- 
den Bemerkungen: 
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1. Zu Altersgruppen und Geschlecht 

Die Struktur der in der Landwirtschaft Beschäf- 
tigten weicht von den in den übrigen Bereichen ge- 
gebenen Verhältnissen stark ab. In der Landwirt- 
schaft besteht nämlich eine hohe Zahl von Neben- 
erwerbsbetrieben; in diesen Betrieben liegt die 
Hauptlast der Landarbeit bei den ständig im Be- 
trieb verbleibenden Familienmitgliedern, meist 
Landfrauen und alten Menschen. Hinzu kommt, daß 
der Landhaushalt in den meisten landwirtschaft- 
lichen Betrieben zum versicherten Arbeitsbereich 
zählt. Dadurch ist der Gefahrenbereich in der Land- 
wirtschaft erheblich vergrößert. 

Da alte Menschen leider häufiger von Unfällen 
betroffen werden, ist auch durch diesen Umstand 
die Zahl der Unfälle in der Landwirtschaft höher. 
Die höhere Unfallgefährdung älterer Personen in 
der Landwirtschaft läßt sich nur durch die recht- 
zeitige Lösung der alten Menschen aus dem Arbeits- 
leben günstig beeinflussen. Die hierfür erforder- 
lichen agrarpolitischen und sozialpolitischen Maß- 
nahmen sind im Gange und werden sich hoffentlich 
bald segensreich auswirken. Hierbei ist vor allem 
an das Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte 
zu denken. 

Auch die Frauen sind in der Landwirtschaft rela- 
tiv häufig an Unfällen beteiligt, weil die Land- 
frauen gegenüber den weiblichen Beschäftigten in 
anderen Produktionsbereichen eine grundsätzlich 
andere Stellung einnehmen; insbesondere in den 
Nebenerwerbsbetrieben liegt häufig die Hauptlast 
der Landarbeit auf den Landfrauen. Die landwirt- 
schaftlichen Berufsgenossenschaften haben daher die 
Ausbildung der Landfrauen im unfallsicheren Ver- 
halten stets gefördert und hierzu u. a. im Unterricht 
an Berufs- und Fachschulen mitgewirkt, auf Aus- 
stellungen Unfallverhütungs-Lehrschauen einge- 
richtet, vor allem bei den Maschinenprüfungen 
der Deutschen Landwirtschafts-Gesellschaft auf eine 
unfallsichere Bauweise der Maschinen und Geräte 
auch für den Landhaushalt Einfluß genommen. 

2. Zu Uhrzeit des Unfalls 

Unfälle in der Landwirtschaft klingen auch nachts 
nicht völlig ab, da die Landarbeit vor allem wegen 
der Viehpflege auch nachts nicht völlig ruht. Für 
die Häufung der Unfälle in der Mittagszeit und am 
späten Nachmittag dürfte insbesondere die körper- 
liche Erschöpfung nach längerer Feldarbeit und die 
erhöhte Unfallgefahr bei den Heimfahrten vom Feld 
zum Hof als Unfallursache in Frage kommen. Die 
Verkehrserziehung der landwirtschaftlichen Bevöl- 
kerung wird daher von den landwirtschaftlichen Be- 
rufsgenossenschaften in Zusammenarbeit mit der 
Landpolizei- und anderen Stellen vor allem in den 
Wintermonaten intensiv betrieben. 

3. Zu Stellung im Beruf 

Die landwirtschaftlichen Unternehmer und ihre 
mithelfenden Familienangehörigen werden durch die 
landwirtschaftlichen Arbeitsunfälle weit überwie- 
gend selbst betroffen. Insbesondere nach der weit- 


gehenden Entwicklung zum Ein-Mann-Betrieb, die 
in engem Zusammenhang mit der Mechanisierung 
durch Ein-Mann-Maschinen und der Motorisierung 
der Landwirtschaft steht, bedeutet die hohe Unfall- 
gefährdung der selbständigen Landwirte und ihrer 
Familie zugleich eine ständige starke Existenzge- 
fährdung der landwirtschaftlichen Unternehmen. Die 
Entwicklung zum mechanisierten Ein-Mann-Betrieb 
hat indessen auch die Einsicht für zweckmäßige 
Maßnahmen zur Unfallverhütung gerade bei den 
mechanisierungsfreundlichen jungen Bauern ge^ 
weckt. 

Die Gruppe der landwirtschaftlichen Arbeiter hat 
im Bereich der Gartenbau-Berufsgenossenschaft im 
Unfallgeschehen die gleiche Bedeutung wie in den 
übrigen Produktionsbereichen außerhalb der Land- 
wirtschaft. In diesem Bereich sind auch die Frauen 
weit weniger vom Unfallgeschehen betroffen. 

4. Zu Berufsabteilungen 

Die große Bedeutung, welche dem landwirtschaft- 
lichen Unternehmer und seinen Familienangehöri- 
gen im Rahmen des Unfallgeschehens in der Land- 
wirtschaft zukommt, zeichnet sich auch in den Be- 
rufsabteilungen der bei Arbeitsunfällen verletzten 
und getöteten Personen ab. Bei der Betrachtung ist 
zu berücksichtigen, daß die Berufsabteilung „Pflan- 
zenbau und Tierwirtschaft" auch die im landwirt- 
schaftlichen Haushalt Tätigen umfaßt. Die große 
Vielfalt der landwirtschaftlichen Tätigkeiten ergibt 
sich aus der großen Zahl von Berufsgruppen, aus 
denen eine größere oder kleinere Zahl von Perso- 
nen an Arbeitsunfällen in der Landwirtschaft be- 
teiligt war. 

5. Zu Art der Verletzung und verletzte Körperteile 

Die Verletzungen bei Arbeitsunfällen in der Land- 
wirtschaft sind zwar überwiegend leichter Art. So- 
weit lebenswichtige Körperteile schwer verletzt 
werden, müssen indessen Transportmöglichkeiten 
für Unfallverletzte schnell zur Verfügung stehen. 
Gerade in diesen Fällen ist eine schnell bereite 
Erste Hilfe unersetzlich. Obwohl sich die Verhält- 
nisse durch den Ausbau des Telefonnetzes und die 
stärkere Ausrüstung der landwirtschaftlichen Be- 
triebe mit Personenwagen grundsätzlich gebessert 
haben, brachten die landwirtschaftlichen Berufsge- 
nossenschaften zusätzlich zu den Aufwendungen der 
öffentlichen Wohlfahrtspflege daher weitere Mittel 
auf, darunter u. a. Zuschüsse an Gemeindepflegesta- 
tionen, an das Rote Kreuz und an andere Stellen 
(einschließlich Teilnehmer von Erste-Hilfe-Lehrgän- 
gen) in Höhe von 207 000 DM. Darüber hinaus ste- 
hen zur Fortführung der landwirtschaftlichen Be- 
triebe in Notfällen nunmehr Betriebshelfer zur Ver- 
fügung; zwei landwirtschaftliche Berufsgenossen- 
schaften stellten in 1964 erstmals selbst Betriebs- 
helfer ein. 

6. Zu Gegenstände beim Unfall 

a) Die Unfälle in der Land- und Forstwirtschaft er- 
eignen sich naturgemäß häufig unter dem Ein- 
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fluß des „ebenen Bodens im Freien“, z. B. weil 
der Boden naß, klebrig oder gefroren ist. Erfreu- 
licherweise tritt die Energieversorgung inner- 
halb der Land- und Forstwirtschaft als Unfall- 
ursache nicht in den Vordergrund; es ist indes- 
sen wohl nur der ständigen intensiven Über- 
wachung der elektrischen Anlagen in Zusam- 
menarbeit mit der ARBEG zu verdanken, daß 
die tödlichen Elektrounfälle trotz der zunehmen- 
den Elektrizitätsanwendung infolge der Mecha- 
nisierung der Innenwirtschaft nicht merklich an- 
steigen. Diese Uberwachungsmaßnahmen kom- 
men besonders dem Unfallschutz der Landfrauen 
zugute, welche durch den häufigen Umgang mit 
Elektrogeräten in Haus und Hof durch Elektro- 
unfälle anteilig stärker gefährdet sind. 

b) Der Anteil der Unfälle mit „Arbeitsmaschinen 
und Fördereinrichtungen“ ist in den letzten Jah- 
ren nicht merklich angewachsen und der Anteil 
der Unfälle mit tödlichem Ausgang ist in dieser 
Sparte relativ niedrig, obwohl außerordentliche 
Maschineninvestitionen (zusätzlich zu Ersatzbe- 
schaffungen), die von 1959/60 bis 1963/64 einen 
Jahreswert von etwa 1 Milliarde DM hatten, für 
die starke Mechanisierung der Landwirtschaft in 
den letzten Jahren zeugen. 

Die Arbeit von Kommissionen der landwirtschaft- 
lichen Berufsgenossenschaften, welche eine inten- 
sive unfallschutztechnische Beratung der Herstel- 


ler und die unfallschutztechnische Begutachtung 
bei den Landmaschinen- und Geräte-Prüfungen 
der Deutschen Landwirtschafts-Gesellschaft (DLG) 
sowie auf Ausstellungen und Messen (mit bis zu 
1200 Ausstellern) durchführen, hat zu diesem 
günstigen Stand wesentlich beigetragen. Diese 
Unfallverhütungsarbeit hat auch bei Unfällen mit 
„Lasten und Fördermitteln" Erfolge gehabt. 

c) Die Motorisierung des Verkehrs in allen Berei- 
chen ist auch auf das Unfallgeschehen in der 
Land- und Forstwirtschaft nicht ohne Rückwir- 
kung geblieben. Die gemeldeten Arbeitsunfälle 
mit „Fahrzeugen mit tierischer Kraft" nahmen in 
den letzten vier Jahren zwar ab; indessen ist 
eine größere Zunahme der tödlichen Unfälle mit 
„Kraftfahrzeugen" zu verzeichnen. Die genauere 
Betrachtung der Unfallgegenstände anhand von 
Übersicht 2 zeigt im Personenverkehr einen ge- 
ringeren Anstieg der Unfälle mit Pkw als Ab- 
nahme der Unfälle mit Motorrädern und Mopeds 
(und auch Fahrrädern) und vor allem eine Zu- 
nahme der Unfälle mit Schleppern und ihren 
Anhängern, die bei den Anhängern einer Ver- 
doppelung gleichkommt. 

Diese Zunahme mußte mit der Verlagerung der 
Transporte vom tierischen Zug zum Schlepperzug 
zwangsläufig eintreten. Sie hat dahin geführt, 
daß die Unfälle mit Schleppern und Anhängern 
sich zum Unfallschwerpunkt entwickelten. 


Übersicht 2 


Arbeitsunfälle mit Kraftfahrzeugen 



Angezeigte Arbeitsunfälle 
Anteil in vom Hundert 

1960 | 1962 | 1964 

Tödliche Arbeitsunfälle 

Anteil in vom Hundert 

1960 | 1962 | 1964 

5 Lasten und Beförderungsmittel 

21,46 

19,92 

19,24 

44,79 

43,29 

47,84 

davon 







53 Fuhrwerke mit tierischer Kraft 

8,40 

6,68 

4,68 

11,12 

8,24 

5,33 

54 Kraftfahrzeuge (gleislos) 

8,80 

9,19 

10,98 

27,13 

29,04 

36,57 

darunter 







54.1 Motorräder und Mopeds 

1,73 

1,24 

0,76 

5,94 

4,30 

3,84 

54.2 Leichtlieferwagen . 

0,07 

0,11 

0,09 

0,06 

— 

0,63 

54.3 Pkw 

0,66 

0,83 

0,88 

6,65 

8,37 

10,10 

54.4 Lkw 

0,24 

0,26 

0,29 

1,47 

2,24 

1,17 

54.5 Schlepper 

3,82 

4,25 

4,57 

11,07 

11,72 

16,99 

54.6 Anhänger 

2,32 

2,45 

4,24 

1,88 

2,12 

3,68 

54. Sonstiges 

0,04 

0,05 

0,15 

0,06 

0,29 

0,16 
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Die landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 
haben dem seit langem Rechnung getragen und 
frühzeitig Unfallverhütungsmaßnahmen getrof- 
fen; als wichtigste seien hier nur angeführt: 

die Einführung des Beifahrersitzes, 

das Verbot des Mitfahrens auf Ackerschienen 
und anderen unsicheren Plätzen, 

die Entwicklung eines Zapf- und Gelenkwellen- 
schutzes, 

die Entwicklung und Erprobung von umsturz- 
festen und blitzschützenden Schlepperverdek- 
ken, 

die Sicherung der Schlepperhydraulik durch 
eine Feststelleinrichtung, 

die Verbesserung der Verkehrssicherheit von 
Schleppern und Fahrzeugen, 

die Förderung des Baues sicher wirkender 
Bowdenzug- und Druckluft-Bremsen an An- 
hängern und 

die Entwicklung gut gefederter, schwingungs- 
gedämpfter Fahrersitze. 

Für weitere wirksame Maßnahmen wurde eine 
einjährige Sonder erhebung der schweren töd- 
lichen Schlepperunfälle durchgeführt, die 1964 
abgeschlossen wurde. Der Ergebnisbericht zeigt, 
daß fast die Hälfte aller schweren Schlepper- 
unfälle, die zu längerer Arbeitsunfähigkeit und 
Erwerbsminderung führen, und sogar vier Fünf- 
tel der tödlichen Schlepperunfälle durch seitliches 
Umstürzen und rückwärtiges Überschlagen des 
Schleppers verursacht sind. 

Als Schutz hiergegen kommt in erster Linie ein 
umsturzfestes Schlepperverdeck in Frage, das dem 
Schlepperfahrer zugleich einen Schutz gegen 
Wetterunbilden und gegen Blitzschlag bieten 
kann. Ein umsturzfestes Verdeck erhält dem 
Schlepperfahrer einen schützenden Freiraum 
unter dem umgestürzten Schlepper. Bei der Son- 
dererhebung wurde auch festgestellt, daß Schlep- 
per in der PS-Klasse über 35 PS eine doppelt so 
hohe Unfall- und Todesrate als in der durch- 
schnittlichen PS-Klasse 18 bis 24 PS haben. Wäh- 
rend indessen 1962 noch 78 % des Schlepperbe- 
standes zu PS-Klassen unter 25 PS gehörten, 
betrug der Verkaufsanteil stärkerer und unfall- 
gefährlicherer Schlepper damals schon 70%, er 
ist heute auf fast 90 % angestiegen. Bei einem 
Bestand von etwa einer Million Schleppern kann 
der Verkauf von jährlich über 60 000 PS-starken 
Schleppern die Unfallhäufigkeit erhöhen. Die 
landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften ste- 
hen daher ernstlich vor der Frage, die Ausrü- 
stung der Schlepper mit umsturzfesten Verdecken 
in ihren Unfallverhütungsvorschriften zu fordern. 
Darüber hinaus ließen sich viele Unfälle mit 
Schleppern und Anhängern vermeiden oder in 
ihren Folgen mindern, wenn die Bremsen — vor 
allem der Anhänger — stets betriebssicher ge- 
halten würden. Der Überwachung der Anhänger- 
bremsen, die in erster Linie den Verkehrssicher- 
heitsbehörden obliegt, kommt also in Zukunft 
neben der von den landwirtschaftlichen Berufs- 


genossenschaften geförderten Entwicklung siche- 
rer wirkender Bremsen größere Bedeutung zu. 
Auch die Ausbildung der Schlepperfahrer in der 
praktischen Arbeit mit dem Schlepper im Ge- 
lände, wie sie von den Deutschen Landmaschinen- 
schulen (DEULA-Schulen) des Kuratoriums für 
Technik in der Landwirtschaft (KTL) und anderen 
Landmaschinenschulen auf Grund der am 16. 
März 1964 geschlossenen Vereinbarung über die 
Ausbildung in der Unfallverhütung an DEULA- 
Schulen (DEULA-Abkommen) betrieben wird, för- 
dert die Unfallsicherheit beim Schlepperfahren, 
wie auch aus dem Bericht über die einjährige 
Sondererhebung hervorgeht. 

d) Die Arbeitsunfälle mit „Bauten und Rüstzeug" 
haben nach den Unfällen mit „Lasten und Beför- 
derungsmitteln" den bedeutendsten Anteil an 
den landwirtschaf liehen Arbeitsunfällen. Sie tref- 
fen die Frauen auf dem Lande in besonderem 
Maß. Diese Unfälle werden insbesondere durch 
die laufende Uberwachungstätigkeit der Tech- 
nischen Aufsichtsbeamten eingedämmt. Die Mit- 
arbeit der landwirtschaftlichen Berufsgenossen- 
schaften im landwirtschaftlichen Bauwesen, das 
durch Althofsanierung und Aussiedlung zur Zeit 
eine ähnlich stürmische Entwicklung durchläuft 
wie zuvor die Feldarbeit bei ihrer Mechanisie- 
rung, führt ebenfalls zu einer höheren Unfall- 
sicherheit bei modernen baulichen Einrichtungen. 

e) Der Anteil der gemeldeten Unfälle, den die 
Gruppe „Verschiedenes" einnimmt, ist insgesamt 
gesehen hoch. Sie setzt sich jedoch — im einzel- 
nen betrachtet — aus sehr vielen Einzelposten 
zusammen. 

Besonders an den Unfällen mit Handwerkzeug 
zeigt sich, wie außerordentlich vielfältig die Un- 
fallverhütungsarbeit der landwirtschaftlichen Be- 
rufsgenossenschaften sein muß, um wirksam zu 
werden. Diesen Unfällen läßt sich am ehesten 
durch eine gute Berufsausbildung Vorbeugen. Die 
landwirtschaflichen Berufsgenossenschaften füh- 
ren hierzu unter anderem im Rahmen der Aner- 
kennung der landwirtschaftlichen Lehrbetriebe 
eine besondere Betriebsüberwachung durch, för- 
dern die Ausbildung auf dem Gebiet der Unfall- 
verhütung an Landwirtschafts- und Landmaschi- 
nenschulen und weisen immer wieder auf das 
zweckmäßige unfallsichere Verhalten durch Hin- 
weise in den eigenen Publikationsorganen und 
in der Fach- und Tagespresse sowie in Rundfunk 
und Fernsehen hin. 

Die Unfälle mit Tieren — ebenfalls in dieser 
Gruppe „Verschiedenes" erfaßt — sind dem 
Unfallgeschehen in der Landwirtschaft eigentüm- 
lich. Sie weisen infolge der Motorisierung des 
Verkehrs eine sinkende Tendenz auf, denn die 
Zahl der Zugtiere — vor allem der Pferde — 
ist stark zurückgegangen. Die Unfälle mit Zug- 
tieren sind indessen relativ häufiger tödlich als 
die Unfälle mit Milch- und Masttieren. Gerade 
bei diesen Unfällen sind die Ausbildung und 
die Erfahrung im Umgang mit Tieren und die 
Einhaltung der Verhaltensvorschriften von aus- 
schlaggebender Bedeutung für die Unfallverhü- 
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, tung. Ständige Mahnungen mit allen geeigneten 
Mitteln werden neben der Einflußnahme auf die 
zweckmäßige Neugestaltung der Gebäude für die 
Tierhaltung als wirksamste Unfallverhütungs- 
maßnahme von den landwirtschaftlichen Berufs- 
genossenschaften auf diesem Gebiet betrieben. 

f) Unter den „Gesundheitsschädlichen Einwirkun- 
gen", die insgesamt in der Landwirtschaft von 
untergeordneter Bedeutung sind, heben sich die 
Schädigungen durch Überlastung heraus, die in 
einigen Fällen auch zum Tode führten. Abhilfe 
ist nur im großen Rahmen durch Minderung der 
vielfältigen — nicht nur körperlichen — Über- 
beanspruchung der Landwirte zu erwarten. 

Die Schädigung durch heiße, kalte, ätzende Stoffe 
und Sauerstoffmangel, wobei die Verbrühungen 
mit heißem Wasser, Verbrennungen, Verätzung 
mit Kalk und dergl. und Hitzschlag auch Todes- 
opfer forderten, dürfen nicht übersehen werden 
und erfordern ebensolche Beachtung wie die 
Opfer im Umgang mit giftigen organischen Stof- 
fen, meist Pflanzenschutz- und Schädlingsbe- 
kämpfungsmitteln, obwohl ihre Zahl auf Grund 
der ausgezeichneten Schutzvorschriften in 
Deutschland besonders gering ist. Ständige Be- 
achtung verlangen auch die Gefährdung durch 
von Tieren übertragene Infektionskrankheiten 
und durch Infektionen kleiner Verletzungen. 

7. Zu Tätigkeiten beim Unfall 

Die Verkehrs- und Transporttätigkeiten (ausge- 
nommen die Wege von und zur Arbeitsstätte, denen 
ja in der Landwirtschaft — wie den Berufskrank- 
heiten — eine völlig untergeordnete Rolle zu- 
kommt) haben den Haupteinfluß auf das Unfall- 
geschehen. Die landwirtschaftlichen Berufsgenossen- 
schaften bemühen sich daher um eine bessere Übung 
ihrer Versicherten im unfallsicheren Verhalten nicht 
nur im Verkehr auf der Straße, sondern vor allem 
auch auf dem Acker, der Wiese und im Wald und 
um eine praktische Unterrichtung in unfallsicherer 
Landarbeit. Sichtbaren Ausdruck haben diese Bemü- 
hungen in der Vereinbarung über die Ausbildung 
in der Unfallverhütung an DEULA-Schulen (DEULA- 
Abkommen) vom 16. März 1964 gefunden, in dem 
die Deutschen Landmaschinenschulen (DEULA- 
Schulen) des Kuratoriums für Technik in der Land- 
wirtschaft e. V. (KTL) und die landwirtschaftlichen 
Berufsgeno.ssenschaften eine Zusammenarbeit in der 
praktischen Unterweisung der Landbevölkerung in 
Führung, Pflege und Instandhaltung von Land- 
maschinen vereinbaren. Danach wird die Unfallver- 
hütung zu jedem Zeitpunkt in der praktischen 
Unterweisung berücksichtigt werden. 

8. Zu Vorgänge beim Unfall 

Die Unfallvorgänge stehen nur recht selten im 
Zusammenhang mit der mechanischen Zerstörung 
von Maschinen, Geräten und Gebäudeteilen. Diese 
Tatsache bestätigt den guten Stand der Technik, der 
im Landmaschinenbau und im landwirtschaftlichen 
Bauwesen vor allem durch die laufende Beratungs- 
arbeit der Technischen Aufsichtsbeamten der land- 


wirtschaftlichen Berufsgenossenschaften erreicht 
wurde. Indessen erhellt auch sie die große Bedeu- 
tung des unfallsicheren Verhaltens bei den land- 
wirtschaftlichen Arbeiten. Vornehmlich durch aus- 
ausreichende Übung und Ausbildung im unfallsiche- 
ren Verhalten, wie sie von den landwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschaften durch Vorträge und dergl. 
in den landwirtschaftlichen Ausbildungsstätten und 
bei jeder sich bietenden Gelegenheit betrieben wird, 
kann den zahlreichen Verletzungen durch „Fall und 
Sturz", durch „Gestoßen-, Erfaßt-, Eingeklemmt-, 
Angefahren- und Uberfahrenwerden" sowie durch 
„Berühren, Sich-Reißen an ruhenden und bewegten 
Gegenständen" vorgebeugt werden. Die größere 
Gefährlichkeit der Unfälle mit „elektrischen Vor- 
gängen" ist augenscheinlich und hat die landwirt- 
schaftlichen Berufsgenossenschaften zur intensiven 
Zusammenarbeit mit den Energieversorgungsunter- 
nehmen in der „Arbeitsgemeinschaft zur Überwa- 
chung der Starkstromanlagen auf dem Lande 
(ARBEG)" veranlaßt. Die Unfälle durch „Vergiftung, 
Verätzen, Ersticken, Ertrinken" haben eine relativ 
hohe Tödlichkeit. Bei Unfällen durch Ersticken in 
Giftgasen kommen Serienunfälle, bei denen die 
Retter betroffen werden, immer wieder vor. Die 
Hauptstelle für Unfallverhütung hat daher eine Ret- 
tungshaube als Schutz für den Retter entwickelt, die 
bei dem niedrigen Preis von ca. 1 DM überall griff- 
bereit gehalten werden kann. 


C. Die durch Arbeitsunfälle verursachten Kosten 

Die Gesamtausgaben für Arbeitsunfälle im enge- 
ren Sinne, Wegeunfälle und Berufskrankheiten sind 
stark angestiegen. Der Anstieg ist nicht darauf 
zurückzuführen, daß die Unfälle in ihren Folgen 
schwerer geworden sind, sondern vielmehr auf die 
wiederholten gesetzlichen Leistungsverbesserun- 
gen, insbesondere durch die Anhebung des Jahres- 
arbeitsverdienstes. Die Heilbehandlungskosten folg- 
ten der allgemeinen Kostenerhöhung ebenso wie die 
Verwaltungskosten. Durch die verbesserten Leistun- 
gen der landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaf- 
ten stieg allerdings die Belastung der Land- und 
Forstwirtschaft um etwa 40% von ca, 11 auf 
15 DM je ha land- und forstwirtschaftliche Nutz- 
fläche. Indessen haben die Leistungen für die ver- 
letzten oder erkrankten Personen, an die Renten, 
Krankengeld, Beihilfen oder Abfindungen gezahlt 
worden sind, den vergleichbaren Stand in Industrie 
und Gewerbe noch nicht erreicht. Die Kosten, bezo- 
gen auf die gemeldeten Arbeitsunfälle und Fälle 
von Berufskrankheiten, sind in der Landwirtschaft 
relativ hoch, nicht zuletzt, weil sehr viele kleine 
Verletzungen nicht gemeldet, sondern in Erster 
Hilfe selbst behandelt werden. 

Die Ausgaben für die Unfallverhütungsarbeit der 
landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften erhöh- 
ten sich 1964 infolge der Intensivierung durch das 
UVNG. In den letzten 10 Jahren erhöhten sie sich 
auf mehr als das Dreifache. Die Verdoppelung der 
Zahl der Technischen Aufsichtsbeamten und Be- 
triebsrevisoren konnte daher durch eine entspre- 
chende Vermehrung des Sachaufwandes ergänzt 
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werden; anderenfalls hätte das erreichte Maß des 
Verständnisses für die Unfallverhütung nicht im 
vorliegenden Umfang geweckt werden können. 
Höhere Ausgaben für diesen Zweck sind daher voll 
gerechtfertigt. 


D. Die Unfallverhütungsmaßnahmen 

I. Unfallverhütungsvorschriften 

Die landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 
nehmen zur Zeit die geschlossene Neubearbeitung 
der Unfallverhütungsvorschriften vor. Sie wird er- 
gänzt und vorbereitet durch die Herausgabe von 
Richtlinien für die Unfallverhütung, mit den kurz- 
fristig wichtigen Neuerungen auf dem Gebiet der 
Landarbeit und Landtechnik Rechnung getragen 
wird. 

II. Überwachung der Unternehmen durch die land- 
wirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 

1. Die Zahl der Unternehmen, die bei den landwirt- 
schaftlichen Berufsgenossenschaften gegen Unfall 
versichert sind und in denen die gesetzliche Sorge 
für die Unfallverhütung den landwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschaften obliegt, ist weit höher 
als die Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe, die 
als Ergebnis der landwirtschaftlichen Betriebs- 
zählung ausgewiesen wird, nämlich 2 968 186 zu 
1 709 700. Der Unterschied liegt einmal in der 
Definition der Begriffe „Unternehmen“ und „Be- 
trieb“ und zum anderen und im wesentlichen 
darin, daß die landwirtschaftliche Unfallversiche- 
rung sehr viele Kleinstunternehmen und auch 
Unternehmen erfaßt, die keine landwirtschaft- 
lichen Betriebe im Sinne der landwirtschaftlichen 
Betriebszählung sind, wie forstwirtschaftliche 
Unternehmen, Gärtnerei-, Binnenfischerei-, Wein- 
bau-, land- und forstwirtschaftliche Lohnunter- 
nehmen und die vielfältigen Unternehmen zum 
Schutz und zur Förderung der Landwirtschaft wie 
die landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 
selbst. Indessen läßt die durch die landwirtschaft- 
lichen Betriebszählungen aufgezeigte Entwicklung 
auch Schlüsse auf das Unfallgeschehen und die 
Unfallverhütungsmaßnahmen zu, wie ein Blick 
auf Übersicht 3 zeigt. 

Übersicht 3 


Landwirtschaftliche Betriebe über 0,5 ha land- 
wirtschaftliche Nutzfläche 


Jahr 

Landwirt- 
schaftliche 
Nutzfläche 
in ha 

Zahl der 
Betriebe 

Durch- 
schnittliche 
Betriebs- 
größe 
in ha 

1960 

13 159 000 

1 626 000 

8,1 

1962 

13 104 000 

1 584 000 

8,3 

1964 

13 036 000 

1 498 000 

8,7 


Die landwirtschaftliche Nutzfläche hat sich in den 
letzten Jahren nicht wesentlich vermindert, ob- 


wohl die Ausdehnung der Siedlungen und Indu- 
strieanlagen zu einem ständigen Schrumpfungs- 
prozeß beiträgt. Die Zahl der landwirtschaftlichen 
Betriebe hat indessen merklich abgenommen, da 
die Agrarstrukturpolitik die Bildung größerer 
und wirtschaftsstärkerer Betriebe verfolgt. Dabei 
werden in erster Linie kleinere Betriebe zusam- 
mengefaßt. Allerdings hat sich auch die ohnehin 
geringe Zahl der Großbetriebe laufend verrin- 
gert, während die Zahl der Mittelbetriebe zuge- 
nommen hat. Die durchschnittliche Betriebsgröße 
ist infolgedessen gestiegen, doch ist bei gleich- 
bleibender Entwicklung damit zu rechnen, daß 
aus wirtschaftlichen Gründen noch für längere 
Zeit viele Arbeiten in der Landwirtschaft von 
Hand und mit einfachen Geräten verrichtet wer- 
den. Auch die vorhandenen landwirtschaftlichen 
Gebäude und Einrichtungen werden noch lanae 
benutzt werden und müssen daher in unfall- 
sicherem Zustand erhalten werden. 

Solange in den vielen kleinen Betrieben eine 
Mechanisierung — vor allem in der Innenwirt- 
schaft — nur schwer durchgeführt werden kann, 
wird auch die Zahl der in der Landwirtschaft 
Tätigen und bei den landwirtschaftlichen Berufs- 
genossenschaften gegen Arbeitsunfälle und Be- 
rufskrankheiten Versicherten hoch bleiben. 

Sehr viele Versicherte werden allerdings die 
landwirtschaftlichen Arbeiten nur nebenberuflich 
ausführen und Ausbildung und Erfahrung — auch 
in der Unfallverhütung — daher im wesentlichen 
in ihrem Hauptberuf erhalten. Für diesen Per- 
sonenkreis wird jetzt schon die Unfallverhütung 
in Heim und Freizeit angestrebt, um seine Ar- 
beitskraft voll zu erhalten. Die Arbeit der land- 
wirtschaftlichen Berufsgenossenschaften strahlt 
darüber hinaus auf Heim und Freizeit im weite- 
sten Sinn aus. So werden auch die Motorrasen- 
mäher für Privatgärten in der Regel den „Richt- 
linien für den Unfallschutz an Sichelmähern" 
entsprechend geschützt. 

2. Der Schwerpunkt der Unfallverhütungsarbeit bei 
den landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 
muß unter diesen Umständen darauf gelegt wer- 
den, die Durchführung der Unfallverhütung zu 
überwachen und die Mitglieder zu beraten (§ 801 
Abs. 1, § 712 Abs. 1 RVO). Die landwirtschaft- 
lichen Berufsgenossenschaften haben daher die 
Zahl der Technischen Aufsichtsbeamten und Be- 
triebsrevisoren seit 1956 verdoppelt, wie die 
nachstehende Übersicht 4 bestätigt. 

Übersicht 4 


Technische Aufsichtsbeamte 
und Betriebsrevisoren 



1956 | 

1961 

1963 | 

1964 

Zahl der Tech- 
nischen Auf- 
sichtsbeamten 
und Betriebs- 
revisoren . . . 

98 

165 

179 

196 
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Die Betriebsbesichtigungen bieten die Möglich- 
keit, Maschinen, Einrichtungen und Gebäude, 
welche den Unfallverhütungsvorschriften nicht 
entsprechen, den Unternehmern zu bezeichnen 
und die Unternehmer bei der Abstellung der 
Mängel zu beraten. Sie konnten mit der höheren 
Zahl der Technischen Aufsichtsbeamten und Be- 
triebsrevisoren mit der übrigen Tätigkeit der 
Technischen Aufsichtsbeamten beträchtlich ver- 
stärkt werden. Bei einigen landwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschaften wurde die Tätigkeit lei- 
der durch Viehseuchen und Unwetter behindert, 
während deren Dauer und Nachwirkungen Be- 
triebsbesichtigungen nicht möglich waren. Die 
Zahl der festgestellten Mängel je Betrieb beträgt 
nicht selten 10 und mehr. Häufungen der Mängel 
an bestimmten Maschinen und Einrichtungen dek- 
ken sich in vielen Fällen auch mit Unfallschwer- 
punkten; hierauf hat die Betriebsgröße nur einen 
untergeordneten Einfluß. Daher kommt bei zahl- 
reichen Unfällen demjenigen, der nicht rechtzeitia 
für die unfallsichere Einrichtung und Instandhal- 
tung sorgt, ebensolche Schuld zu wie dem, der 
nicht unfallsichere Einrichtungen und Maschinen 
benutzt. Die Technischen Aufsichtsbeamten füh- 
ren in den Betrieben zahlreiche Unfallunter- 
suchunaen durch, die wertvolle Erfahrungen für 
die Unfallverhütung liefern. Die Beseitigung de^ 
Mängel wird durch fachkundige Handwerker und 
Hersteller sowie durch Mitwirkung der örtliche^ 
Behörden erleichtert und zwar um so intensiver, 
je mehr eine Arbeitsteilung auch in der Land- 
wirtschaft Eingang findet; daher werden auch 
diese Stellen auf Grund der Unfallerfahrung 
beraten. 

3. Die Schulung der Unternehmer, mithelfenden 
Familienangehörigen und Arbeitnehmer wird 
indessen gerade im Hinblick auf die rechtzeitige 
Beseitigung von Unfallgefahren an Maschinen 
und Einrichtungen immer besonders wichtig hie- 
ben. Sie erfolgt in wachsendem Maß durch die 
Vorführung von Unfallverhütungstonfilmen e~- 
ben einer regen sonstigen Schulungs- und Vor- 
tragstätigkeit. Auch durch Presse. Rundfunk und 
Fernsehen wird immer häufiger über die Unfall- 
verhütung in der Landwirtschaft, berichtet. Ferner 
wird eine Vielzahl ^on Merkblättern Unfall ver- 
hütiingskalendern. Sammelmapnen. Sonderaus- 
gaben von Fachzeitschriften mit Hinweisen auf 
zweckmäßige Unfall Verhütungsmaßnahmen ver- 
teilt. Die meisten landwirtschaftlichen Berufsge- 
nossenschaften gehen darüber hinaus Mittei- 
lungsblätter in großer Auflage heraus, die im 
Postversand allen Betrieben, deren Unternehmer 
Mitglied der Alterskasse sind, zugestellt werden. 

4. Eine besondere Wirkung kommt auch den Unfall- 
verhütungs-Lehrschauen zu, die auf großen land- 
wirtschaftlichen Ausstellungen gezeigt werden. 
Auf der DLG-Ausstellung wurden dadurch über 
1 Million Besucher und über 1200 Hersteller an- 
gesprochen. 

5. Die Ausbildung von Mitgliedern und Versicher- 
ten im unfallsicheren Verhalten bei der Land- 
und Forstarbeit wird besonders intensiv durch 
die praktische Unterweisung in den Deutschen 


Landmaschinen-Schulen (DEULA-Schulen) des 
Kuratoriums für Technik in der Landwirtschaft 
(KTL) und anderen Landmaschinen-Schulen sowie 
in Waldarbeitsschulen betrieben. Daher wurde 
eine „Vereinbarung über die Ausbildung in der 
Unfallverhütung an DEULA-Schulen (DEULA- 
Abkommen)" abgeschlossen, die nicht nur auf 
die DEULA-Schulen angewandt wird. Die land- 
wirtschaftlichen Berufsgenossenschaften fördern 
danach die Ausbildung in den Schulen und er- 
möglichen einem weiteren Kreis von Mitgliedern 
und Versicherten den Besuch dieser Schulen 
indem sie ihnen Beihilfen für den Schulbesuch 
gewähren, die insgesamt einen beträchtlichen Be- 
trag ergeben. 

6. Die Überwachung der Starkstromanlagen wird 
bei den meisten landwirtschaftlichen Berufsgenos- 
senschaften durch die Mitgliedschaft in der Ar- 
beitsgemeinschaft für die Überwachung der Stark- 
stromanlagen auf dem Land (ARBEG) besonders 
gefördert. Die ARBEG wird auf Grund der §§ 2 
bis 6 der 2. DVO zum Energiewirtschaftsgesetz in 
der Fassung der Verordnung vom 17. Juli 1942 
(RGBl. I S. 468) tätig. Sie überprüft mit zahl- 
reichen Mitarbeitern in jedem Jahr sehr viele 
Starkstromanlagen in landwirtschaftlichen Betrie- 
ben. Die relativ geringe Zahl von Elektrounfällen 
in der Landwirtschaft ist das Ergebnis dieser Prü- 
fungen, durch die schadhafte elektrische Anlagen 
rechtzeitig ermittelt werden. 

7. Die Unfallverhütungsarbeit der landwirtschaft- 
lichen Berufsgenossenschaften erstreckt sich in- 
dessen nicht nur auf diese statistisch erfaßten 
Tätigkeiten. Wie an verschiedenen Stellen dieses 
Berichts zum Ausdruck kommt, geht sie weit 
darüber hinaus. Hier sei insbesondere noch auf 
die Entwicklung und Erprobung von Unfallschutz- 
einrichtungen verwiesen, die von der Hauptstelle 
für Unfallverhütung des Bundesverbandes der 
landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften in 
Zusammenarbeit mit den landwirtschaftlichen Be- 
rufsgenossenschaften und den einschlägigen Her- 
stellern betrieben wurde, und zwar 

die Entwicklung und Erprobung einer Silo- 
Rettungshaube für die Rettung Erstickter aus 
giftiger Gasatmosphäre, 

die Erprobung von umsturzfesten Schlepper- 
verdecken durch praktische Umsturzversuche in 
der Ebene und am Hang und 
die Erprobung von umsturzfesten Verdecken 
auf ihre Blitzschutzwirkung für Schlepperfahrer 
und Beifahrer. 

Auch diese Versuche und Entwicklungsarbeiten 
wurden durch Berichte in Presse, Rundfunk und 
Fernsehen den meisten Mitgliedern und Ver- 
sicherten bekannt. 

8. Darüber hinaus haben die landwirtschaftlichen 
Berufsgenosenschaften die Aufmerksamkeit der 
Landbevölkerung und besonders der Landjugend 
auf die Notwendigkeit der Unfallverhütungsmaß- 
nahmen durch Preisausschreiben, Unfallverhü- 
tungswettbewerbe (z. T. unter Einschaltung der 
landwirtschaftlichen Berufs- und Fachschulen) 
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und durch Aufgaben im Landjugendwettbewerb 
des Bundes der Deutschen Landjugend gelenkt. 
Insgesamt haben die vielfältigen Aufklärungs-, 
Beratungs- und Überwachungsmaßnahmen der 
landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften bei 
den in der Land- und Forstwirtschaft und im 
Gartenbau Tätigen den Sinn für die Unfallver- 
hütung geweckt und wachgehalten. 


III. Sicherheitsbeauftragte 

Die Sicherheitsbeauftragten wurden zunächst durch 
Rundschreiben in ihre Arbeit eingeführt, ihre Aus- 


bildung dann aber auch schon durch Schulungskurse 
ergänzt. Die Bestellung und Ausbildung der Sicher- 
heitsbeauftragten fand die Aufmerksamkeit weiter 
Kreise, zumal auch Presse, Rundfunk und Fernsehen 
hierüber berichteten. Mehrfach haben sich benach- 
barte landwirtschaftliche Berufsgenossenschaften zu 
gemeinsamen Ausbildungskursen zusammenge- 
schlossen. Dadurch konnten auch die Sicherheitsbe- 
auftragten spezieller Berufszweige getrennt ausge- 
bildet und hierfür Sondereinrichtupgen, wie DEULA- 
Schulen, Waldarbeiterschulen, Weinbauschulen, zur 
Mitwirkung gewonnen werden. 


C. 

Besonderer Beitrag der Bundesarbeitsgemeinschaft 
der gemeindlichen Unfallversicherungsträger 


Die Arbeitsweise der gemeindlichen Unfallver- 
sicherungsträger auf dem Gebiete der Unfallverhü- 
tung wird von der engen Verbindung mit den Ge- 
meinden und Gemeindeverbänden günstig beeinflußt. 
Ist die Gemeindeunfallversicherung doch zugleich 
auch ein Bestandteil der gemeindlichen Selbstver- 
waltung. Eingebettet in den kommunalen Aufgaben- 
bereich ist sie eng mit den darin Tätigen verflochten. 
Mit den Selbstverwaltungsorganen der Gemeinden 
und Gemeindeverbände, mit den Bürgermeistern 
und Landräten, den Oberstadt- und Oberkreisdirek- 
toren, den leitenden Beamten und Angestellten so- 
wie mit den kommunalen Spitzenverbänden be- 
stehen gute Beziehungen; teilweise liegt Personal- 
union vor. Es versteht sich bei diesem Sachverhalt, 
daß sich der Unfallverhütung innerhalb der kommu- 
nalen Unfallversicherung gute Wirkungsmöglichkei- 
ten erschließen. Unfallverhütung ist eine natürliche 
Aufgabe der Gemeinden. Sie hat ihre Wurzeln schon 
in der Zeit, als die Menschen sich in festen Siedlun- 
gen niederließen. 

Die in langer geschichtlicher Entwicklung entstan- 
denen und sich immer neu bildenden gemeindlichen 
Institutionen unterscheiden sich von den privatwirt- 
schaftlichen Unternehmungen dadurch, daß sie nicht 
vom Gewinnstreben, sondern von der Sorge um das 
Gemeinwohl beherrscht sind. Für die Unfallverhü- 
tung ergeben sich hieraus wiederum vorteilhafte 
Voraussetzungen; die Gemeinden sind gegenüber 
Unfallverhütungsmaßnahmen aufgeschlossen und 
tragen aus eigener Initiative dazu bei, Unfälle zu 
verhüten. Diese positive Mitarbeit der Gemeinden 
bedingt einen erfreulichen Wirkungsgrad beim Ein- 
satz des Technischen Aufsichtsdienstes der Ge- 
meindeunfallversicherungsverbände. Erhöht wird 
dieser noch durch die territoriale Gliederung der 
Gemeindeunfallversicherungsverbände, die längere 
Reisewege ausschließt und einen raschen Einsatz ge- 
währleistet, was für die schnelle und wirksame Auf- 
klärung der Unfallursachen von Bedeutung ist. Aber 
auch für die Versicherten, die ein wohlbegründetes 
Interesse daran haben, daß ihre Angelegenheiten 


von einer Stelle bearbeitet werden, welche die Ver- 
hältnisse in den Gemeinden kennt und ihnen wegen 
der Ortsnähe die Möglichkeit bietet, ihre Sorgen 
und Nöte persönlich vortragen zu können. 

Bei Würdigung der Arbeit und Erfolge der ge- 
meindlichen Unfallversicherungsträger in der Unfall- 
verhütung ist im übrigen zu bedenken, daß sie es 
mit Gemeinden jeder Größenordnung von weniger 
als 100 bis zu solchen mit über 1 Million Einwoh- 
nern, zu tun haben, deren „Unternehmen" im Sinne 
der Unfallversicherung reichhaltig und verschieden 
sind, und daß noch eine Anzahl kommunalfremder 
Unternehmen hinzukommt. Die Versicherten, denen 
die Sorge um die Unfallverhütung der gemeind- 
lichen Unfallversicherungsträger gilt, setzen sich 
hiernach vorwiegend zusammen aus 

a) Personen, die in den Verwaltungen, Betrieben 
und Einrichtungen der Gemeinden und Gemeinde- 
verbände voll oder teilbeschäftigt sind (§ 539 
Abs. 1 Nr. 1, § 657 Abs. 1 Nr. 1 und 2 RVO mit 
Ausnahme der Versicherten der in § 657 Abs. 2 
genannten Unternehmen) ; 

b) Personen, die in der Selbstverwaltung der Ge- 
meinden und Gemeindeverbände ehrenamtlich, 
und hier jeweils meist nur für kürzere Zeit tätig 
sind (Gemeinderäte, Stadträte, Kreistagsmitglie- 
der, Ausschußmitglieder usw. — § 539 Abs. 1 
Nr. 13 RVO); 

c) Personen, die für Gemeinden und Gemeindever- 
bände vorübergehend tätig werden, z. B. bei 
Hand- und Spanndiensten, statistischen Erhebun- 
gen, Fleischbeschau, als Feldgeschworene, in der 
Jugend- und Wohlfahrtspflege usw. (§ 539 Abs. 2 
RVO); 

d) Mitgliedern von Hilfeleistungsunternehmen, z. B. 
Feuerwehren, Rotes Kreuz, Malteser-Hilfsdienst, 
Arbeitersamariter-Bund, Deutsche Lebensret- 
tungsgesellschaft, Johanniter-Unfallhilfe e. V., 
Bergwacht, Gesellschaft zur Rettung Schiffbrüchi- 
ger usw. (§ 539 Abs. 1 Nr. 8 RVO); 
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e) den Lehrenden und Lernenden während der Aus- 
und Fortbildung — hier insbesondere den Schü- 
lern an Berufsschulen (§ 539 Abs. 1 Nr. 14 RVO); 

f) den im örtlichen Alarmdienst des Luftschutzes 
und im örtlichen Luftschutzhilfsdienst Tätigen 
(§ 539 Abis. 1 Nr. 12, § 657 Abs. 1 Nr. 4 RVO); 

g) Beschäftigten bei nicht gewerbsmäßig ausgeführ- 
ten kurzen Bauarbeiten (§ 539 Abs. 1 Nr. 1 
i. V. m. Abs. 2, § 657 Abs. 1 Nr. 7 RVO) ; 

h) Personen, die beim Bau von Familienheimen im 
Rahmen der Selbsthilfe tätig sind, sowie Beschäf- 
tigte beim Bau von Kleinsiedlungen (§ 539 Abs. 1 
Nr. 15, § 657 Abs. 1 Nr. 8 RVO); 

i) Personen, die in Haushaltungen voll, teilweise 
oder nur gelegentlich beschäftigt sind (§ 539 
Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2, § 657 Abs. 1 Nr. 3 RVO); 

k) Personen, die sich zu Einzelhilfeleistungen sowie 
Blut- und Gewebespenden bereit finden (§ 539 
Abs. 1 Nr. 9 und 10 RVO, im Falle der Übertra- 
gung nach § 656 Abs. 4 RVO. 

Vom Arbeitsplatz des Gemeindeschreibers in der 
Dorfgemeinde spannt sich der Bogen kommunaler 
Betätigung bis hinüber zu den Verwaltungszentren 
und technischen Großanlagen der Städte. Daraus 
ergibt sich auch die Aufgabenbreite des Technischen 
Aufsichtsdienstes der gemeindlichen Unfallversiche- 
rungsträger. 

Auch den Ländern als Eigenunfallversicherungs- 
trägern obliegt wie den gemeindlichen und anderen 
Unfallversicherungsträgern die Verpflichtung, mit 
allen geeigneten Mitteln für die Verhütung von Ar- 
beitsunfällen und für eine wirksame erste Hilfe zu 
sorgen (§ 546 Abs. 1 RVO). Diese Aufgabe wird in 
den Ländern in der Regel von deren Ausführungs- 
behörden für Unfallversicherung wahrgenommen 
(§ 766 Abs. 2 S. 1 RVO). Dabei gelten jedoch die be- 
sonderen Vorschriften über Unfallverhütung und 
erste Hilfe (§§ 708 bis 718 und 721 RVO) nicht, aber 
mit der Maßgabe, daß die Unfallverhütungsvor- 
schriften der Berufsgenossenschaften und Gemeinde- 
unfallversicherungsverbände zu berücksichtigen 
sind, solange die für die Unfallverhütung zuständige 
Stelle keine entsprechenden Anweisungen erteilt 
hat (§ 767 Abs. 2 Nr. 5 RVO). 

Die Zuständigkeit der Länder als Eigenunfallver- 
sicherungsträger ergibt sich aus § 655 RVO. 

Aus der Verwaltungsgemeinschaft, die zwischen 
den Gemeindeunfallversicherungsverbänden und 
den Ausführungsbehörden für Unfallversicherung 
der Länder im gesamten Bundesgebiet (mit einer 
Ausnahme) besteht (vgl. § 766 Abs. 2 S. 3 RVO), er- 
gibt sich, daß die von der gemeindlichen Unfallver- 
sicherung betriebene Unfallverhütung sich auch im 
Versicherungsbereich der Länder als Eigenunfall- 
versicherungsträger gleichermaßen auswirkt. Die Be- 
ratung und Überwachung der staatlichen Verwal- 
tungen, Betriebe und Einrichtungen auf dem Ge- 
biete der Unfallverhütung erfolgt wie bei den Ge- 
meinden und Gemeindeverbänden. Viele und um- 
fangreiche Unternehmen, die bei den Gemeinden 
und Gemeindeverbänden wenig oder nicht Vorkom- 


men, treten hierbei in der Unfallverhütung hinzu, 
z. B. 

Institute und Laboratorien der Universitäten und 
Technischen Hochschulen, 

Universitätskliniken, 

Atommeiler, Strahlenforschung, 

Straßenbau und Straßenunterhalt (einschließlich 
Autobahnen und Bundesfernstraßen), 

Staatsforsten, 

Staatsgüter u. a. m. 

Die Unfallverhütungsvorschriften der Gemeinde- 
unfallversicherung passen sich der Vielfalt der ver- 
sicherten Unternehmen an. Eigene Unfallverhü- 
tungsvorschriften kommen in Betracht, wenn diesen 
ein Anwendungsgebiet von einem gewissen Umfang 
gegenübersteht. Unfallverhütungsvorschriften für 
Unternehmen, die hauptsächlich im öffentlichen Be- 
reich Vorkommen, bearbeitet die Bundesarbeitsge- 
meinschaft der gemeindlichen Unfallversicherungs- 
träger e. V. (BAGUV) ausschließlich oder federfüh- 
rend. So z. B. für Feuerwehren, Theater, Schlacht- 
höfe, Müllabfuhr, Desinfektion, Straßenunterhalt 
und -reinigung usw. Wo Betriebe gleichermaßen im 
öffentlichen und privaten Bereich Vorkommen, wer- 
den Unfallverhütungsvorschriften zwischen der 
BAGUV und einzelnen Berufsgenossenschaften ge- 
meinsam erarbeitet, so z. B. für das Krankenhaus- 
wesen und für den medizinischen Strahlenschutz, 
die in Zusammenarbeit mit der Berufsgenossenschaft 
für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege her- 
ausgegeben wurden. Im Verhältnis zu den ge- 
werblichen Berufsgenossenschaften hat sich die 
Übung herausgebildet, daß Mitglieder des Techni- 
schen Ausschusses der BAGUV in den entsprechen- 
den Fachausschüssen der Berufsgenossenchaften bei 
der Ausarbeitung von Unfallverhütungsvorschriften 
oder von Teilen derselben, die auch den gemeind- 
lichen Aufgabenbereich berühren, mitwirken, wie 
umgekehrt bei der Ausarbeitung und Vorberatung 
gemeindlicher Unfallverhütungsvorschriften unter 
den gleichen Voraussetzungen Fachleute der Be- 
rufsgenossenschaften beteiligt werden. 

Wegen der Breite des Versicherungsbereiches 
wurden innerhalb des Technischen Ausschusses der 
BAGUV folgende Fachgruppen gebildet: „Allge- 
meine Vorschriften”, „Badeanstalten", „Chlorungs- 
anlagen”, „Elektrische Anlagen”, „Feuerwehren”, 
„Forst”, „Gartenanlagen”, „Gesundheitsdienst und 
Wohlfahrtspflege", „Müllabfuhr”, „Ortsentwässe- 
rung”, „Reinigungsarbeiten in Gebäuden”. „Sam- 
melheizungen und Warmwasserbereitungsanlagen”, 
„Schlacht- und Viehhöfe”, „ Straßenreinigung ”, 
„Theater", „Wegebau und Straßenunterhaltung", 
„Wirtschaftsbetriebe in Anstalten”, „Übernahme 
berufsgenossenschaftlicher Vorschriften” . 

Neben der fachlich-technischen Überwachung der 
Betriebe ist eine sicherheitspsychologische Gesamt- 
betreuung nötig. Den jetzt zum Durchbruch kom- 
menden Bestrebungen nach einer komplexen Un- 
fallverhütung hat die Gemeindeunfallversicherung 
schon vorgegriffen; sie hat bereits vor Jahren 
die Forderung erhoben: Vom sicheren Haus muß 
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der Weg über die sichere Straße zum sicheren Ar- 
beitsplatz führen. 

Seit 1949 wird in breiter Streuung über das ganze 
Bundesgebiet bis in die kleinste Gemeinde das Mit- 
teilungsblatt „Die Gemeindeunfallversicherung JJ 
über die Mitglieder der BAGUV den kommunalen, 
staatlichen und anderen Dienststellen und Betrieben 
in einer Auflage von 40 000 Stück monatlich zuge- 
leitet. Neben der Behandlung von rechtlichen, medi- 
zinischen und Verwaltungsfragen findet die Unfall- 
verhütung in diesem Blatt bedeutsamen Raum. Die 
Abschnitte „Wo lauert Gefahr?" und „Aus dem 
Unfallgeschehen" geben den Sicherheitsbeauftrag- 
ten laufend Material in die Hand. 

Ein ebenfalls monatlich erscheinendes Unfallver- 
hütungsplakat, das mit dem Mitteilungsblatt ver- 
teilt wird, weist die Versicherten auf ihre persön- 
liche Mitverantwortung hin. Alle Beschäftigten, 
gleich ob Mann oder Frau, haben das Recht, ihre 
Arbeit an Arbeitsplätzen auszuüben, die ein unfall- 
freies Arbeiten gewährleisten. Der Mensch lebt je- 
doch nicht von seinem Recht allein; die Erhaltung 
seiner Gesundheit und die ihm mitgegebene Ver- 
nunft verpflichten ihn, in eigener persönlicher Mit- 
verantwortung unfallfrei zu arbeiten. Jeder Be- 
triebsangehörige ist darum zunächst Sicherheitsbe- 
auftragter für seine eigene Person. Jeder arbeitende 
Mensch trägt einen Teil des Unfallrisikos selbst und 
muß daher — auch wirtschaftlich gesehen — be- 
strebt sein, Schäden von seinem Körper fernzuhal- 
ten. 

Für die Unfallverhütung in dem besonders gear- 
teten Versicherungsbereich der Haushaltungen ha- 
ben die BAGUV und ihre Mitglieder im Jahre 1954 
mit Unterstützung der Bundesregierung unter der 
Schirmherrschaft von Frau Luise Erhard, eine eigene 
gemeinnützige Einrichtung, die „AKTION DAS 
SICHERE HAUS e. V." (Aktion DSH) ins Leben 
gerufen. Im Rahmen der Zusammenarbeit mit die- 
ser Institution wird monatlich die von ihr heraus- 
gegebene Unfall- und Schadenverhütungszeitschrift 
für Haus, Heim und Freizeit „DAS SICHERE HAUS" 
an die Gemeinden und Gemeindeverbände, die 
Presse, den Rundfunk, das Fernsehen, die Haus- 
frauen-, Hausangestellten- und Wirtschaftsver- 
bände, die Gewerkschaften, insbesondere auch an 
die Haushaltungs- und Volksschulen des Bundes- 
gebietes in einer Auflage von über 90 000 verteilt. 
Die Aktion DSH führt laufend Tagungen, Veran- 
staltungen und Ausstellungen in größeren Städten 
des Bundesgebietes durch, z. B. zuletzt in Darm- 
stadt, Ulm, Hannover, Kassel, Frankfurt/M. Beson- 
ders sei erwähnt die große Aufklärungsveranstal- 
tung in der Kongreßhalle Berlin anläßlich der Jah- 
restagung 1964 in Berlin, bei welcher zusammen 
mit RIAS Berlin anläßlich des zehnjährigen Be- 
stehens der Aktion DSH erstmals ein wohlgelun- 
gener öffentlicher Quizabend in der Urania abge- 
halten wurde. Auf der Tagung hielt die Leiterin der 
Abteilung Home Safety der Royal Society for the 
Prevention of Accidents und des National Home 
Safety Committee in London, Frau Barbara Naish 
einen Vortrag über die häusliche Unfallverhütung 
in England. 


Die BAGUV mit ihren Mitgliedern und die Aktion 
DAS SICHERE HAUS lassen sich bei ihren Bemü- 
hungen um die Unfallverhütung, kurz zusammen- 
gefaßt, von folgenden Überlegungen leiten: 

Das Auto vor des Nachbarn Tür, die Fernseh- 
antenne auf seinem Dach, das kostbare Spielzeug 
des fremden Kindes sind heute Gradmesser des Er- 
folges, mit denen es Schritt zu halten gilt, will man 
nicht riskieren, als Mauerblümchen des Wirtschafts- 
wunders mit mitleidigen Blicken bedacht zu werden. 
Der Parole: „Tüchtige Menschen — modernes Le- 
ben" soll die Parole entgegengesetzt werden: „Zum 
besseren Leben die größere Sicherheit!" Das bessere 
Leben durch sicheres Verhalten recht lange zu ge- 
nießen, müßte doch ein selbstverständlicher Wunsch 
der Menschen sein. 

Dem ist aber nicht so. Nicht nur der Beruf, sogar 
die Freizeit ist für viele Menschen schon zur Hetze 
geworden. Sie brauchen immer neue und stärkere 
Sinnesreize, weil sie verlernt haben, sich natürlich 
zu erholen und zu entspannen. Auch in der Freizeit 
ist die Überwindung größerer Entfernungen in im- 
mer kürzeren Zeiträumen zum falsch verstandenen 
Erholungsbegriff geworden. Außerdem wird die 
Nacht zum Tag gemacht, Augen und Ohren werden 
überanstrengt, die Gleichschaltung zwischen kosmi- 
schen Vorgängen und natürlichen Funktionen des 
menschlichen Lebens wird gestört. Es ist kein Zu- 
fall, sondern eine zwangsläufige Folge der heutigen 
menschlichen Lebensweise, wenn sich die Anfällig- 
keit für Unfälle in allen Lebensbereichen erhöht. 

Es ist deshalb auch Aufgabe der BAGUV und der 
staatlichen und kommunalen Eigenunfallversiche- 
rungsträger und im besonderen die der Aktion DAS 
SICHERE HAUS, dem modernen Menschen das un- 
erläßliche Maß am instinktiven Unfallbewußtsein 
zu vermitteln. 

Nach der Satzung der BAGUV und in der Praxis 
hat sich eine gewisse Aufteilung der Aufgaben auf 
dem Gebiete der Unfallverhütung zwischen der 
BAGUV und ihren Mitgliedern als zweckmäßig und 
nützlich erwiesen. Ihren Mitgliedern — 13 Ge- 
meindeunfallversicherungsverbänden, 8 Städten mit 
Eigenunfallversicherung und 12 Ausführungsbehör- 
den für Unfallversicherung der Länder — obliegt die 
Wahrnehmung der Aufgaben der Unfallversiche- 
rungsträger zur Unfallverhütung im Sinne der 
§§ 708 bis 722 RVO. Sie haben im Bewußtsein der 
Bedeutung, welche der Unfallverhütung mehr und 
mehr zukommt, im Verlauf der letzten Jahre den 
Personalbestand an Technischen Aufsichtsbeamten 
wesentlich erhöht und den Einsatz von Organisa- 
tionsmitteln zur Erkenntnis sowie zur Aufklärung 
von Unfallursachen erheblich gesteigert. Planung, 
Durchführung und Überwachung im Bereich der Un- 
fallverhütung ergänzen sich so wirkungsvoll. 

Die BAGUV nimmt für ihre Mitglieder im beson- 
deren in ihrer Abteilung Unfallverhütung wahr: 

a) Beratung der Mitglieder und Pflege des Erfah- 
rungsaustausches in Angelegenheiten der Un- 
fallverhütung, besonders im Rahmen des Tech- 
nischen Ausschusses; 
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b) Herausgabe fachlicher Rundschreiben, eines mo- 
natlichen Mitteilungsblattes, in denen die Un- 
fallverhütung einen breiten Raum einnimmt, 
sonstiger einschlägiger Druckschriften, Heraus- 
gabe monatlicher Unfallverhütungsplakate, von 
Unfallverhütungsbildern und anderem Unfall- 
und Krankheitsverhütungsmaterial; 

c) Sammlung und Auswertung statistischer Ergeb- 
nisse; 

d) allgemeine Werbung für die Unfallverhütung bei 
der Arbeit, im Verkehr, im Haushalt, in der 
Schule und in der Freizeit; 

e) Planung, Ausrichtung und Durchführung gemein- 
schaftlicher Maßnahmen zur Unfallverhütung; 

f) Ausarbeitung einheitlicher Unfallverhütungsvor- 
schriften; 

g) Bestellung gemeinsamer Technischer Aufsichts- 
beamter; 

h) Abhaltung von Tagungen und Teilnahme an sol- 
chen; 

i) Veranstaltung von Ausstellungen und Beteili- 
gung an solchen, Besuch von Messen; 

k) Zusammenarbeit mit Wirtschaftsverbänden, den 
kommunalen Spitzenverbänden und Fachverbän- 
den, den kommunalen Arbeitgeberverbänden, 
Gewerkschaften und anderen Stellen im Bund 
und in den Ländern in Fragen der Unfallverhü- 
tung; 

l) die Unfallverhütung im häuslichen Sektor und 
Freizeitbereich in Zusammenarbeit mit der Ak- 
tion DAS SICHERE HAUS e. V.; 

m) die Mitwirkung bei der Ausbildung von Techni- 
schen Aufsichtsbeamten und Abhaltung von Eig- 
nungsprüfungen für deren Anstellung bei den 
Mitgliedern (§ 712 RVO); 

n) die Mitarbeit an den Aufgaben der Unfallverhü- 
tung im Rahmen internationaler Organisationen 
(z. B. in der Internationalen Vereinigung für So- 
ziale Sicherheit in Genf, beim Weltkongreß zur 
Verhütung von Arbeitsunfällen und Berufs- 
krankheiten) ; 

o) die Pflege der Beziehungen zu entsprechenden 
Einrichtungen des Auslandes; 

p) die Zusammenarbeit mit gleichgerichteten Orga- 
nisationen des Inlandes (z. B. mit dem VDE-Vor- 
schriftenausschuß, den Fachausschüssen der Zen- 
tralstelle für Unfallverhütung beim Hauptver- 
band der gewerblichen Berufsgenossenschaften, 
der Hauptstelle für Unfallverhütung beim Bun- 
desverband der landwirtschaftlichen Berufsge- 
nossenschaften, der Arbeitsgemeinschaft für 
Arbeitssicherheit, der Arbeitsgemeinschaft Ver- 
kehrssicherheit, dem Kuratorium „Wir und die 
Straße", der Deutschen Bühnentechnischen Ge- 
sellschaft, der Abwassertechnischen Vereinigung, 
dem Kuratorium für Waldarbeit und Forsttech- 
nik, dem Normenausschuß, dem Kongreß für 
Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin als Mitver- 
anstalter usw.). 


Aus dem vorstehend skizzierten Aufgabenbereich 

sind als bemerkenswerte Einzelvorgänge aus dem 

Berichtsjahr u. a. noch zu nennen: 

Die laufende Schulung der Sicherheitsbeauftrag- 
ten; 

Besprechungen mit Herstellerfirmen, im besonderen 
von Feuerwehr- und Feuerlöschgeräten zur 
unfallsicheren Gestaltung dieser Geräte; 

Herausgabe von Anleitungen an die Kreisbrand- 
inspektoren zur Überprüfung der Feuerwehrein- 
richtungen auf Unfallsicherheit; 

Verteilung von Testbögen „Wie wohnen wir?" an 
Schulen und Haushaltungen als Anleitung und 
Anregung für eine eigenverantwortliche Überprü- 
fung der Unfallsicherheit in Haushaltungen und 
in der Freizeit; 

Verteilung der Richtlinien „Häusliche Sicherheit"; 

Begutachtung und Prüfung einer Reihe von Bau- 
plänen für öffentliche Bauvorhaben (insbeson- 
dere Theaterneubauten) vom Standpunkt der 
Unfallsicherheit; 

Durchführung von Versuchen mit Gehörschutzgerä- 
ten und mit Schutzhelmen für Bühnenarbeiter; 

Abhaltung von Lehrgängen für Sprengmeister und 
ebenso für Böllerschützen; 

desgleichen für Klärwärter (an gemeindlichen Klär- 
anlagen) ; 

Untersuchungen über die Zunahme der Hepatitis 
als Berufskrankheit und deren Verhütung; 

Mitwirkung an den Vorbereitungsmaßnahmen der 
„Aktion gegen den Unfall" im norddeutschen 
Raum; 

Mitarbeit an der „Verkehrssicherheitswoche"; 

Einrichtung von Lagerstätten für Fundmunition; 

Unfallverhütung bei Jugendfeuerwehren; 

Verteilung eines Sonderdruckes „Unfallverhütung 
bei der Waldarbeit" (im Bereich der staatlichen 
Forstverwaltungen) ; 

Herstellung mehrerer Unfallverhütungsfilme und 
verschiedener Reihen von Dias für die Durchfüh- 
rung von öffentlichen und betrieblichen Aufklä- 
rungsveranstaltungen; 

Beschickung von Ausstellungen mit Aufklärungs- 
material zur Unfallverhütung (u. a. der Industrie- 
Ausstellung in Berlin); 

Herausgabe und Verteilung eines Unfallverhütungs- 
Kalenders an die Mitgliedsgemeinden und ihre 
Betriebe und an staatliche Stellen; 

Abhaltung von Vorträgen zur Unfallverhütung bei 
Bürgermeisterversammlungen und sonstigen kom- 
munalen Fachtagungen, bei Hausfrauenvereini- 
gungen u. a.; 

Ausarbeitung und Änderung von Plakaten über die 
erste Hilfe bei Unfällen (§ 721 RVO) sowie Ver- 
anstaltung von Lehrgängen über erste Hilfe; 
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Beobachtung der Entwicklung der Wegeunfälle 
zwecks Beeinflussung im Sinne der Unfallverhü- 
tung; 

Verfolgung der Entwicklung der Unfallverhütung in 
der EWG; 

Prüfung der Möglichkeiten, auf ausländische Arbei- 
ter hinsichtlich Unfallverhütung einzuwirken; 

Besuch des National Safety Council in Chicago; 

Teilnahme am 4. Weltkongreß über Verhütung von 
Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten in London 
mit Ausführungen von Ltd. Ministerialrat Truhe, 
Düsseldorf, zur häuslichen Unfallverhütung; 


Unfallverhütungsmaßnahmen für unfreie Arbeiter 
(§ 540 RVO); 

Beeinflussung der Kinder und Jugendlichen über die 
Schulen zur unfallsicheren Lebenshaltung. 

Abschließend darf hervorgehoben werden, daß 
sich die Eigenunfallversicherungsträger der Länder 
wie der Gemeinden und Gemeindevenbände der 
Bedeutung der Unfallverhütung voll bewußt sind 
und sich mit allem Ernst und Nachdruck die best- 
mögliche Erfüllung der ihnen in dieser Beziehung 
zugewiesenen Aufgabe wie bisher auch in Zukunft 
angelegen sein lassen. Das gilt insbesondere auch 
für die Selbstverwaltungsorgane der Eigenunfall- 
versicherungsträger. 


D. 

Besonderer Beitrag der Deutschen Bundespost 


Im Bereich der Deutschen Bundespost sind im 
Jahre 1964 folgende Maßnahmen zur Unfallver- 
hütung und zur Sicherstellung der Ersten Hilfe nach 
Unfällen durchgeführt worden: 

A. Technische Maßnahmen 

a) an Fahrzeugen 

1. Entwicklung neuer Kraftfahrzeuge 

Für die Briefkastenleerung, Paketzustellung und 
Postbeförderung wurden Fahrzeuge entwickelt, bei 
denen der Fahrer durch die Bauweise des Fahr- 
zeugs veranlaßt wird, beim Halten auf der Fahrbahn 
das unfallgefährliche Aussteigen aus dem Fahrzeug 
auf der linken Fahrzeugseite zu unterlassen. Der 
Laderaum wurde auf 1,55 bzw. 1,48 m erhöht, so 
daß im Wagen auch stehend — mit geneigter Kopf- 
haltung — gearbeitet werden kann. Vom Fahrer- 
zum Laderaum ist ein bequemer Durchgang vorhan- 
den. Die Öffnung der rechten Aussteigtür wurde auf 
1,40 m erhöht. Beide Türen des Fahrerhauses sind 
anstelle der bisher üblichen Drehtüren als Schiebe- 
türen ausgebildet, um das gefährliche Öffnen von 
Türen in die Fahrbahn oder den Radfahrweg hinein 
zu vermeiden. Die Unfallgefahren sind dadurch 
wesentlich verringert worden. 

2. Scheibenwaschanlagen für Kraftwagen 

Bei Frontlenker- und Kurzhauber-Fahrzeugen 
wurden Scheibenwaschanlagen in den Fällen ein- 
gebaut, in denen sie serienmäßig nicht vorhanden 
sind. Damit wird für den Fahrer auch bei schlechter 
Witterung eine gute Sicht geschaffen, die die Ver- 
kehrssicherheit erhöht. 

3. Aufsteigbügel für Unimog-S-Fahrzeuge 

Bei den als Zugmaschinen verwendeten Unimog- 
S-Fahrzeugen wird serienmäßig für das Auf- und 
Absteigen die Vorderradnabe benutzt. Bei nassem 
Wetter oder bei Schnee besteht die Gefahr des 


Abrutschens von der Radnabe. Zur Vermeidung von 
solchen Betriebsunfällen wurden für das Auf- und 
Absteigen seitlich Aufsteigbügel angebracht. 

4. Rammschutzbügel an Lastkraftwagen 

Bei Paketwagen mit 3,5 t und 5 t Nutzlast mit 
hochliegenden Ladeflächen wurden hinten Ramm- 
schutzbügel eingeführt, um im Straßenverkehr ein 
Unterfahren von kleineren Fahrzeugen zu vermei- 
den. 

5. Gummischürzen für Hubfahrzeuge 

Zur Beförderung von Paketsendungen und Brief- 
beuteln benutzte Hubfahrwerke für Rollplatten und 
Rollplattenbehälter wurden beiderseits mit Gummi- 
schürzen zum Schutze gegen Fußquetschungen aus- 
gerüstet. 

6. W indschutzscheiben in Kraftomnibussen 

Durch Verbesserungen an Fremdheizungen in 
311 Kraftomnibussen wurde durch entsprechende 
Führung der Heizluft für eine gute und sichere 
Entfrostung und Abtauung der Windschutzscheiben 
und der vorderen Seitenscheiben gesorgt und damit 
die Verkehrssicherheit erhöht. 

Mit dem gleichen Ziel wurden zur Erhaltung der 
freien Sicht für die Fahrer in Kraftomnibussen Bug- 
raum-Absperreinrichtungen eingeführt. 

7. Bedienungseinrichtung für Rollbehälter-Fahrzeuge 

Bei den zur Beförderung von Paketen und Brief- 
sendungen neu entwickelten Rollbehälter-Fahrzeu- 
gen ist die Bedienungseinrichtung so angeordnet, 
daß der Behälteraustausch zwangsläufig von zwei 
Personen ausgeführt werden muß, da bei Bedie- 
nung durch nur eine Person die Unfallgefahr zu 
groß ist. 

8. Führungsschienen an Paketbehältern 

Die Führungsschienen an den Paketbehältern Bau- 
art Weber wurden durch Versteifungsrücken ver- 
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stärkt. Damit ist sichergestellt, daß die Führungs- 
schienen nicht mehr verbogen oder herausgerissen 
und die Kranhaken leichter in die Ösen eingeführt 
werden können. 

9. Trittroste an Bahnpostwagen 

Die Abmessung der Mulden für die Trittroste an 
Bahnpostwagen sind in der Höhe und Tiefe so ver- 
größert worden, daß auch für große Schuhe eine 
ausreichende Trittfläche vorhanden ist. Die Tritt- 
roste (bieten jetzt auch im Winter ausreichende Auf- 
trittssicherheit. 

10. Außengriife an Bahnpostwagen 

Die an Bahnpostwagen angebrachten Außengriffe 
aus Leichtmetall wurden gegen Stahlgriffe umge- 
tauscht. Sie werden bei neueren Wagen in Griff- 
mulden verlegt. Dadurch ist sichergestellt, daß die 
Außengriffe nicht mehr — wie bisher — durch 
Gegenfahren mit Handfahrzeugen an- oder abge- 
brochen werden und das im Bahnpost-, Bahnhofs- 
post- und Rangierdienst der Bundesbahn eingesetzte 
Personal ausreichende Festhaltemöglichkeiten an 
Bahnpostwagen besitzt. 

11. Deichselfangvorrichtung für Handfahrzeuge 

Zur Vermeidung der häufig auftretenden Fußver- 
letzungen durch herabfallende Deichseln wurde für 
die Handfahrzeuge eine Deichselfangvorrichtung 
entwickelt. Neu zu beschaffende Bahnsteigwagen 
W 12, Bahnhofshandwagen W 61, Paketbehälter 
Fahrwerk (Normalausführung und Tieflader) sowie 
Scherenhubwagen für Rollplatten mit Hochstell- 
bremse werden serienmäßig mit dieser Vorrichtung 
ausgestattet. Die Oberpostdirektionen lassen bei 
Fahrzeugen älterer Bauart Deichselfangvorrichtun- 
gen nachträglich einbauen. 

b) sonstige technische Maßnahmen 

12. Schutzhelme für Mopedfahrer 

Die überwiegend im innerstädtischen Verkehr 
eingesetzten Mopedfahrer werden — ebenso wie 
die Motorroller- und Motorradfahrer — mit Schutz- 
helmen in gelber Farbe ausgestattet. Anlaß hierzu 
gab die durch das Anwachsen des innerstädtischen 
Straßenverkehrs erhöhte Unfallgefahr. 

13. Warnanstriche bzw. Kennleuchten für gelbes 
Blinklicht für Kraftfahrzeuge der Fernmelde- 
dienste 

Die für Arbeiten im Straßenbau eingesetzten 
Kraftfahrzeuge der Linientechnik (z. B. selbstfah- 
rende Kalbelkraftwinden, Zugmaschinen mit Kabel- 
transportanhängern, Kabelmeßwagen, einzelne 
Fahrzeuge des Fernmeldebaues) erhalten einen 
weiß-roten Warnanstrich an den Ecken, wenn dies 
nach der Verwendungsart der Fahrzeuge erforder- 
lich erscheint. 

Darüber hinaus werden einzelne selbstfahrende 
Kabelkraftwinden und Zugmaschinen, isoweit sie 
überwiegend im Straßenraum stark befahrener Stra- 
ßen Arbeiten verrichten, zusätzlich mit Kennleuch- 


ten für gelbes Blinklicht gemäß § 33 Abs. 6 StVO 
ausgerüstet. 

14. Einführung eines Hautreinigungsmittels 

Für die Bediensteten im Fernmeldebau wurde ein 
Hautreinigungsmittel (ES-TE-Lackentferner) zum 
schonenden Reinigen der Hände nach dem Arbeiten 
mit Vergußmasse, mit Teeröl getränkten Masten 
und mit Erdkabeln eingeführt, um das für Reini- 
gungszwecke häufig verwendete feuergefährliche 
und hautreizende Lötbenzin zu verdrängen. 

15. Schutzhüllen 

Zum Schutz gegen Unfälle bei der Beförderung spit- 
zer und scharfkantiger Vermessungsgeräte im Fern- 
meldebaudienst, z. B. Bandmaße, Markierungsna- 
deln, Feldbuchrahmen, wurden Schutzhüllen einge- 
führt. 

B. Organisation der Unfallverhütung 

1. Sicherheitsbeauftragte 

Gemäß § 719 RVO wurden Sicherheitsbeauftragte 
bestellt, die im Bereich der Deutschen Bundespost 
die Bezeichnung „Arbeitsschutzbeauftragte" führen. 
Nach den Meldungen der Oberpostdirektionen sind 
insgesamt 1561 Arbeitsschutzbeauftragte eingesetzt. 

2. Sachbearbeiter für Unfallverhütung 

Im Rahmen der Intensivierung der Unfallverhü- 
tung wurde ab Oktober 1964 bei allen Oberpost- 
direktionen je ein Sachbearbeiter ausschließlich für 
Unfallverhütung und Unfallstatistik eingesetzt. 

Aufgabe der' Sachbearbeiter für Unfallverhütung 
ist insbesondere: 

sich laufend über das Unfallgeschehen im Bezirk zu 
unterrichten, um ggf. besondere „Unfallsdiwer- 
punkte" zu erkennen; 

an Ort und Stelle nachzuprüfen, ob alles für eine 
wirksame Unfallverhütung geschehen ist; 

festgestellte Mängel beseitigen zu lassen und die 
Durchführung zu überwachen; 

bei örtlichen Besichtigungen, soweit dienstlich mög- 
lich, das Personal auf den Sinn und die Möglichkei- 
ten der Unfallverhütung aufmerksam zu machen; 

zentrale Aktionen zur Unfallverhütung innerhalb 
des Bezirks vorzubereiten und durchzuführen; 

die Arbeitsschutzbeauftragten der Ämter aus- und 
weiterzubilden. 

C. Ausbildung 

1. Durchführung von Lehrgängen 

In folgenden überbezirklichen Lehrgängen wurden 
Themen zum Unfallschutz behandelt: 

a) Lehrgänge für technische Aufsichten in Kraft- 
fahrbetriebsstellen; 

b) Lehrgänge über Elektrotechnik für Handwerker 
des posttechnisdien Dienstes, Fachbereich Ma- 
schinentechnik; 
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c) Lehrgänge über Postbetriebstechnik für Maschi- 
nenüberwachungsbeamte der Oberpostdirektio- 
nen; Unfallverhütung an Paketförderanlagen; 

d) Ausbildungslehrgänge für Technische Postin- 
spektorenanwärter. 

2. Fahrlehrerlaubnis 

Im Interesse einer gründlichen fachgerechten Aus- 
bildung der Kraftfahrer wurden 1964 erstmals die 
Bewerber um eine Fahrlehrererlaubnis in zentralen 
Lehrgängen beim PTZ geschult. 


D. Verkehrssicherheitstage 

Die Deutsche Bundespost beteiligte sich 1964 an 
den von der Arbeitsgemeinschaft für Arbeitssicher- 
heit durchgeführten Verkehrssicherheitstagen. Bei 
den Ämtern und Amtsstellen wurden 9300 Aktions- 
plakate DIN A 2 und 27 000 Aktionßplakate DIN A 4 
ausgehängt. Als das wirkungsvollste Werbemittel 
erwies sich die in einer Auflage von 250 000 Stück 
beschaffte Sondernummer der Unfallwehr, die teil- 
weise mit eigenen Beiträgen aus dem Unfallgesche- 
hen bei der Deutschen Bundespost gestaltet war. Im 
Rahmen der Verkehrssicherheitstage wurden die 
Zweiräder einer besonderen Kontrolle auf ihre Ver- 
kehrssicherheit unterzogen. 

Ein in der Sondernummer der „Unfallwehr" ver- 
öffentlichtes Preisausschreiben, bei dem 611 Preise 
im Werte von 6000 DM ausgesetzt wurden, regte 
die Bediensteten an, sich eingehend mit Fragen des 
richtigen Verhaltens im Straßenverkehr zu befas- 
sen. 


E. Verkehrserziehungsfilme 

Um die Bediensteten, besonders die im Kraft- 
fahrdienst bei der Deutschen Bundespost Beschäftig- 
ten, zum unfallsicheren Verhalten im Straßenver- 
kehr anzuhalten, wurden neben den bereits vor- 
handenen Verkehrserziehungsfilmen 

„Nur eine Sekunde", 

„Zu schnell", 

„Unarten im Straßenverkehr", 

„Achtung Schnellverkehr", 

„Appassionata", 

„In Eurer Hand", 

„Vorsicht Glatteis", 

„Vorfahrt achten" und 
„Trümpfe des Fußgängers" 

zwei weitere Firne angeschafft, nämlich 
„Möglich weit rechts" und 
„Wer abbiegen will". 

Die Filme werden im Rahmen des Dienstunterrichts 
oder bei Personalversammlungen vorgeführt. 


F. Schriften zur Unfallverhütung 

1. Unfallverhütungs- und Gesundheitskalender der 
Deutsche Bundespost 

Der jährlich erscheinende Unfallverhütungs- und 
Gesundheitskalender der Deutschen Bundespost 
(Taschenkalender-Format) wurde auch im Jahre 1964 
in einer Auflage von 400 000 Stück herausgegeben 
und an die Bediensteten verteilt. Der Kalender ent- 
hält Hinweise zum unfallsicheren Arbeiten, zum 
richtigen Verhalten auf dem Weg zum und vom 
Dienst sowie zur Ersten Hilfe. 

2. Verhütung von Wegeunfällen im Winter 

Die hohe Zahl von Wege- und Betriebsunfällen 
in den Wintermonaten gab Anlaß zur Herausgabe 
eines Faltblatts „ABC für Eis und Schnee". Es wurde 
in einer Auflage von 250 000 Stück aufgelegt und 
den Bediensteten im Rahmen von Dienstvorträgen 
ausgehändigt. Das Faltblatt behandelte in leicht ver- 
ständlicher Form — durch Illustrationen aufgelockert 
— die den Fußgängern, Zweiradfahrern und Pkw- 
Fahrern im Winter zusätzlich drohenden Unfallge- 
fahren durch Schnee, Glatteis, Nebel, Dunkelkeit, 
nasses Laub und Kälte. 

3. Umgang mit Propan im Fernmeldedienst 

Als Anlage zur Fernmeldebauordnung wurden 
„Vorschriften und Anweisungen für den Umgang 
mit Propan und Propangeräten im Fernmeldedienst" 
herausgegeben. 

Für die Beschäftigten im Fernmeldedienst, die mit 
Propan Befassung haben, wurde ein „Merkblatt für 
die Verwendung von Propan" aufgelegt, 

4. Verhütung von Unfällen in Kantinen 

Von der Broschüre „Betriebsgefahren im Gast- 
stättengewerbe" — herausgegeben von der Berufs- 
genossenschaft für Nahrungsmittel und Gaststätten 
wurden 190 Stück angekauft und an die Ämter mit 
posteigenen Kantinen verteilt. 


G. Unfallverhütungsmaßnahmen für ausländische 
Arbeiter 

1. Tonbildschau 

Die Deutsche Bundespost hat eine Kopie der im 
Auftrag des Hauptverbandes der gewerblichen Be- 
rufsgenossenschaften, Zentralstelle für Unfallverhü- 
tung, hergestellten Tonbildschau 

„Sicher arbeiten — besser leben" 

— Wie man sich vor Unfällen schützt — 

in italienischer Sprache gekauft und sie den bei der 
Deutschen Bundespost beschäftigten italienischen 
Arbeitern vorgeführt. 

2. Schriften 

a) Den bei der Deutschen Bundespost beschäftigten 
rund 3000 spanischen und italienischen Arbeitern 
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wurden die von der Verkehrswacht Frankfurt am 
Main herausgegebenen Merkhefte „Sicherheit im 
Verkehr" ausgehändigt, die den Fußgängern, 
Rad-, Moped-, Kraftrad- und Pkw-Fahrern Hin- 
weise zum richtigen Verhalten im Straßenver- 
kehr geben. 

b) Der Dienstbehelf „Verhütung von Unfällen im 
Postdienst auf Bahnhöfen" wurde in die spani- 
sche und italienische Sprache übersetzt und den 
in diesem Dienst beschäftigten Bediensteten aus- 
gehändigt. 

c) Für die im technischen Werkstattdienst bei der 
Deutschen Bundespost beschäftigten rund 525 
spanischen und italienischen Arbeiter wurden 
die vom Hauptverband der gewerblichen Berufs- 
genossenschaften, Zentralstelle für Unfallver- 
hütung, herausgegebenen Merkhefte „Sicher 
arbeiten" beschafft. 


H. Bekanntgabe von Unfällen 

I. Unfall tafel 

Bei den 10 Ämtern im Bundesgebiet, die 1963 die 
größte Unfallhäufigkeit aufwiesen, wurden ver- 
suchsweise von der Berufsgenossenschaft der Fein- 
mechanik und Elektrotechnik entwickelte Unfallta- 
feln ausgehändigt, die das Interesse der Bedienste- 
ten am unfallsicheren Arbeiten wecken sollen. 

Beim Postamt Hannover 2 wird ferner eine Blink- 
licht-Unfallwarntafel erprobt. 

2. Bekanntgabe von Unfällen 

a) Das FTZ hat die Unfälle des Jahres 1963 im 
Fernmeldebaudienst, die tödlich verliefen oder 
bei denen schwerer Schaden an Körper und Ge- 
sundheit entstand, mit Rundschreiben den Ober- 
postdirektionen zur Bekanntgabe an die im Fern- 
meldebaudienst beschäftigten Bediensteten mit- 
geteilt. 

b) Das PTZ hat die Unfälle an überwachungsbe- 
dürftigen Anlagen des Jahres 1963 mit Rund- 
schreiben den Oberpostdirektionen zur Bekannt- 
gabe an die im maschinentechnischen Dienst be- 
schäftigten Bediensteten mitgeteilt. 


I. Sonstige Maßnahmen 

1. Ladekeller in Bahnpostwagen 

Die Deckelunterseiten der Ladekeller in Bahnpost- 
wagen wurden mit einem schwarz-gelb gestreiften 
Farbanstrich versehen. Damit ist Gewähr gegeben, 
daß die geöffneten Ladekeller auch bei ungenügen- 
den Beleuchtungsverhältnissen rechtzeitig erkannt 
und dadurch Stürze von im Bahnpostdienst und im 
Bahnhofspost- und Paketverladedienst beschäftigten 
Bediensteten vermieden werden. 

2. Prüfung schutzisolierter Werkzeuge 

Für die Ausstattung der Fernmeldebautrupps 
wurde ein „Meßzusatz zum Messen von Ableit- 
strömen" zum Prüfen schutzisolierter Werkzeuge, 
z. B. Bohrmaschinen, Lötkolben, Boschhämmer, ein- 
geführt. 

3. Stromversorgung 

Die Stromversorgungsstellen der Fernmeldeämter 
wurden mit „Steckozet-Geräten" ausgerüstet, um 
den richtigen Anschluß von Schuko-Steckdosen an 
Fernmeldegestellen zu prüfen. 

4. Kräfte an Fernmeldestromversorgungsanlagen 

An Fernmeldestromversorgungsanlagen tätige 
Kräfte wurden erstmals beurteilt, ob sie als Fach- 
mann oder als unterwiesene Person im Sinne der 
VDE-Vorschrift 0105 § 3 b gelten. Danach richtet 
sich ihr späterer Einsatz. 

K. Ausbildung in der Ersten Hilfe 

1. Ausbildung von Selbstschutzkräften 

Im Rahmen der Aufstellung von Selbstschutzein- 
heiten im Bereich der Deutschen Bundespost wurden 
in größerem Umfang durch das Deutsche Rote Kreuz 
(im Auftrag des Bundesluftschutzverbandes) Selbst- 
schutzkräfte in der Ersten Hilfe ausgebildet. 

2. Lehrfilm „Erste Hilfe" 

Von dem in Zusammenarbeit mit dem Deutschen 
Roten Kreuz hergestellten Lehrfilm „Erste Hilfe" 
wurde eine Kopie beschafft und einigen Oberpost- 
direktionen zur Vorführung in ihrem Bereich zur 
Verfügung gestellt. 
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